9. Sitzung des Ortschaftsrates Dohndorf

09.11.2015 19:00 Uhr



Kéthen (Anhalt), 27.10.2015
- Bekanntmachung -

zur 9. Sitzung des Ortschaftsrates Dohndorf

am Montag, dem 09.11.2015 um 19:00 Uhr
Sitzungsraum der Gemeinde Dohndorf, Dorfstrale 5
06369 Dohndorf

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich lade Sie zu der oben benannten Sitzung recht herzlich ein.

Vorgesehene Tagesordnung:

TOP Thema Vorl.
1 Eroffnung
1.1 Einwohnerfragestunde -
1.2 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der Ordnungsmafigkeit der -
Ladung
2 Behandlung der 6ffentlichen TOPs
2.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -
2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -
2.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -
2.4 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -
25 1. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) 2015142/4
2.6 Neufassung der Entschadigungssatzung fir ehrenamtlich Tatige 2015140/4
2.7 Neufassung der Hundesteuersatzung der Stadt Kothen (Anhalt) 2015141/4
2.8 Neufassung der Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Umlage der 2015126/4

Verbandsbeitrage der Unterhaltungsverbénde "Westliche Fuhne-Ziethe"

und "Taube-Landgraben"
2.9 Satzung Uber die Festlegung der Schulbezirke 2015143/5
2.10 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -

3 Behandlung der nichtoffentlichen TOPs

3.1 Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)

3.2 Informationen der Verwaltung (nichtéffentlicher Teil) -

3.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -

3.4 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -

3.5 Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil) -

Mit freundlichen GriRen

Uwe Wittmann
Ortsbirgermeister



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015126/4
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 09.11.2015
Ortschaftsrat Dohndorf TOP: 28
Amt: Amt 73 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015126/4
Az.: erstellt am: 18.09.2015
Betreff
Neufassung der Satzung der Stadt Kdothen (Anhalt) zur Umlage der
Verbandsbeitrage der Unterhaltungsverbande "Westliche Fuhne-Ziethe"
und "Taube-Landgraben”
Beratungsfolge
Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]02.11.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 02.11.2015
2(04.11.2015: Ortschaftsrat Wilknitz 04.11.2015
3(05.11.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 05.11.2015
4109.11.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 09.11.2015
5110.11.2015: Ortschaftsrat Merzien 10.11.2015
6(11.11.2015: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 11.11.2015
7111.11.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 11.11.2015
8(01.12.2015: Hauptausschuss
9110.12.2015: Stadtrat

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t die Neufassung der Satzung der Stadt Kothen (Anhalt) zur Umlage
der Verbandsbeitrdge der Unterhaltungsverbénde ,Westliche Fuhne-Ziethe* und ,Taube-
Landgraben®.

Gesetzliche Grundlagen:
Wassergesetz LSA; KAG



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Durch Anderungen im Wassergesetz des Landes Sachsen-Anhalt ergeben sich fiir die
Umlage der Beitrage der Gewasserunterhaltungsverbande auf die Grundstiickseigentimer
Anderungen fur die gemeindlichen Gewasserumlagesatzungen. Die wesentlichste
Neuregelung, die zum 1.1.2015 umgesetzt werden muss, betrifft den Erschwernisbeitrag fur
die Gewasserunterhaltung auf der Umlageebene Gemeinde-Grundstiickseigentiimer (8 56
Abs. 1 WG LSA). Am Umlagemodus auf der Ebene der Unterhaltungsverbénde zu den
Gemeinden andert sich dagegen nichts. Hier muss der ermittelte Erschwernisbeitrag noch
immer entsprechend der Einwohnerzahl in den Gemeinden erhoben werden (8§ 55 Abs. 3
WG LSA).

Bislang wurde der Erschwernisbeitrag einwohnerbezogen erhoben. Diese Regelung hat der
Gesetzgeber gedndert und einen flachenbezogenen Erschwernisbeitrag eingefihrt. Dieser
Erschwernisbeitrag ist von allen Grundstiickseigentimern zu zahlen, deren Flachen nicht
Grundsteuer A-pflichtig sind.

Somit ergibt sich bei der Umlage auf die Grundstlickseigentiimer neben dem einheitlichen
Flachenbeitrag fur alle Flachen des Gemeindegebietes, ein zweiter Flachenbeitrag, der nur
auf die nicht Grundsteuer A-pflichtigen Flachen verteilt wird.

Mit dieser Regelung andert sich lediglich der Verteilungsmalfistab der
Unterhaltungserschwernis im Rahmen der Umlageerhebung der Gemeinden. Im Gegensatz
zum vorherigen Einwohnermalf3stab flihrt er zur Entlastung der Wohnbauflachen, weil die
einwohnerlosen Industrie- und Gewerbegrundstiicke nunmehr bertcksichtigt werden. Dies
fuhrt zu einer gerechteren Verteilung des Erschwernisbeitrages, der aus den versiegelten
Flachen entsteht.

Fur das Erhebungsjahr 2015 wurden durch Steuerabteilung und Umweltamt der Stadt
Kdthen alle Flachen ermittelt, die nicht der Grundsteuer A unterliegen. Diese wurden
flachengenau den beiden Unterhaltungsverbanden zugeordnet und daraus der
Erschwernisbeitrag je Hektar berechnet.

Fur das Veranlagungsjahr 2015 ergeben sich folgende Umlagesatze:

1. Unterhaltungsverband ,Westliche Fuhne-Ziethe":
Flachenbeitrag - 8,06 €/ha
Erschwernisbeitrag - 22,36 €/ha

2. Unterhaltungsverband , Taube-Landgraben”
Flachenbeitrag: - 9,23 €/ha
Erschwernisbeitrag - 1,99 €/ha

Die starke Abweichung im Erschwernisbeitrag zwischen beiden Verbanden erklart sich aus
dem unterschiedlichen Anteil an Verkehrs- und Siedlungsflachen in den Verbandsgebieten,
sowie den Einwohnerzahlen.

Im Gebiet des UHV ,Taube-Landgraben” sind nur 10 % der Flache den Verkehrs- und
Siedlungsflachen zuzuordnen, wahrend im Verbandsgebiet des UHV ,Westliche Fuhne-
Ziethe" der Anteil bei 16 % liegt. Die Verbande erheben die Erschwernisse Uber die
Einwohnerzahl, so dass der hohe Beitragssatz im UHV ,Westliche Fuhne-Ziethe"
(Stadtgebiet Kéthen; OT Dohndorf, Lébnitz, Wilknitz, Arensdorf, Baasdorf und Teile
Merziens) durch die dichte Besiedelung zustande kommt. Dagegen befinden sich im
Verbandsgebiet des UHV , Taube-Landgraben® nur die Einwohner der Ortschaft Elsdorf.

Da von der bisherigen Satzung zur Umlage der Verbandsbeitrage auf die
Grundstiickseigentiimer bereits die 3. Anderungssatzung vorliegt, hat sich die Verwaltung
entschlossen, eine Neufassung fiir 2015 zu erstellen. Die zu beschlieliende Satzung
orientiert sich an der aktuellen Orientierungssatzung des MLU. Sie wurde im Vorfeld mit der
Kommunalaufsichtsbehoérde des Landkreises Anhalt-Bitterfeld abgestimmit.



Die Verwaltung empfiehlt daher dem Stadtrat, die vorliegende Satzung zu beschlielen.
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Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Umlage der Verbandsbeitrige der
Unterhaltungsverbiinde ,,Westliche Fuhne/Ziethe* und ,,Taube-Landgraben*
(Gewiisserumlagesatzung)

Aufgrund des § 56 des Wassergesetzes fiir das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom
16.Mirz 2011 (GVBI. LSA S. 492), zuletzt gedndert durch Artikel 20 des Gesetzes zur
Reform des Kommunalverfassungsrechts des Landes Sachsen-Anhalt und zur
Fortentwicklung sonstiger kommunalrechtlicher Vorschriften vom 17. Juni 2014 (GVBI. LSA
S. 288), der §§ 2, 5, 8, 11,36, 45, 90 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt (KVG-LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBI. LSA S. 288) und der §§ 1 und 2 des
Kommunalabgabengesetzes fiir das Land Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13.Dezember 1996, zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
17.12.2014 (GVBI. LSA S.522), hat der Stadtrat in seiner Sitzung am 10.12.2015 die folgende
Satzung zur Umlage der Verbandsbeitriage der Unterhaltungsverbinde ,,Westliche Fuhne-
Ziethe* und ,,Taube-Landgraben* beschlossen:

§ 1 Allgemeines

(1) Die Stadt Kothen ist gemdfl § 54 Abs. 3 WG LSA fiir die in ihrem Stadtgebiet gelegenen
Flichen gesetzliches Mitglied in den Unterhaltungsverbdnden ,,Westliche Fuhne/Ziethe*
und ,, Taube-Landgraben*.

(2) Die Gemeinden der Unterhaltungsverbande ,,Westliche Fuhne/Ziethe* und ,, Taube-
Landgraben* haben auf der Grundlage der §§ 28 Abs.1 des Gesetzes iiber Wasser- und
Bodenverbande (WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBLI S. 405), zuletzt gedndert durch das
Gesetz vom 15. Mai 2002 (BGBI. I S. 1578), § 55 WG LSA sowie der Satzungen der
beiden Unterhaltungsverbénde Beitrdge zu leisten, die zur Erfillung der Aufgaben des
Verbandes erforderlich sind, sowie die Kosten zu tragen, die die Unterhaltungsverbinde
nach § 56 a WG LSA fiir die Unterhaltung der Gewdsser erster Ordnung abzuflihren
haben.

(3) Grundstiick im Sinne dieser Satzung ist das Grundstiick im biirgerlich-rechtlichen Sinn.

(4) Umlagen werden wie Gebiihren nach dem Kommunalabgabengesetz erhoben.

§ 2 Gegenstand der Umlage

Die Stadt K&then legt die Beitriage, die ihr aus ihrer gesetzlichen Mitgliedschaft in den
Unterhaltungsverbidnden entstehen, auf die Umlageschuldner um.

§ 3 Umlagepflicht

Die Umlagepflicht fiir den Flachenbeitrag besteht fiir alle Grundstiicke des Stadtgebietes. Die
Umlagepflicht fiir den Erschwernisbeitrag besteht fiir alle Grundstiicke des Stadtgebietes, die
nicht der Grundsteuer A unterliegen.

§ 4 Umlageschuldner

(1) Umlageschuldner ist, wer Eigentiimer eines im Stadtgebiet gelegenen, zum
Verbandsgebiet gehdrenden Grundstiickes ist.

(2) Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, tritt an die Stelle des Eigentiimers der
Erbbauberechtigte.





(3) Sind die Umlageschuldner nach Abs. 1 und 2 nicht zu ermitteln, ist ersatzweise derjenige
zu der Umlage heranzuziehen, der im Erhebungszeitraum das Grundstiick nutzt. Der
Umlageschuldner ist dann nicht zu ermitteln, wenn der Eigentiimer oder der
Erbbauberechtigte aus dem Liegenschaftskataster nicht bestimmt werden kann.

(4) Mehrere Umlageschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 5 Entstehung der Umlageschuld; Erhebungszeitraum

(1) Die Umlageschuld entsteht mit Beginn des Kalenderjahres fiir das die Umlage
festzusetzen ist, frilhestens jedoch mit der Bekanntgabe des Beitragsbescheides des
Unterhaltungsverbandes an die Stadt Kothen (Anhalt). Erhebungszeitraum ist das
Kalenderjahr.

(2) Die Festsetzung der Umlage erfolgt durch Bescheid, der mit anderen Grundstiicksabgaben
oder Steuern zusammengefasst werden kann.

§ 6 Umlagemalistab

(1) Berechnungsgrundlage flir die Umlage des Fldchen- und des Erschwemisbeitrages ist die
Flache des im jeweiligen Verbandsgebiet gelegenen Grundstiicks.

(2) Wird das Grundstiick von Flachen verschiedener Verbandsgebiete geschnitten, so wird der
Flachen- und Erschwernisbeitrag anteilig berechnet.

§ 7 Umlagesatz

(1) Grundlage fiir die Ermittlung des Umlagesatzes flir den Fléchenbeitrag ist der jdhrliche
Flachenbeitragssatz pro Hektar der Unterhaltungsverbénde. Der Erschwernisbeitragssatz
wird ermittelt aus dem vom Unterhaltungsverband geforderten jahrlichen
Erschwernisbeitrag dividiert durch die Flache im Stadtgebiet, die nicht Grundsteuer A-
pflichtig ist. So ergibt sich ebenfalls ein Flachenbeitrag pro Hektar.

(2) Fiir die Flachen im Verbandsgebiet des Unterhaltungsverbandes ,,Westliche Fuhne/Ziethe*
betragt der Satz zur Umlage des Flichenbeitrages fiir das Kalenderjahr 2015
8,06 €/ha.

Der Umlagesatz fiir den Erschwernisbeitrages betrigt fiir das Kalenderjahr 2015
22,36 €/ha.

(3) Fiir die Flachen im Verbandsgebict des Unterhaltungsverbandes ,,Taube-Landgraben*
betridgt der Flidchenbeitragssatz fir das Kalenderjahr 2015 9,23 €/ha.
Der Erschwernisbeitragssatz betrigt fir das Kalenderjahr 2015 1,99 €/ha.

(4) Fir Grundstiicke, die durch die Verbandsgrenze des Unterhaltungsverbandes ,,Westliche
Fuhne/Ziethe* und des Unterhaltungsverbandes ,,Taube-Landgraben® geschnitten werden,
wird der Flachenbeitrag anteilig, entsprechend dem vom Landesamt fiir Hochwasserschutz
ermittelten prozentualen Anteil der Grundstiicksflaiche am jeweiligen Verbandsgebiet,

berechnet.

(5) Entfillt auf ein durch beide Verbdnde geschnittenes Grundstiick ein Erschwernisbeitrag,
so wird er ebenfalls entsprechend dem ermittelten prozentualen Anteil der
Grundstiicksfliche am jeweiligen Verbandsgebiet berechnet.





§ 8 Falligkeit

(1) Die Umlage wird einen Monat nach Bekanntgabe des Umlagebescheides gegentiber dem
Umlageschuldner fillig.

(2) Im Abgabenbescheid kann bestimmt werden, dass er auch flir zukiinftige Zeitabschnitte
gilt, solange sich die Berechnungsgrundlage nicht dndert.

§ 9 Auskunftspflichten

(1) Sind fiir die Erhebung und Bemessung der Umlage Auskiinfte oder Unterlagen des
Umlagepflichtigen notwendig, hat dieser die Auskiinfte auf Aufforderung zu erteilen bzw.
die Unterlagen zur Verfligung zu stellen.

(2) Der Umlagepflichtige ist zur Mitwirkung bei der Ermittlung von notwendigen Angaben
zur Umlagegrundlage verpflichtet. Er kommt der Mitwirkungspflicht insbesondere
dadurch nach, dass er die fur die Umlageermittlung erheblichen Tatsachen vollstindig und
wahrheitsgemif offen legt und die ihm bekannten Beweismittel angibt.

(3) Verweigert der Umlagepflichtige seine Mitwirkung oder teilt er nur unzureichende
Angaben mit, so kann die Umlageveranlagung aufgrund von Schitzung erfolgen.

(4) Die Umlageschuldner sind verpflichtet, Anderungen der fiir die Umlage relevanten
Tatsachen (wie Eigentiimerwechsel) der Stadt Kéthen (Anhalt) binnen eines Monats
schriftlich anzuzeigen.

(5) Die Stadt Kothen (Anhalt) ist berechtigt, an Ort und Stelle zu priifen, ob die zur
Feststellung der Umlage gemachten Angaben den Tatsachen entsprechen.

§10 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG LSA handelt, wer den Vorschriften
des § 9 tiber die Auskunfts- und Mitwirkungspflichten vorsitzlich oder leichtfertig
zuwiderhandelt, indem er Anderungen der fiir die Umlage relevanten Tatsachen nicht
binnen eines Monats der Stadt Kéthen (Anhalt) anzeigt oder die fiir die Erhebung und
Bemessung der Umlage notwendigen Angaben nicht oder nur unzureichend macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu 10.000 € geahndet werden.

§ 11 Billigkeitsmafinahmen

Die Umlage kann ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei Filligkeit
eine erhebliche Harte fiir den Schuldner bedeuten wiirde und der Anspruch durch die
Stundung nicht gefdhrdet erscheint. Ist deren Einziehung nach Lage des Einzelfalls unbillig,
kann sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§ 12 Datenverarbeitung

(1) Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Umlageschuldner sowie zur
Feststellung und Erhebung der Umlage nach § 2 ist die Verarbeitung der hierfur
erforderlichen personen- und grundstiicksbezogenen Daten nach §§ 9 und 10
Datenschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (DSG LSA) durch die Stadt Kothen
(Anhalt) zuldssig.





(2) Die Stadt K6then (Anhalt) darf die filir die Veranlagung der Grundsteuer bekannt
gewordenen personen- und grundstiicksbezogenen Daten flir die in Abs. 1 genannten
Zwecke nutzen und sich die Informationen von den entsprechenden Amtern (Finanz- und
Steuer-, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und Grundbuchamt) ibermitteln lassen.

§ 13 In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt riickwirkend zum 01.01.2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung zur
Umlage der Verbandsbeitrige der Unterhaltungsverbénde ,,WestlicheFuhne/Ziethe* und

., Taube-Landgraben“ vom 14.10.2010 und deren Anderungssatzungen vom 14.09.2012, vom
03.09.2013 und vom 10.06.2014 aufler Kraft.





Anlage zur Sitzungsvorlage
Satzung.pdf
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Übersicht Beiträge.pdf


Vergleich der Umlage nach alter und neuer Gesetzeslage
Beispiel: 600 m2 Wohngrundstiick; 4-Personenhaushalt

UHV "Westliche Fuhne/Ziethe

bisherige Beitragssatze Umlage fir 0.g.Beispiel

Flachenbeitragssatz: 8,06 €/ha 0,48 €
Erschwernis: 1,33 €/ Einwohner 5,32 €
Gesamt, bisher: 5,80 €

neue Beitragssatze
8,06 €/ha

22,36 €/ha

Gesamt, neu:

Umlage fiir 0.g.Beispiel
0,48 €
1,34 €

1,83 €

UHV "Taube-Landgraben"

bisherige Beitragsséatze Umlage fur o0.g.Beispiel

Flachenbeitragssatz: 9,23 €/ha 0,55 €
Erschwernis: 0,64 €/Einwohner 2,56 €
Gesamt, bisher: 3,11 €

neue Beitragssatze
9,23 €/ha

1,99 €/ha

Gesamt, neu:

Umlage fur o0.g.Beispiel
0,55 €
0,12 €

0,67 €

Schlussfolgerung: Mit dem neuen Umlagemalf3stab entsteht eine finanzielle Entlastung der bewohnten Grundstiicke






Anlage zur Sitzungsvorlage
Beispiel.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015140/4

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 09.11.2015
Ortschaftsrat Dohndorf TOP: 26

Amt: Ratsbiro offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015140/4
Az.: erstellt am: 13.10.2015
Betreff

Neufassung der Entschadigungssatzung fir ehrenamtlich Tatige

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis

1102.11.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 02.11.2015

2 (04.11.2015: Ortschaftsrat Wiilknitz 04.11.2015
3(05.11.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 05.11.2015
4109.11.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 09.11.2015
5(10.11.2015: Ortschaftsrat Merzien 10.11.2015
6(11.11.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 11.11.2015
7101.12.2015: Hauptausschuss

8(10.12.2015: Stadtrat

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t die als Anlage 1 beigefligte Neufassung der Entschadigungssatzung fir
ehrenamtlich Tatige der Stadt Kéthen (Anhalt).

Gesetzliche Grundlagen:

§ 35 Absatz 1 und Absatz 2 Kommunalverfassunggesetz
Ministerialblatt LSA Nr. 20/2014 vom 30.06.2014

Darlegung des Sachverhalts / Begrundung

Mit dem Runderlass des Ministeriums fur Inneres und Sport vom 30.06.2014 wurden die
Hochstbetrdge der Aufwandsentschadigungen fir in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehrenamtlicher
Tatigkeit Berufene neu festgelegt und miissen angepasst werden.






Entschidigungssatzung 2015.pdf Entschadigungssatzung alt.pdf

Berechnung Entschidigungssatzung.pdf Hunderlass wvom 30.06.2014.pdf



Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber die Entschadigung der ehrenamtlich Tatigen

(Entschadigungssatzung)

Aufgrund der 88 5, 8, 35 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) sowie unter Berlcksichti-
gung des Runderlasses des Ministeriums flr Inneres und Sport vom 16.06.2014 — 31.21-
10041 — (MBI. LSA S. 264) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am
10.12.2015 folgende Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber die Entschadigung der ehren-

amtlich Tatigen (Entschadigungssatzung) beschlossen:

Teil 1

Allgemeine Bestimmungen

§1
Aufwandsentschadigung

Die Aufwandsentschadigung erfolgt durch die Zahlung monatlicher Pauschalbetrage und
Sitzungsgelder, soweit nicht ausdrticklich etwas anderes bestimmt ist. 2Es geltend die allge-

meinen gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere § 35 KVG LSA.

§2
Verlust der Aufwandsentschadigung

Q) Wird das Ehrenamt oder die sonstige ehrenamtliche Téatigkeit langer als drei Monate
ununterbrochen nicht ausgeubt, entfallt der Anspruch auf die Zahlung der pauschalierten

Aufwandsentschadigung fur die Uber drei Monate hinausgehende Zeit.
2) Fur Ortsbirgermeister, Ortsvorsteher und Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr, die
ihr Ehrenamt langer als einen Monat ununterbrochen nicht ausiben, gilt Absatz 1 entspre-

chend.

3) Kommunalen Ehrenbeamten wird keine Aufwandsentschadigung gezahlt, solange

ihnen die FUhrung der Dienstgeschafte verboten ist.
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Entschadigungssatzung

(4) !Stadtrate, die von der Teilnahme an Sitzungen des Stadtrates ausgeschlossen sind,
erhalten fur diesen Zeitraum keine Aufwandsentschadigung. ?Satz 1 gilt fur Mitglieder des
Ortschaftsrates entsprechend.

§3
Entgangener Arbeitsverdienst

) Stadtrate erhalten auf Antrag Ersatz des Verdienstausfalls, der ihnen durch die Teil-
nahme an Sitzungen des Stadtrates und der Ausschiissen, denen sie angehdren (einschliel3-

lich Vertretung), gemaf den folgenden Bestimmungen.

2) Nichtselbststandigen wird der tatsachlich durch die ehrenamtliche Tatigkeit entstan-
dene und nachgewiesene Verdienstausfall ersetzt, héchstens jedoch 16 Euro je angefange-

ne Sitzungsstunde.

3) Selbstandige erhalten eine Verdienstausfallpauschale in Héhe von 16 Euro je ange-

fangene Sitzungsstunde.

(4) Personen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen fiihren und nicht oder
weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstatig sind erhalten 16 Euro je angefangene Sit-

zungsstunde.

(5) Der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur Sozial-
versicherung wird erstattet, soweit dieser zu Lasten des Entschadigungsberechtigten an den

Sozialversicherungstrager abgefihrt wird.

§4
Auslagenersatz einschlie3lich Reisekosten

Q) IMit der Gewahrung einer Aufwandsentschadigung ist der Anspruch auf Ersatz von
Auslagen abgegolten, soweit gesetzlich oder in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist.
2Notwendige erstattungsfahige Auslagen werden friilhestens im auf die Entstehung folgenden

Monat auf Antrag erstattet. 3Dem Antrag sind Belege beizuftigen.
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Entschadigungssatzung

(2) !Auslagen fir Dienstreisen am Dienst- oder Wohnort sind mit der Zahlung der Auf-
wandsentschadigung abgegolten. ?Dies gilt nicht fir Fahrtkosten zum Sitzungsort, htchstens
jedoch in Hohe der Kosten von der Wohnung zum Sitzungsort und zuriick, sowie fiir Kosten
fur Fahrten im raumlichen Zustandigkeitsbereich der Vertretung, soweit diese in der Aus-
tibung des Mandats begriindet sind und mit schriftlicher oder elektronischer Zustimmung des
Vorsitzenden des Stadtrates erfolgen. ®Die Zustimmung ist nur fir den jeweiligen Einzelfall
zu erteilen und steht unter dem Vorbehalt, dass entsprechende Haushaltsmittel zur Verfi-
gung stehen. *Die Hohe der Reisekostenvergutung richtet sich dann nach den fir hauptamt-
liche Beamte des Landes geltenden Grundséatzen. °Absatz 1 Séatze 2 und 3 gilt entspre-

chend.

8§85
Rundungsvorschrift

Betrdge nach dem Komma sind wie folgt zu runden
1. 0 bis 49 Cent sind auf volle Euro nach unten abzurunden,
2. 50 bis 99 Cent sind auf volle Euro nach oben aufzurunden.

Teil 2

Besondere Bestimmungen

8§86
Aufwandsentschadigung fur Mitglieder des Stadtrates

Q) Mitglieder des Stadtrates erhalten einen Pauschalbetrag in Hohe von monatlich
130 Euro.

2) 1Zuséatzlich zu dem Pauschalbetrag gemaR Absatz 1 werden folgende monatliche
Pauschalen gezahlt:
1. dem Stadtratsvorsitzenden 260 Euro,
2. den Ausschussvorsitzenden 130 Euro,
3. den Fraktionsvorsitzenden pro Mitglied 10 Euro, mindestens 25 Euro, héchstens
130 Euro.
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Entschadigungssatzung

’Die zusatzliche Aufwandsentschadigung nach Satz 1 wird bei Austibung mehrerer Funktio-
nen (Vorsitzender des Stadtrates, Fraktionsvorsitzender, Ausschussvorsitzender) nur einmal
gewahrt. °Es wird die hochste Aufwandsentschadigung gewahrt.

3) YIm Falle der Verhinderung des Vorsitzenden des Stadtrates, eines Ausschusses o-
der einer Fraktion fur einen zusammenhangenden Zeitraum von mehr als drei Monaten wird
dem Stellvertreter fur die Uber drei Monate hinausgehende Zeit eine Pauschale in Hohe der-
jenigen des Vertretenen gemaR Absatz 2 gewahrt. 2Die Aufwandsentschadigung fiir den Ver-

tretungsfall wird nachtraglich gezahlt.

(4) Neben den in den Absatzen 1 und 2 festgelegten Pauschalbetragen werden folgen-
de Sitzungsgelder fir die Teilnahme gezahlt:

1. Stadtratssitzung: 16 Euro je Sitzung und Tag,

2. Ausschusssitzung: 16 Euro je Sitzung und Tag.
2Finden an einem Tag mehrere Sitzungen statt, darf der Gesamtbetrag an Sitzungsgeld das

2,5-Fache des nach Satz 1 zu gewahrenden Sitzungsgeldes je Tag nicht Gbersteigen.

87
Aufwandsentschadigung fur Ortschaftsrate, Ortsbiirgermeister und Ortsvorsteher

Q) Far die Hohe der Aufwandsentschadigung der Ortsvorsteher, Ortsbiirgermeister und
Ortschaftsréte ist die Einwohnerzahl der Ortschaft im Melderegister maRgeblich. ?Stichtag fur
die Bestimmung der zu berticksichtigenden Einwohnerzahl ist der 30.06. des dem Wabhljahr
vorangegangenen Jahres. °Eine Anderung der Einwohnerzahl ist fiir die Bemessung der
Aufwandsentschadigung bis zum Ablauf der jeweiligen Wahlperiode unbeachtlich. “Bei Ge-
bietsanderungen sind mit deren Wirksamkeit die veranderten Einwohnerzahlen zugrunde zu

legen.

2) !Ortsvorsteher und Ortsbiirgermeister erhalten in Abhangigkeit von der Einwohner-
zahl der Ortschaft eine monatliche Pauschale

1. bis 500 Einwohner in Hohe von 185 Euro,

2. 501 bis 1.000 Einwohner in Hohe von 275 Euro.
2Im Falle der Verhinderung eines Ortsvorstehers oder Ortsbirgermeisters fiir einen zusam-
menhangenden Zeitraum von mehr als zwei Wochen wird dem Stellvertreter fir die tber
zwei Wochen hinausgehende Zeit eine Pauschale in Hohe derjenigen des Vertretenen ge-

wahrt. 3Die pauschale Aufwandsentschadigung des Vertreters gemafR Absatz 3 wird ange-
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Entschadigungssatzung

rechnet. “Die Aufwandsentschadigung fir den Vertretungsfall nach Satz 2 wird nachtréaglich
gezahlt.

3 !Ortschaftsrate erhalten in Abhangigkeit von der Einwohnerzahl der Ortschaft eine
monatliche Pauschale

1. bis 500 Einwohner in Hohe von 8 Euro,

2. 501 bis 1.000 Einwohner in Hohe von 16 Euro.

2Dies gilt nicht fir Ortsvorsteher und Ortsblrgermeister.

4) INeben den in Absatz 3 festgelegten Pauschalbetragen wird ein Sitzungsgeld fir die
Teilnahme an Sitzungen des Ortschaftsrates in Héhe von 14 Euro pro Sitzung und Tag ge-
zahlt. 2Finden an einem Tag mehrere Sitzungen statt, darf der Gesamtbetrag an Sitzungs-
geld das Doppelte des nach Satz 1 zu gewéahrenden Sitzungsgeldes je Tag nicht Uberstei-

gen. 3Dies gilt nicht fur Ortsvorsteher und Ortsbirgermeister.

§8
Aufwandsentschadigung fir sachkundige Einwohner

Sachkundige Einwohner im Sinne des 8§ 49 Abs. 2 KVG LSA erhalten ein Sitzungsgeld fur
die Teilnahme an Sitzungen des Ausschusses flur den sie bestellt wurden in H6he von

16 Euro je Sitzung und Tag.

§9

Aufwandsentschadigung fur Mitglieder der Feuerwehr

Q) Die nachstehend aufgefiihrten Fuhrungskréfte der Freiwilligen Feuerwehr Kothen

(Anhalt) erhalten eine monatliche Pauschale in folgender Hohe:

1. | der Stadtwehrleiter 200 Euro,

2. | der Stellvertreter des Stadtwehrleiters, soweit ihm in seiner Funk-

tion eine Fuhrungsaufgabe dauerhaft mit einem eigenen Aufga-

benbereich zugewiesen ist 120 Euro,
3. | der Ortswehrleiter der Ortswehr Kodthen 120 Euro,
4. | der Stellvertreter des Ortswehrleiters der Ortswehr Kothen, soweit 70 Euro,
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Entschadigungssatzung

ihm in seiner Funktion eine Fihrungsaufgabe dauerhaft mit einem

eigenen Aufgabenbereich zugewiesen ist

5. | der Ortswehrleiter einer sonstigen Ortswehr 100 Euro,

6. | der Stellvertreter des Ortswehrleiters einer der sonstigen Orts-
wehr, soweit ihm in seiner Funktion eine Fuhrungsaufgabe dauer-

haft mit einem eigenen Aufgabenbereich zugewiesen ist 60 Euro,

7. | der Kinder-/Jugendfeuerwehrwart der Stadtwehr 90 Euro,

8. | der Stellvertreter des Kinder-/Jugendfeuerwehrwarts der Stadt-
wehr, soweit ihm in seiner Funktion eine Fihrungsaufgabe dauer-

haft mit einem eigenen Aufgabenbereich zugewiesen ist 60 Euro,

9. | der Kinder-/Jugendfeuerwehrwart einer Ortswehr 60 Euro,

10. | der Stellvertreter des Kinder-/Jugendfeuerwehrwarts einer Orts-
wehr, soweit ihm in seiner Funktion eine Fihrungsaufgabe dauer-

haft mit einem eigenen Aufgabenbereich zugewiesen ist 40 Euro.

2) Im Falle der Verhinderung einer der in Absatz 1 Nrn. 1, 3, 5, 7 und 9 genannten Per-
sonen flr einen zusammenhangenden Zeitraum von mehr als zwei Wochen wird dem Stell-
vertreter fir die Uber zwei Wochen hinausgehende Zeit eine Pauschale in H6he derjenigen
des Vertretenen gewahrt. 2Soweit der Vertreter eine pauschale Aufwandsentschadigung ge-
mafR Absatz 1 Nrn.2, 4, 6, 8 und 10 erhalt, wird diese angerechnet. *Die Aufwandsentschadi-

gung fur den Vertretungsfall nach Satz 1 wird nachtraglich gezabhit.

Teil 3

Schlussvorschriften

§ 10
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in weiblicher und

mannlicher Form.
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Entschadigungssatzung

§11

Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Kdthen

(Anhalt) Uber die Entschadigung der Stadtrate und der ehrenamtlich Tatigen vom 21.11.2003
aulBer Kraft.

Kothen (Anhalt), 11.12.2015

In Vertretung

Alexander Frolow

Stellvertreter des Oberbirgermeisters (Siegel)
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Entschadigungssatzung

Verdoffentlichungsanordnung

1. Vorstehende Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber die Entschadigung der ehrenamt-
lich Tatigen (Entschadigungssatzung), Beschluss-Nr. XX, wird hiermit 6ffentlich bekannt
gemacht.

2. Es wird auf die Rechtsfolgen nach 8§ 8 Abs. 3 KVG LSA hingewiesen. § 8 Abs. 3 KVG
LSA lautet wie folgt:
,Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die in diesem
Gesetz enthalten oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande ge-
kommen, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines
Jahres seit Bekanntmachung der Satzung gegeniber der Kommune geltend gemacht
worden ist. Dabei sind die verletzte Vorschrift und die Tatsache, die den Mangel ergibt,
zu bezeichnen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften tGiber die Genehmigung oder die

Offentliche Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.”

3. Hiermit ordne ich gemaf § 14 Abs. 1 Satz 1 der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)
vom 18.11.2014 (AmtsBI. 12/2014) in der zurzeit geltenden Fassung die Veréffentlichung
folgenden Beschlusses an:

,BESCHLUSSNAME wie auf StR-Deckblatt*

Kothen (Anhalt), 11.12.2015

In Vertretung

Alexander Frolow

Stellvertreter des Oberbirgermeisters (Siegel)
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Entschädigungssatzung 2015.pdf


10-030

Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber die Entschadigung der Stadtrate und der
ehrenamtlich Tatigen (Entschadigungssatzung)

Der Stadtrat der Stadt Kothen (Anhalt) hat aufgrund des 8 33 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 der
Gemeindeordnung fur das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 05. Oktober 1993 (GVBI.
L SA 43/1993 S.568) in der z. Z.glltigen Fassung am 23.10.2003 diese Satzung der Stadt
K6then (Anhalt) Uber die Entschadigung der Stadtréte und der ehrenamtlich Téatigen
beschl ossen.

§1
Aufwandsentschadigung

1) Die Stadtréte der Stadt Kothen (Anhalt) erhalten a's Ersatz fr ihre Auslagen
einschliefdich der Fahrtkosten eine Aufwandsentschadigung in Form eines
Pauschal betrages von monatlich 75 Euro.

2) Neben den in Absatz 1 festgesetzten Entschadigungen werden folgende
monatliche Aufwandsentschadigungen gezahit:

1. dem Stadtratsvorsitzendem 50 Euro
2. den AusschufRvorsitzenden 40 Euro
3. den Fraktionsvorsitzenden pro Mitglied 5 Euro

(mindestens jedoch 25 Euro)

Entschéadigungen fur mehrere der vorstehend aufgeftihrten Funktionen sind
aufeinander anzurechnen.

3) Zuziglich zu den in den Absétzen 1 und 2 festgel egten Pauschal betrdgen
werden folgende Sitzungsgelder fur die Teilnahme gezahit:

- Stadtratssitzung 25 Euro
- Ausschul3sitzung 20 Euro
- Fraktionssitzung 10 Euro

§2
Aufwandsentschadigung der Ortschaftsrate und
Ortsbirgermeister und anderer ehrenamtlich Tatiger

1) Die Ortsbirgermeister der Ortschaften Arensdorf, Baasdorf, Dohndorf und
L 6bnitz an der Linde erhalten eine monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe
von 150 Euro. Die Ortsbirgermeister der Ortschaften Merzien und Wulknitz erhalten
eine monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe von 231 Euro.
Satz 1 und 2 gilt nicht, sofern eine Aufwandsentschadigung nach Abs. 2 gewéhrt wird.

2) Die Burgermeister der zum 01.01.2004 eingemeindeten Gemeinden erhalten bis
zum Ende ihrer Wahl periode die bisherige monatliche Aufwandsentschadigung.





Der Burgermeister der Gemeinde Arensdorf erhalt 450 Euro

Der Burgermeister der Gemeinde Baasdorf erhalt 450 Euro
Der Burgermeister der Gemeinde Dohndorf erhalt 360 Euro
Der Burgermeister der Gemeinde L6bnitz an der Linde erhdt 360 Euro
Der Burgermeister der Gemeinde Wilknitz erhalt 510 Euro

3) Die Ortschaftsréte der Ortschaften erhalten folgende monatliche Aufwands-
entschadigungen und Sitzungsgel der

pauschal Sitzungsgeld
Arensdorf 5 Euro 12,50 Euro
Baasdorf 5 Euro 12,50 Euro
Dohndorf 15 Euro

Lobnitz a.d. Linde 15 Euro

Merzien 10 Euro 12,50 Euro

Wilknitz 20 Euro

4) Die Ortschaftsrdte der Ortschaften, der zum 01.01.2004 eingemeindeten Gemeinden,

erhalten bis zum Auslaufen der Wahlperiode in 2004 die vor der Eingemeindung
geltenden monatlichen Aufwandsentschadigungen und Sitzungsgelder.

Ort pauschale monatliche Aufwands-  Sitzungsgeld je
entschadigung Euro/Monat Sitzung

Gemeinde Arensdorf 30 Euro 12,50 Euro

Gemeinde Baasdorf 35 Euro 12,50 Euro

Gemeinde Dohndorf 25 Euro -

Gemeinde Lobnitz an der Linde 25 Euro -

Gemeinde Wilknitz 20 Euro 13,00 Euro

5) Der Ortsfotograf der Ortschaft Dohndorf erhdlt eine
monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe von 13 Euro.

§3
Entschadigung fur Ausschul3mitglieder die
nicht dem Stadtrat angehdren

Ausschul3mitglieder von beratenden Ausschiissen die nicht dem Stadtrat der
Stadt Kdthen(Anhalt) angehdren erhalten zur Abgeltung ihrer Aufwendungen





einschliefdlich der Fahrtkosten eine Entschadigung von 15 Euro je Sitzung.

§4
Sitzungsausschlufl

1) Stadtréte die von Sitzungen des Stadtrates ausgeschlossen sind, erhalten fir
diesen Zeitraum keine Aufwandsentschadigungen und Sitzungsgelder.

2) Die Regelung des Absatzes 1 gilt sinngemal3 fur die Mitglieder der Ortschaftsréte.

§5
Entschadigung bei Dienstreisen

1) Bei Dienstreisen wird Tagegeld und Ubernachtungsgeld nach den fiir
hauptamtliche Beamte des L andes geltenden Grundsédtzen gewahrt und
die Reisekostenstufe B zugrunde gelegt.

2) Fur die dienstliche Benutzung privater Kraftfahrzeuge auf3erhalb des
Stadtgebietes gilt das Bundesrei sekostengesetz.

§6
Verdienstausfallentschadigung

1) Den Mitgliedern des Stadtrates, der Ortschaftsréte und der Ausschiisse wird
auf Antrag ihr Verdienstausfall erstattet, soweit die Einkommensminderung

durch die Wahrnehmung des Mandats entstanden und im Einzelfall nachgewiesen wird.
Die Entschadigung daftr wird auf einen Hochstbetrag von 10,- € pro Stunde begrenzt.

2) Bei Personen, die keinen Verdienstausfall haben, gilt als Verdienstausfall das
entstandene Zeitversdumnis. Die Entsch&digung dafr wird auf einen Hochstbetrag
von 5 ,- € pro Stunde begrenzt.

87
Feuerwehr

1) Die Fuhrungskréfte in der Freiwilligen Feuerwehr Kéthen(Anhalt),
die al's Ehrenbeamte oder besonderer Funktionstréger tétig sind,
erhalten folgende monatliche Aufwandsentschadigung:

1. der Stadtwehrleiter 100,- Euro
2. der Stellv. des Stadtwehrleiters 50,- Euro
3. der Ortswehrleiter einer Ortsfeuerwehr

mit Schwerpunktausstattung 50,- Euro
4. der Stellvertreter des Ortswehrleiters einer

Ortsfeuerwehr mit Schwerpunktausstattung 25,- Euro
5. der Ortswehrleiters einer Ortsfeuerwehr mit

Grundausstattung 37,50 Euro
6. der Stellvertreter des Ortswehrleiters einer

Ortsfeuerwehr mit Grundausstattung 19,- Euro

7. der Ortgugendfeuerwehrwart einer Ortsfeuerwehr





mit Schwerpunktausstattung

25- Euro
und je Kamerad der Jugendfeuerwehr 2,50 Euro
8. der Stellvertreter des Ortgjugendfeuerwehrwarts
einer Ortsfeuerwehr mit Schwerpunktausstattung 12,50 Euro
9. der Ortgugendfeuerwehrwart einer Ortsfeuerwehr
mit Grundausstattung 15,- Euro
und je Kamerad der Jugendfeuerwehr 2,50 Euro
10.der Stellvertreter des Ortsfeuerwehrjugendwarts
einer Ortsfeuerwehr mit Grundausstattung 7,50 Euro

2) Soweit die Funktionen des Stadtwehrleiters bzw. seines Stellvertreters und die eines
Ortswehrleiters von einer Person wahrgenommen werden, hat diese Anspruch auf die
Entschadigung des Stadtwehrleiters bzw. des Stellvertreters und auf die
Aufwandsentschédigung fir den Ortswehrleiter zur Hélfte.

3) Die Mitglieder im Einsatz der Freiwilligen Feuerwehr K 6then (Anhalt)
erhalten auf Antrag eine Verdienstausfallentschadigung, wenn eine

Einkommensminderung durch die Teilnahme an Einsitzen und Ubungen im
Einzelfall nachgewiesen wird.

§8
Zahlungsanspruch

Die Aufwandsentschadigung in Form eines Pauschal betrages wird unabhéngig von
Beginn oder Ende der Tétigkeit jewells fir einen Monat gezahlt.

§9
Vertretungsfall

1) Ist ein Ehrenbeamter oder sonst ehrenamtlich tétiger Funktionstréger ununterbrochen
langer als drei Monate verhindert, seine Funktion wahrzunehmen, so entféllt die

Aufwandsentschédigung fir die Gber drei Monate hinausgehende Zeit; Erholungsurlaub
bleibt aul3er Betracht.

2) Ab dem vierten Monat der Vertretung eines Ehrenbeamten oder sonst ehrenamtlich
tétigen Funktionstrager erhdlt die Vertretung die Aufwandsentschédigung desjenigen,
den er vertritt fir den Zeitraum der weiteren Vertretung. In diesem Zeitraum entféllt der
Anspruch auf Zahlung der Aufwandsentschadigung als Stellvertreter.

810
Schiedsstellen

Die Schiedspersonen der in der Stadt Kothen (Anhalt) eingerichteten Schiedsstellen erhalten
eine monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe von 25,- Euro.





8§11
Sprachliche Gleichstellung

Personen und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weiblicher und ménnlicher Form.

8 12 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2004 in Kraft.

Gleichzeitig treten die Satzung der Stadt Kothen (Anhalt) Gber die Entschadigung der
Stadtrate und der ehrenamtlich Tatigen vom 13.9.2001, die 1. Anderung dieser Satzung vom
21.2.2002 und die 2. Anderung dieser Satzung vom 13.6.2002 aufRer Kraft.

Abweichend davon gilt § 2 (3) - pauschale Aufwandsentschadigung und Sitzungsgeld der
Ortschaftsréte Merzien - erst mit Beginn der neuen Wahlperiode 2004 - 2009. Bis dahin
gelten die bisherigen Sétze von 10 € pauschale Aufwandsentschadigung je Monat und 20 €
Sitzungsgeld je Sitzung.

Ko6then (Anhalt), den 21.11.2003

Kurt-Jirgen Zander - Siegel -
Oberbirgermeister

veroffentlicht im Amtsblatt Nr. 11/2003 vom 21.11.2003





Anlage zur Sitzungsvorlage
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Anderung der durchschnittlichen Aufwandsentschadigung
(abhangig von der Anzahl der Sitzungen, an denen teilgenommen wird und nur
als Durchschnitt und Richtwert zu verstehen), es handelt sich um monatliche Werte

Jetzt Neu Bemerkung
Fraktionsvorsitzender 163 -184 € 171 - 266 € ag?:ﬁ%gs\g)rggsr
Ausschussvorsitzender 152 € 276 €
Stadtratsvorsitzender 173 € 406 €
Stadtrat in einem Ausschuss 122 € 154 €

Ortsbirgermeister
Arensdorf, Baasdorf, Lobnitz, 150 € 185 €
Dohndorf

Ortsbirgermeister

. 231 € 275 €
Merzien

Ortsbirgermeister

Wiilknitz 231¢€ 185€

Fur die Ortschaftsrate wirden aul3er in Merzien (+3 € pro OR und Monat) die
monatlichen Entschadigungen um 2 € steigen.

Die Mehrausgaben wirden sich jahrlich auf insgesamt 99460 € belaufen, das
entspricht einer Erhohung um 19460 €.

Dabei entfallen 78466 € (2014 wurden 52000 € ausgezahlt) auf die
Aufwandsentschéadigungen fur Stadtrate und

20994 € (2014 wurden 19000 € ausgezahlt) fur die Ortschaftsrate und
Ortsbirgermeister.

Dabei wurde davon ausgegangen, dass alle Stadtrate und Ortschaftsrate zu allen
Sitzungen anwesend sind, so dass mit geringfiigigen Anderungen zu rechnen ist.

Bei einer Pauschale von 175 € erhdhen sich die Kosten nochmals um ca. 11000 €,
bei einer Pauschale von 150 € ist die Summe in etwa genauso hoch wie in der
vorgeschlagenen Satzung.

Sollten von den Stadtraten Fahrkosten oder Verdienstausfallentschadigungen in
Anspruch genommen werden, sind hierfir extra Mittel einzuplanen, diese sind nicht
enthalten.
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Aufwandsentschadigung far in ein Ehrenamt oder
zu sonstiger ehrenamtlicher Tatigkeit Berufene

RdErl. des Ml vom 16.6.2014 - 31.21-10041

Fundstelle: MBI. LSA 2014, S. 264

Bezug:
RdErl. des Ml vom 17.12.2008 (MBI. LSA S. 874), geandert durch RdErl. vom 30.10.2009 (MBI. LSA S.
749)

Teil 1
Allgemeines

1. Anwendungsbereich

1.1 Gemal § 35 des Kommunalverfassungsgesetzes (KVG LSA) vom 17.6.2014 (GVBI. LSA S. 288), in
der jeweils geltenden Fassung, haben in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehrenamtlicher Tatigkeit
Berufene Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen und ihres Verdienstausfalls. Durch Satzung kdnnen
hierflr erganzende Regelungen getroffen werden. Daneben kann in ein Ehrenamt oder zu sonstiger
ehrenamtlicher Tatigkeit Berufenen nach Mallgabe einer Satzung eine angemessene Aufwandsent-

schadigung gewahrt werden.

1.2 Dieser RdErl. regelt die Aufwandsentschadigung flr ehrenamtliche Blrgermeister, Ortsblirgermeis-
ter, Ortsvorsteher, Verbandsgeschaftsflnrer in Zweckverbanden und deren Vertreter sowie ehren-
amtlich tatige BUrger in kommunalen Vertretungen, Ortschaftsraten, Verbandsversammlungen von
Zweckverbanden, Freiwilligen Feuerwehren, Katastrophenschutzeinheiten, Wasserwehren, Kreisja-

germeister sowie Mitglieder der Jagdbeirate in den Gemeinden.

2. MaRgebliche Einwohnerzahl

Die Hohe der Aufwandsentschadigung richtet sich insbesondere nach der Einwohnerzahl und den sonsti-
gen ortlichen Verhaltnissen. Malgebend ist die Einwohnerzahl, die das Statistische Landesamt Sachsen-
Anhalt zum Stichtag ermittelt hat. Abweichend von Satz 2 ist fUr in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehren-
amtlicher Tatigkeit Berufene in Ortschaften die Einwohnerzahl im Melderegister maRgebend. Stichtag fir
die Bestimmung der zu berUcksichtigenden Einwohnerzahl ist der 30.6. des dem Wahljahr vorangegan-
genen Jahres. Eine Anderung der Einwohnerzahl ist fir die Bemessung der Aufwandsentschadigung bis
zum Ablauf der jeweiligen Wahlperiode unbeachtlich. Bei Gebietsanderungen sind mit deren Wirksamkeit

die veranderten Einwohnerzahlen zugrunde zu legen.

3. Gewahrung der Aufwandsentschadigung

3.1 Die Aufwandsentschadigung soll als monatlicher Pauschalbetrag gewahrt werden. Neben oder an-
stelle einer monatlichen Pauschale kann auch ein Sitzungsgeld oder eine anlassbezogene Pauschale
gewahrt werden. Sofern die Aufwandsentschadigung ausschlieBlich in Form eines monatlichen Pau-
schalbetrages gewahrt wird (insbesondere in den Fallen von Teil 2 Nrn. 1, 3.2, 5 und 6), soll sie zum
Ersten eines Monats im Voraus gezahlt werden. Entsteht oder entfallt der Anspruch wahrend eines
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3.2

4.1

4.2

4.3

11

1.2

1.3

Kalendermonats, soll eine pauschale Aufwandsentschadigung fir jeden Tag, an dem kein Anspruch
besteht, um ein DreiRigstel gekirzt werden.

Die Kommunalaufsichtsbehdrden sind angewiesen, Satzungen nicht zu beanstanden, wenn sie sich
im Rahmen der Regelungen in Teil 2 halten. Bei Uberschreitung der in Teil 2 geregelten Hochstbe-
trage ist der zustandigen Kommunalaufsichtsbehdrde eine Aufstellung des mit dem Ehrenamt oder
der sonstigen ehrenamtlichen Tatigkeit verbundenen tatsachlichen Aufwandes, der in einem Erhe-
bungszeitraum von mindestens sechs Monaten ermittelt wurde, zur Prifung vorzulegen.

Verlust der Aufwandsentschadigung

Wird das Ehrenamt oder die sonstige ehrenamtliche Tatigkeit langer als drei Monate ununterbrochen
nicht ausgelbt, soll der Anspruch auf die Zahlung einer pauschalierten Aufwandsentschadigung fir
die Uber drei Monate hinausgehende Zeit entfallen. Nummer 3.1 Satz 4 gilt entsprechend.

FUr ehrenamtliche Blrgermeister, Ortsbirgermeister, Ortsvorsteher, Verbandsgeschaftsflihrer, Mit-
glieder der Freiwilligen Feuerwehren und Katastrophenschutzeinheiten sowie der Wasserwehren,
die ihr Ehrenamt langer als einen Monat ununterbrochen nicht austben, ist Nummer 4.1 entspre-
chend anzuwenden.

Dem kommunalen Ehrenbeamten soll keine Aufwandsentschadigung gezahlt werden, solange ihm
die FUhrung der Dienstgeschafte verboten ist.

Teil 2
Bemessung der Aufwandsentschadigung

Ehrenamtlicher Biirgermeister

Flr die Hohe der Aufwandsentschadigung des ehrenamtlichen Blrgermeisters gilt folgender Rah-
men;

Einwohnerzahl Monatliche Aufwands-

der Gemeinde entschadigung in Euro
bis 1 000 460 bis 760
von 1 001 bis 1 500 550 bis 920
von 1 501 bis 2 000 680 bis 1 040
von 2 001 bis 3 000 830 bis 1 260
von 3 001 bis 5 000 980 bis 1 500
Uber 5 000 1 100 bis 1 650.

Wird neben der Aufwandsentschadigung Sitzungsgeld gezahlt, sollen sich die Hochstsatze nach
Nummer 1.1 um das Doppelte des fur eine Sitzung festgesetzten Betrages verringern.

Im Fall der Verhinderung des ehrenamtlichen Blrgermeisters flir einen zusammenhangenden
Zeitraum von mehr als zwei Wochen kann dem Stellvertreter fir die Uber zwei Wochen hinausge-
hende Zeit eine Aufwandsentschadigung bis zur Héhe derjenigen des Vertretenen gewahrt wer-
den. Die Aufwandsentschadigungen durfen, auch soweit sie im Vertretungsfall nebeneinander ge-
wahrt werden, insgesamt die Hohe derjenigen des Vertretenen nicht dbersteigen. Die Aufwands-
entschadigung fUr den Vertretungsfall soll nachtraglich gezahlt werden.
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2.1

Kommunale Vertretung

Mitglied des Kreistages

Die Aufwandsentschadigung fir ein Mitglied des Kreistages darf folgende Hochstsatze nicht Uberschreiten:

2.2

Einwohnerzahl des Monatlicher Hochstsatz in Euro
Landkreises

ausschlieBlich Pauschalbetrag
Pauschalbetrag und Sitzungsgeld
bis 150 000 230 170
{iber 150 000 300 230.

Mitglied des Gemeinderates oder Verbandsgemeinderates

Die Aufwandsentschadigung fir ein Mitglied des Gemeinderates oder Verbandsgemeinderates darf fol-
gende Hochstsatze nicht Gberschreiten:

2.3

2.3.1

2.3.2

2.4

241

Einwohnerzahl der Gemein- Monatlicher Hochstsatz in Euro
de/ Verbandsgemeinde

ausschlieRlich Pauschalbetrag
Pauschalbetrag und Sitzungsgeld

bis 1 000 40 25

von 1 001 bis 1 500 55 40

von 1 501 bis 2 000 70 50

von 2 001 bis 3 000 80 60

von 3 001 bis 5 000 100 80

von 5 001 bis 10 000 125 100

von 10 001 his 20 000 150 120

von 20 001 his 30 000 175 130

von 30 001 bis 50 000 200 150

von 50 001 bis 150 000 230 170

tber 150 000 300 230.

Hohe des Sitzungsgeldes
In den Fallen der Nummern 2.1 und 2.2 darf das Sitzungsgeld 16 Euro je Sitzung und Tag nicht
Uberschreiten. Bei ausschliellicher Zahlung von Sitzungsgeld darf dieses 30 Euro je Sitzung und

Tag nicht Uberschreiten.

Finden an einem Tag mehrere Sitzungen statt, darf der Gesamtbetrag an Sitzungsgeld das 2,5-
Fache des nach Nummer 2.3.1 zu gewahrenden Sitzungsgeldes je Tag nicht Ubersteigen.

Vorsitzender der kommunalen Vertretung

Dem Vorsitzenden des Gemeinderates, soweit diese Funktion nicht vom ehrenamtlichen Burger-
meister wahrzunehmen ist, des Kreistages oder Verbandsgemeinderates kann Uber die Nummern
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2.1 und 2.2 hinaus eine zusatzliche Aufwandsentschadigung bis zum Doppelten des nach den
Nummern 2.1 bis 2.2 zuldssigen Betrages gewahrt werden.

2.4.2 Im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden der kommunalen Vertretung fur einen zusammen-
hangenden Zeitraum von mehr als drei Monaten kann dem Stellvertreter fir die Gber drei Monate
hinausgehende Zeit eine Aufwandsentschadigung bis zur Hohe derjenigen des Vertretenen ge-
wahrt werden. Die Aufwandsentschadigungen dirfen, auch soweit sie im Vertretungsfall neben-
einander gewahrt werden, insgesamt die Hohe derjenigen des Vertretenen nicht Ubersteigen. Die
Aufwandsentschadigung flr den Vertretungsfall soll nachtraglich gezahlt werden.

2.5 Vorsitzender eines Ausschusses oder einer Fraktion

Dem Vorsitzenden eines Ausschusses, soweit der Vorsitz nicht dem Hauptverwaltungsbeamten oder dem
ehrenamtlichen Blrgermeister obliegt, kann Gber die Nummern 2.1 und 2.2 hinaus eine zusatzliche Auf-
wandsentschadigung bis zu dem nach den Nummern 2.1 bis 2.2 zuldssigen Betrag gewdhrt werden. Das
Gleiche gilt flr den Vorsitzenden einer Fraktion. Flr den Verhinderungsfall gilt Nummer 2.4.2 entspre-
chend.

2.6 Sachkundige Einwohner

Einem sachkundigen Einwohner, der zum Mitglied eines beratenden Ausschusses bestellt wurde, soll
abweichend von den vorstehenden Regelungen Aufwandsentschadigung ausschlieflich in Form von Sit-
zungsgeld, das 16 Euro je Sitzung und Tag nicht Uberschreiten darf, gewahrt werden.

3. Ortschaftsrate, Ortsbiirgermeister und Ortsvorsteher
3.1 Mitglied des QOrtschaftsrates

Die Aufwandsentschadigung flr ein Mitglied des Ortschaftsrates darf folgende Hochstsdtze nicht Uber-
schreiten:

Einwohnerzahl der Ortschaft Monatlicher Hochstsatz in Euro
ausschlieBlich ‘ Pauschalbetrac
. Pauschalbetrag ; und Sitzungsgeld

bis 500 23 | 8

von 501 his 1 000 30 | 16
von 1 001 bis 1 500 37 23
von 1 501 bis 2 000 44 | 30
von 2 001 bis 3 000 52 '| 37
von 3 001 bis 4 000 59 44
von 4 001 bis 5 000 67 52
Uber 5 000 74 59.

32 Ortsbirgermeister und Ortsvorsteher

3.2.1 Fir die Hohe der Aufwandsentschadigung des Ortsblrgermeisters und Ortsvorstehers gilt folgen-
der Rahmen:

Einwohnerzahl der Ortschaft Monatliche Aufwands-
entschadigung in Euro
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3.2.2

3.3

331

3.3.2

bis 500 60 bis 185
von 501 bis 1 000 90 his 275
von 1 001 bis 2 000 125 his 370
Uber 2 000 155 bis 470.

Wird neben der Aufwandsentschadigung Sitzungsgeld gezahlt, sollen sich die Hochstsatze nach
Nummer 3.2.1 um das Doppelte des flr eine Sitzung festgesetzten Betrages verringern. Flr den
Verhinderungsfall gilt Nummer 1.3 entsprechend.

Hohe des Sitzungsgeldes

Das Sitzungsgeld darf 14 Euro je Sitzung und Tag nicht Gberschreiten. Bei ausschlieflicher Zah-
lung von Sitzungsgeld darf dieses 20 Euro je Sitzung und Tag nicht Gberschreiten.

Finden an einem Tag mehrere Sitzungen statt, darf der Gesamtbetrag an Sitzungsgeld das Dop-
pelte des nach Nummer 3.3.1 zu gewahrenden Sitzungsgeldes je Tag nicht Ubersteigen.

Ehrenamtlicher Verbandsgeschaftsfiihrer des Zweckverbandes, Vorsitzender der Ver-
bandsversammlung, Vertreter der Verbandsmitglieder

Der ehrenamtliche Verbandsgeschaftsflhrer erhalt eine Aufwandsentschadigung bis zum Doppelten des
ausschlieBlichen Pauschalbetrages nach Nummer 2.2. Flr den Verhinderungsfall gilt Nummer 2.4.2 ent-
sprechend. Der Vorsitzende der Verbandsversammlung erhalt eine Aufwandsentschadigung entsprechend
Nummer 2.2. Die Vertreter der Verbandsmitglieder erhalten bis zu 50 v. H. der monatlichen Héchstgren-
zen nach Nummer 2.2, Fir die Gewahrung von Sitzungsgeld gilt Nummer 2.3 entsprechend.

5.

5.1

Mitglied der Feuerwehr und der Katastrophenschutzeinheit

Der ehrenamtliche Wehrleiter der Freiwilligen Feuerwehr einer Gemeinde, eines Orts- oder Stadt-
teils, der Abschnittsleiter, der Kreisbrandmeister, der Flhrer einer Einheit flr besondere Einsat-
ze (z. B. Feuerwehrbereitschaften), die Flhrungskraft eines Fachdienstes im Katastrophenschutz
(Verbandsfihrer, Zugfihrer), der Kreisjugendfeuerwehrwart, der Jugendfeuerwehrwart einer Ge-
meinde oder einer Stadt und der Jugendfeuerwehrwart eines Gemeinde-, Orts- oder Stadtteils
kann eine Aufwandsentschadigung erhalten, die folgende Hochstsatze nicht Uberschreiten darf:

Monatlicher Hochstsatz in Euro

a) |Gemeindewehrleiter oder Stadtwehrleiter pbis zu 300

b) |Wehrleiter einer Freiwilligen Feuerwehr eines bis zu 120
Gemeinde-, Orts- oder Stadtteils (Ortswehrlei-
ter oder Stadtteilwehrleiter)

c¢) |Kreisbrandmeister bis zu 420
d) |Abschnittsleiter bis zu 250
e) |Funrer einer Einheit flr besondere Einsatze | bis zu 100
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5.2

5.3

5.4

6.1

6.2

7.1

f)  [FOhrungskraft eines Fachdienstes im Kata- bis zu 60
strophenschutz (Verbandsfuhrer, Zugfihrer)

g) |Kreisjugendfeuerwehrwarte bis zu 180

h) |Jugendfeuerwehrwarte einer Gemeinde oder bis zu 95
einer Stadt

i) Juc?endfeuerwehrwarte eines Gemeinde-, Orts- bis zu 60.
oder Stadtteils

Einem Stellvertreter, dem in seiner Funktion eine Flihrungsaufgabe dauerhaft mit einem eigenen
Aufgabenbereich zugewiesen ist, kann eine angemessene Aufwandsentschadigung gewahrt wer-
den.

Notwendige bare Auslagen flr die blromaBige Erledigung der laufenden Dienstgeschafte sowie
die gelegentliche Inanspruchnahme privater Raume zu dienstlichen Zwecken sind mit der Auf-
wandsentschadigung abgegolten.

FUr den Verhinderungsfall gilt Nummer 1.3 flr die in Nummer 5.1 genannten Personen entspre-
chend.

Kreisjagermeister und Mitglied des Jagdbeirates

Der ehrenamtliche Kreisjagermeister und sein besonderer Vertreter kann, insbesondere wenn ihm
Befugnisse zur Erledigung im Auftrag Ubertragen wurden, eine Aufwandsentschadigung erhalten,
die folgende Hochstsatze nicht Gberschreiten darf. FUr Mitglieder des Jagdbeirates gilt dieses ent-
sprechend.

Monatlicher Hochstsatz in Euro

a) |Kreisjagermeister bis zu 300

b) |Kreisjagermeister, denen Befugnisse zur bis zu 490
Erledigung im Auftrag Gbertragen wurden

¢) |Besondere Vertreter des Kreisjagermeisters bis zu 125

d) [Mitglieder des Jagdbeirates bis zu 125,

FUr den Verhinderungsfall gilt Nummer 2.4.2 Satz 1 fur die in Nummer 6.1 genannten Perso-
nen entsprechend. Erhalt der Vertreter bereits eine Aufwandsentschadigung nach Nummer 6.1
Buchst. d, so betragt die Entschadigung als Vertreter zusatzlich nur 50 v. H. der Aufwandsent-
schadigung des Vertretenen.

Mitglied der Wasserwehr

FUr die ehrenamtliche Tatigkeit in der Wasserwehr kénnen folgende monatliche Aufwandsent-
schadigungen gezahlt werden:
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| | Monatlicher Hochstsatz in Euro

a) |Wehrleiter " bis zu 120
b) |stellvertretender Wehrleiter bis zu 60.
7.2 FUr die ehrenamtlichen Mitglieder der Wasserwehr kann flr Wach- und Hilfsdienste ab Hochwas-

serwarnstufe Il eine Aufwandsentschadigung in Hohe von bis zu 10 Euro als Pauschalbetrag pro
Einsatz gezahlt werden. Der Einsatz beginnt mit Alarmierung der ehrenamtlichen Einsatzkrafte
der Wasserwehr und endet mit ihrer Ablosung oder dem Ende der Wassergefahr. Dies gilt nicht
fUr den Wehrleiter und den stellvertretenden Wehrleiter.

7.3 Notwendige bare Auslagen fUr die blromaRige Erledigung der laufenden Dienstgeschafte sowie
die gelegentliche Inanspruchnahme privater Raume zu dienstlichen Zwecken sind mit der Auf-
wandsentschadigung abgegolten.

Teil 3
Gemeinsame Vorschriften

1. Entgangener Arbeitsverdienst

1.1 Neben der Aufwandsentschadigung besteht Anspruch auf Ersatz des durch die Wahrnehmung des
Ehrenamtes oder der sonstigen ehrenamtlichen Tatigkeit entstandenen Verdienstausfalls, Nicht-
selbststandigen wird der tatsachlich entstandene und nachgewiesene Verdienstausfall ersetzt, Ins-
besondere Selbststandigen und Personen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen flhren
und nicht oder weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstatig sind, soll der Verdienstausfall in Form
eines pauschalen Durchschnitts- oder Stundensatzes ersetzt werden (Verdienstausfallpauschale ge-
maRk § 35 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA). Dieser darf 16 Euro nicht Ubersteigen.

1.2 Der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung soll
erstattet werden, soweit dieser zu Lasten des Entschadigungsberechtigten an den Sozialversiche-
rungstrager abgeflhrt wird.

1.3 Alternativ kann entsprechend § 10 Abs. 1 des Brandschutzgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 7.6.2001 (GVBI. LSA S. 190), zuletzt geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom
18.12.2013 (GVBI. LSA S. 541, 544), privaten Arbeitgebern das weitergewahrte Arbeitsentgelt un-
mittelbar erstattet werden.

1.4 Erstattungen nach den Nummern 1.1 bis 1.3 kénnen nur auf Antrag erfolgen.

2. Auslagenersatz

Notwendige Auslagen kdnnen frihestens im auf die Entstehung folgenden Monat auf Antrag erstattet
werden. Dem Antrag sind Belege beizuflgen.

3. Reisekostenvergiitung

Den in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehrenamtlicher Tatigkeit Berufenen soll Reisekostenvergltung
nach den far hauptamtliche Beamte des Landes geltenden Grundsatzen gewahrt werden. Aufwendungen
fUr Dienstreisen am Dienst- oder Wohnart sind grundsatzlich nach § 35 Abs. 2 KVG LSA mit der Zahlung
der Aufwandsentschadigung abgegolten. Dies gilt nicht flir Kosten flr Dienstreisen auferhalb des Dienst-
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oder Wohnortes, flr Fahrtkosten zum Sitzungsort, hochstens jedoch in Hohe der Kosten von der Woh-
nung zum Sitzungsort und zurlick, sowie fur Kosten fir Fahrten im Zustandigkeitsbereich der Vertretung,
soweit diese in der Auslbung des Mandats begrindet sind und mit Zustimmung des Vorsitzenden der
Vertretung oder eines Ausschusses erfolgen. Einzelheiten kdnnen durch Beschluss der Vertretung oder
in der Entschadigungssatzung geregelt werden. Die Zustimmung ist nur flr den jeweiligen Einzelfall zu
erteilen und steht unter dem Vorbehalt, dass entsprechende Haushaltsmittel zur Verfligung stehen. Zur
NachweisfUhrung soll die Zustimmung des Vorsitzenden schriftlich oder elektronisch erfolgen.

4. Ersatz von Sachschaden

FUr den Ersatz von Sachschaden der in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehrenamtlicher
Tatigkeit Berufenen wird empfohlen, die Sachschadensrichtlinie (RdErl. des MF vom 2.11.2012, MBI. LSA
S. 585) entsprechend anzuwenden.

5. Steuerliche Behandlung

Der Erl. des MF Uber die steuerliche Behandlung von Entschadigungen, die den ehrenamtlichen Mitgliedern
kommunaler Vertretungen gewahrt werden vom 9.11.2010 (MBI. LSA S. 638), geandert durch Erl. vom
16.10.2013 (MBI. LSA S. 608), ist in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

6. Rundungsvorschrift

Betrage nach dem Komma sind wie folgt zu runden:

a) 0 bis 49 Cent sind auf volle Euro nach unten abzurunden,
b) 50 bis 99 Cent sind auf volle Euro nach oben aufzurunden.

Teil 4
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem RdErl. gelten jeweils in weiblicher und mannlicher Form.

Teil 5
Inkrafttreten

Dieser RdErl. tritt am 1.7.2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt der Bezugs-RdErl. auBer Kraft. Dieser RdErl, tritt
mit Ablauf des 30.6.2019 auRer Kraft.

An das
Landesverwaltungsamt,
die Landkreise, Stadte, Gemeinden und Verbandsgemeinden

© juris GmbH
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Runderlass vom 30.06.2014.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015141/4

Dezernat: aktuelles Gremium Sitzung am: 09.11.2015
Ortschaftsrat Dohndorf TOP: 2.7

Amt: Amt 20 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015141/4
Az.: erstellt am: 14.10.2015
Betreff

Neufassung der Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis

1102.11.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 02.11.2015

2 (04.11.2015: Ortschaftsrat Wiilknitz 04.11.2015
3(05.11.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 05.11.2015
4109.11.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 09.11.2015
5(10.11.2015: Ortschaftsrat Merzien 10.11.2015
6(11.11.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 11.11.2015
7101.12.2015: Hauptausschuss

8(10.12.2015: Stadtrat

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlief3t die Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen
(Anhalt) It. Anlage 1.

Gesetzliche Grundlagen:
- KVG LSA i.V.m. KAG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Mit Beschluss des Stadtrates vom 11.12.2014 wurde im Rahmen des
Haushaltskonsolidierungskonzeptes 2015 die Erh6hung der Steuerséatze fur das Halten
eines oder mehrerer Hunde im Stadtgebiet der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlossen.

Zudem soll eine ErméaRigung flr Bezieher von entsprechenden Sozialleistungen nur noch
um 25 % des vollen Steuersatzes gewahrt werden.

Zur Umsetzung dieser Haushaltskonsolidierungsmaf3nahmen ist der vorliegende Beschluss
zur Neufassung der Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) erforderlich.

Aus Anlass der oben genannten Anderungen wurde die Satzung seitens des Fachamtes
auch einer generellen Prifung unterzogen. Hierbei wurden weitere Tatbestéande festgestellt,
welche entsprechend der Darstellung in der Synopse ebenso einer Anderung bediirfen.

Dies betrifft in erster Linie die Regelungen zu Ordnungswidrigkeiten im Hundesteuerrecht
sowie Vorschriffen zum An- und Abmelde bzw. Besteuerungsverfahren bei
Steuerverginstigungen.

In der Anlage befinden sich die Neufassung zur Hundesteuersatzung (Anlage 1), die
bisherige Fassung der Satzung in der bis dato. geltenden Fassung (Anlage 2) sowie die
Synopse mit Erlauterungen zu den Satzungsénderungen (Anlage 3).



Hundesteuersatzung.pdf Hundesteuersatzung 2016 Synopse.pdf

Hundesteuersatzung Anlage 2.pdf



Anlage 1

Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Aufgrund der §§ 5, 8, 45 Abs. 2 Nr. 1 und 99 Abs. 2 des Kommunalverfassungsgesetzes des
Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) in Verbindung mit
den §§ 1 bis 3 und 13a Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes (KAG LSA) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBI. LSA S. 405), zuletzt geandert durch Gesetz
vom 17.12.2014 (GVBI. LSA S. 522), hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner
Sitzung am 10.12.2015 die folgende Hundesteuersatzung der Stadt Koéthen (Anhalt)

beschlossen:

§1
Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung

1) 'Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als drei Monate alten Hunden durch
naturliche Personen im Gebiet der Stadt Kéthen (Anhalt). 2Wird das Alter eines Hundes nicht
nachgewiesen, ist davon auszugehen, dass der Hund zum Zeitpunkt der Aufnahme der

Haltung mehr als drei Monate alt war.

(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. 2Hundehalter ist, wer einen oder mehrere Hunde
zu personlichen Zwecken im eigenen Interesse oder im Interesse seiner
Haushaltsangehdrigen im eigenen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat. 3Alle
in einem Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommenen Hunde gelten als von ihren
Haltern gemeinsam gehalten. “Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere

Hunde, haften sie gesamtschuldnerisch.

(3) 'Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen
hat oder auf Probe oder zum Anlernen halt, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund
in einer Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland bereits versteuert wird oder von der
Steuer befreit ist. ?Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder

die Haltung auf Probe oder zum Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten Uberschreitet.

§2

Steuersatz

(1) Die Steuer betragt jahrlich,

1. flr den ersten im Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb gehaltenen Hund 80 Euro,
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Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

2. fur den zweiten im Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb gehaltenen Hund 110 Euro,

3. fir den dritten und jeden weiteren im Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb gehaltenen
Hund 140 Euro,

4. fur den ersten und jeden weiteren im Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb gehaltenen
gefahrlichen Hund 500 Euro.

(2) 'Gefahrliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind Hunde, deren Gefahrlichkeit
vermutet oder im Einzelfall festgestellt wird. 2Die Gefahrlichkeit wird bei Hunden nachfolgend
genannter Rassen sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Rassen
vermutet:

1. Pit-Bull-Terrier,

2. American Staffordshire Terrier,

3. Staffordshire-Bull-Terrier und

4. Bullterrier.
3Im Einzelfall gefahrliche Hunde sind insbesondere Hunde, die auf Angriffslust oder iber das
natlrliche Mal hinausgehende Kampfbereitschaft oder Scharfe gezichtet, ausgebildet oder
abgerichtet sind und Hunde, die sich als bissig erwiesen haben, die wiederholt in
gefahrdrohender Weise Menschen angesprungen haben oder durch ihr Verhalten gezeigt

haben, dass sie unkontrolliert andere Tiere hetzen oder reil3en.

(3) "Hunde, fir die Steuerfreiheit nach § 3 besteht, fiir die Steuerbefreiung nach § 4
gewahrt wird, sowie Hunde, die zum Bestand eines Zwingers nach § 6 gehdren, werden bei
der Berechnung der Anzahl der Hunde nicht berlicksichtigt. ?Hunde, fir die

Steuerermafigung nach § 5 gewahrt wird, werden mitgezahlt.

§3
Steuerfreiheit

Steuerfrei sind
1. Personen, die sich nicht langer als zwei Monate in der Stadt Koéthen (Anhalt)
aufhalten, fir diejenigen Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen, wenn sie
nachweisen kénnen, dass die Hunde in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik
Deutschland versteuert werden oder von der Steuer befreit sind,
2. Tierschutz- und ahnliche Vereine fiur Hunde, die in den dazu unterhaltenen
Tierheimen und ahnlichen Einrichtungen voriibergehend untergebracht sind, sofern

ordnungsgemale Blcher Uber jeden Hund, seine Ein- und Auslieferung und, soweit
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moglich, seinen bisherigen Halter gefuhrt und der Stadt Kéthen (Anhalt) auf

Verlangen vorgelegt werden.

§4

Steuerbefreiung

Steuerbefreiung wird auf Antrag gewahrt fiir geeignete

1.

2.

(1)

Hunde, die ausschlieBlich zum Schutz und der Hilfe blinder, tauber oder sonst
hilfloser Personen dienen; sonst hilflose Personen sind solche Personen, die einen
Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen “B”, “BL”, “aG” oder “H” besitzen,

Gebrauchshunde, die ausschlie3lich zur Bewachung von Herden verwandt werden, in

der bendtigten Anzahl.

§5

Steuerermafigung

Die Steuer ist auf Antrag auf die Halfte des Steuersatzes nach § 2 zu ermaRigen fir

geeignete

1.

3.

(2)

Hunde, die zur Bewachung von Gebauden, welche von dem nachsten bewohnten
Gebaude mehr als 200 m entfernt liegen, erforderlich sind,

Hunde, die von zugelassenen Unternehmen des Bewachungsgewerbes oder von
berufsmafigen Einzelwachtern bei Ausiibung des Wachdienstes benétigt werden,
Jagdhunde von Jagdausiibungsberechtigten, sofern diese Inhaber eines
Jagdscheines sind, jedoch flr hdchstens zwei Hunde,

Hunde, die als Melde-, Sanitats- oder Schutzhunde verwendet werden und die daflr
vorgesehene Prifung vor Leistungsprifern eines von der Stadt Kéthen (Anhalt)
anerkannten Vereins oder Verbandes mit Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der
Prifung ist durch Vorlegen eines Prifungszeugnisses nachzuweisen und die

Verwendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen.

Die Steuer ist auf Antrag um ein Viertel des Steuersatzes nach § 2 zu ermaRigen fir

geeignete

1.

Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftichen Anwesen, welche von dem
nachsten im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 m entfernt liegen,

erforderlich sind,
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2. Hunde, welche von Empfangern von Grundsicherungsleistungen (ALG IlI) bzw.
Sozialgeld nach dem SGBIl oder von Hilfe zum Lebensunterhalt oder
Grundsicherungsleistungen nach dem 3. und 4. Kapitel des SGB XllI gehalten

werden, jedoch nur fir einen Hund.

(3) 'Bei der Ubernahme eines Hundes, von der fiir die Aufnahme von Fundtieren im
Gemeindegebiet der Stadt Kéthen (Anhalt) zustandigen Stelle, ist die Steuer auf Antrag zu
ermafigen. ?Voraussetzung ist, dass der Hund von der zustandigen Stelle als Fundtier aus
dem Gemeindegebiet der Stadt Kéthen (Anhalt) aufgenommen wurde. *Dem Antrag ist eine
entsprechende Bescheinigung beizufiigen. “Die ErmaRigung betragt fur die ersten
12 Monate nach der Ubernahme 50 v. H. des Steuersatzes nach § 2, fiir weitere 12 Monate
25 v. H. des Steuersatzes nach § 2. 5Eine gleichzeitige ErmaRigung nach § 5 Abs. 1 und 2

ist ausgeschlossen.

(4) Steuerermafigungen nach § 5 werden fir gefahrliche Hunde nach § 2 Abs. 2 nicht

gewahrt.

§6

Steuerfreiheit und SteuerermaBigung fiir Hundeziichter

(1) Von zuverlassigen Hundezlchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der
gleichen Rasse, darunter eine Hindin im zuchtfahigen Alter, zu Zuchtzwecken halten, wird
auf Antrag ein ermafigter Steuersatz erhoben, soweit der Zwinger und die Zuchttiere in ein
von einer anerkannten Hundezuchtvereinigung gefihrtes Zucht- oder Stammbuch
eingetragen sind und der Hundezichter sich schriftlich verpflichtet, spater hinzukommende

Tiere in gleicher Weise eintragen zu lassen.

(2) Anerkannte Hundezuchtvereinigungen im Sinne des Absatzes 1 sind solche, denen
das Finanzamt wegen Forderung der Tierzucht im Sinn des § 52 Abs. 2 Nr. 4 AO einen

gemeinnutzigen Zweck nach § 52 Abs. 1 AO bescheinigt hat.
(3) 'Die SteuerermaBigung betragt fur jeden Hund, der zu Zuchtzwecken gehalten wird,

die Halfte der Steuern nach § 2 Abs. 1. 2Das Halten selbstgezogener Hunde ist steuerfrei,

solange sie sich im Zwinger befinden und nicht alter als sechs Monate sind.
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(4)

Die SteuerermaRigung und Steuerfreiheit nach Absatz 3 wird nur unter folgenden

Voraussetzungen gewahrt:

()

1.

fur die Hunde missen geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzgesetzes
entsprechende einwandfreie Unterkunftsraume vorhanden sein,

der Hundezuchter muss ordnungsgemafle Blcher fuhren, aus denen der jeweilige
Bestand und der Verbleib der verduRerten Hunde zu ersehen ist; in diese Bicher ist
einer von der Gemeinde bevollmachtigten Person auf Verlangen Einsicht zu

gewahren,

. Ab- und Zugange von Hunden sind innerhalb einer Woche unter Angabe des Tages

des Ab- oder Zugangs und bei VeraufRerung aul’erdem unter Angabe des Namens

und der Wohnung des Erwerbers bei der Gemeinde anzumelden,

. das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 ist durch Vorlage einer

Bescheinigungen der zustandigen Fachorganisation, bei der der Hund eingetragen

ist, nachzuweisen,

. aller finf Jahre, vor Beginn des neuen Erhebungszeitraumes (§ 8 Abs. 1), hat der

Hundeziichter eine Bescheinigung, die das Vorliegen der Voraussetzungen nach

Absatz 2 nachweist, beizubringen.

Steuerermaligung und Steuerfreiheit nach § 6 wird fir gefahrliche Hunde nach § 2

Abs. 2 nicht gewahrt.

(1)

§7
Allgemeine Voraussetzungen fiir Steuerbefreiung und Steuerermafigung

(Steuervergiinstigung)

'Eine Steuerverglnstigung die bei Anmeldung oder spatestens binnen 14 Tagen

nach Anmeldung des Hundes beantragt wird, wird ab dem Beginn der Steuerpflicht gewahrt.

2Zu einem spateren Zeitpunkt beantragte Steuervergiinstigungen werden ab dem auf die

Antragstellung folgenden Kalendermonat gewahrt.

(2)

Fallen die Voraussetzungen fir eine Steuerverglinstigung weg, so ist dies innerhalb

von zwei Wochen nach dem Wegfall anzuzeigen.

§8

Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuerschuld, Beginn und Ende der Steuerpflicht
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(1) 'Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. 2Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(2) Entsteht oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so ist die Steuer

anteilmaRig auf volle Monate zu berechnen.

(3) 'Die Jahressteuerschuld entsteht zu Beginn des Erhebungszeitraumes am 01.01. des
jeweiligen  Kalenderjahres. 2?Beginnt die  Steuerpflicht erst im Laufe des
Erhebungszeitraumes, entsteht die Steuerschuld mit Beginn des Monats, in dem die
Steuerpflicht beginnt (§ 1 Abs.1). 3In den Fallen des §1 Abs.3 Satz?2 beginnt die
Steuerpflicht mit dem Ersten des Monats, in dem der Zeitraum von zwei Monaten

Uberschritten worden ist.

4) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des Monats, in dem der Hund verauRRert oder

sonst abgeschafft wird, abhandenkommt oder stirbt.

(5) 'Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen Gemeinde beginnt die Steuerpflicht
mit dem Ersten des auf den Zuzug folgenden Monats. ?Bei Wegzug eines Hundehalters aus
der Stadt Kéthen (Anhalt) endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Monats, in den der Wegzug
fallt.

(6) Bei einem Halterwechsel innerhalb der Stadt Kéthen (Anhalt) beginnt die Steuerpflicht
mit dem Ersten des auf den Halterwechsel folgenden Monats; ferner endet die Steuerpflicht

beim Vorbesitzer des Hundes mit Ablauf des Monats, in den der Halterwechsel fallt.

§9

Festsetzung und Filligkeit der Steuer

(1 Die Steuer wird fir ein Kalenderjahr oder, wenn die Steuerpflicht erst wahrend des

Kalenderjahres beginnt, fir den Rest des Kalenderjahres festgesetzt.

(2) 'Die Steuer ist in vierteljahrlichen Raten zum 15.02., 15.05., 15.08 und 15.11. eines
jeden Jahres fallig. 2Sie kann im Voraus entrichtet werden. Endet die Steuerpflicht wahrend
des Vierteljahres oder tritt ein Steuerverglinstigungstatbestand ein, so ist ein die

Jahressteuer Ubersteigender Betrag zu erstatten.
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(3) 'Auf Antrag des Steuerschuldners kann die Hundesteuer abweichend vom Absatz 2
am 01.07. eines jeden Kalenderjahres in einem Jahresbetrag entrichtet werden. ?Der Antrag

muss einmalig spatestens zum 30.11. des vorangehenden Kalenderjahres gestellt werden.

§ 10

Sicherung und Uberwachung der Steuer

(1) 'Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei Wochen nach der
Aufnahme oder, wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hindin
zugewachsen ist, innerhalb von zwei Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt geworden
ist, anzumelden mit Angabe des Geburtsdatums und der Hunderasse. ?Mischlingshunde sind
genau zu definieren. 3Es gelten die § § 15 Abs. 3, 20 GefHuG.

(2) 'Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei Wochen, nachdem er ihn
verauBert oder sonst abgeschafft hat, nachdem der Hund abhandengekommen oder
gestorben ist oder nachdem der Halter aus der Stadt Kéthen (Anhalt) weggezogen ist,
abzumelden. ?Im Fall der Abgabe des Hundes an eine andere Person sind bei der
Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person anzugeben. *Bei Tod des Hundes soll

eine Bescheinigung vom Tierarzt vorgelegt und die glltige Steuermarke abgegeben werden.

(3) 'Die Stadt Kothen (Anhalt) tibersendet fiir jeden Hund eine Hundesteuermarke. 2Der
Hundehalter darf Hunde auf3erhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grundbesitzes
nur mit der sichtbar befestigten gliltigen Steuermarke umherlaufen lassen. *Der Hundehalter
ist verpflichtet, den Beauftragten der Stadt Kéthen (Anhalt) die glltige Steuermarke auf
Verlangen vorzuzeigen. “Andere Gegenstande, die der Steuermarke &hnlich sehen, dirfen
dem Hund nicht angelegt werden. °Bei Verlust der glltigen Steuermarke wird dem

Hundehalter eine neue Steuermarke gegen Ersatz der Kosten ausgehandigt.

(4) In unregelmafigen Abstanden werden Hundebestandsaufnahmen durchgefihrt.

§ 11

BilligkeitsmaRnahmen

'Anspriiche aus dem Steuerschuldverhaltnis kdnnen ganz oder teilweise gestundet werden,

wenn die Einziehung bei Falligkeit eine erhebliche Harte fir den Schuldner bedeuten wirde
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und der Anspruch durch die Stundung nicht gefahrdet erscheint. 2Ist deren Einziehung nach

Lage des Einzelfalls unbillig, kbnnen sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§ 12

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG LSA handelt, wer vorsatzlich

oder leichtfertig als Hundehalter entgegen

1. § 7 Abs. 2 den Wegfall der Voraussetzungen fiir eine Steuerverginstigung nicht

innerhalb von zwei Wochen anzeigt,

N

. § 10 Abs. 1 Satz 1 einen Hund nicht oder nicht innerhalb von zwei Wochen anmeldet,

w

. § 10 Abs. 1 Satz 1 die Hunderasse nicht oder falsch angibt,

N

. §10 Abs. 2 Satz 2 im Fall der Abgabe des Hundes an eine andere Person deren
Name oder Anschrift nicht angibt,
5. § 10 Abs. 3 Satz 2 einen Hund aulerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten
Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte glltige Steuermarke umherlaufen Iasst,
6. § 10 Abs. 3 Satz 3 die Steuermarke auf Verlangen eines Beauftragten der Stadt
Kéthen (Anhalt) nicht vorzeigt,
7. §10 Abs. 3 Satz4 dem Hund andere Gegenstande anlegt, die der Steuermarke
ahnlich sehen
und es dadurch erméglicht, Abgaben zu verklrzen oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile

zu erlangen (Abgabengefahrdung).
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbulRe bis zu zehntausend Euro geahndet
werden.
§13
Inkrafttreten
'Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom

25.10.2001 zuletzt gedndert durch 4. Anderungssatzung zur Hundesteuersatzung der Stadt
Kéthen (Anhalt) vom 25.10.2001 vom 06.11.2009 aufer Kraft.
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Kéthen (Anhalt), 11.12.2015

in Vertretung

Alexander Frolow

Stellvertreter des Oberblrgermeisters (Siegel)
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Ver6ffentlichungsanordnung

1.  Die Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 11.12.2015, Beschluss-Nr.

......... , wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

2.  Es wird auf die Rechtsfolgen nach § 8 Abs. 3 KVG LSA hingewiesen. § 8 Abs. 3 KVG
LSA lautet wie folgt:
,Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die in
diesem Gesetz enthalten oder aufgrund dieses Gesetztes erlassen worden sind,
zustande gekommen, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich
innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung gegenlber der Kommune
geltend gemacht worden ist. Dabei sind die verletzte Vorschrift und die Tatsache, die
den Mangel ergibt zu bezeichnen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschrift Uber die

Genehmigung oder die 6ffentliche Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.*
3. Hiermit ordne ich gemal § 14 Abs. 1 Satz 1 der Hauptsatzung der Stadt Koéthen
(Anhalt) vom 18.11.2014 (AmtsBIl. 12/2014) in der zurzeit geltenden Fassung die

Veroéffentlichung folgenden Beschlusses an:

,=Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)"

Kéthen (Anhalt), 11.12.2015

In Vertretung

Alexander Frolow

Stellvertreter des Oberblrgermeisters (Siegel)
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Hundesteuersatzung.pdf


Neuer Text ist unterstrichen entfallener Text durchgestrichen dargestellt.

Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)

Bemerkungen

Alte Fassung (a. F.)

§1
Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung

(1) 'Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als
drei Monate alten Hunden durch natirliche Personen im
Gebiet der Stadt Kéthen (Anhalt). 2Wird das Alter eines
Hundes nicht nachgewiesen, ist davon auszugehen,
dass der Hund zum Zeitpunkt der Aufnahme der Haltung
mehr als drei Monate alt war.

(2) 'Steuerpflichtig ist der Hundehalter. 2Hundehalter ist,
wer einen oder mehrere Hunde zu personlichen
Zwecken im eigenen Interesse oder im Interesse seiner
Haushaltsangehoérigen im  eigenen Haushalt oder
Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat. 3Alle in einem
Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommenen
Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam gehalten.
4Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder
mehrere Hunde, haften sie gesamtschuldnerisch.

(3) 'Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege
oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder
zum Anlernen halt, wenn er nicht nachweisen kann, dass
der Hund in einer Gemeinde der Bundesrepublik
Deutschland bereits versteuert wird oder von der Steuer
befreit ist. 2Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn
die Pflege, Verwahrung oder die Haltung auf Probe oder
zum Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten
Uberschreitet.

§2

Steuersatz

(1) Die Steuer betragt jahrlich,

1. fur den ersten im Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb
gehaltenen Hund 80 Euro,

2. fur den zweiten im Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb

Mit Beginn des Monats, in dem der Hund
den dritten Lebensmonat vollendet, beginnt
die Steuerpflicht (siehe auch §8112 n. F.).
Satz 2 n. F. stellt eine Vermutungsregel auf
fur den Fall, dass das Alter des Hundes nicht
festgestellt werden kann.

Der neue Satz 4 stellt klar, dass mehrere
Halter eines Hundes gesamtschuldnerisch
haften.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Mit Beschlusses vom 11.12.2014 zum
Haushaltskonsolidierungskonzept 2015
wurde die Anhebung der Steuersatze in der
dargestellten Hoéhe vom Stadtrat

§1
Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung

(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden
durch natirliche Personen im Gebiet der Stadt Koéthen
(Anhalt).

(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Hundehalter ist,
wer einen oder mehrere Hunde 2zu personlichen
Zwecken im eigenen Interesse oder im Interesse seiner
Haushaltsangehoérigen im eigenen Haushalt oder
Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat. Alle in einen
Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von ihren
Haltern gemeinsam gehalten.

(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege
oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder
zum Anlernen halt, wenn er nicht nachweisen kann, dass
der Hund in einer Gemeinde der Bundesrepublik bereits
versteuert wird oder von der Steuer befreit ist. Die
Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege,
Verwahrung oder die Haltung auf Probe oder zum
Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten uberschreitet.

§2
Steuersatz

(1) Die Steuer betragt jahrlich,
a) fir den ersten Hund 70-€

b} fur den zweiten Hund 96-€






Neuer Text ist unterstrichen entfallener Text durchgestrichen dargestellt.

Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)

Bemerkungen

Alte Fassung (a. F.)

gehaltenen Hund 110 Euro,

3. fur den dritten und jeden weiteren im Haushalt oder
Wirtschaftsbetrieb gehaltenen Hund 140 Euro,

4. fur den ersten und jeden weiteren im Haushalt oder
Wirtschaftsbetrieb gehaltenen  gefahrlichen  Hund
500 Euro.

(2) 'Gefahrliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind
Hunde, deren Gefahrlichkeit vermutet oder im Einzelfall
festgestellt wird. 2Die Gefahrlichkeit wird bei Hunden
nachfolgend genannter Rassen sowie deren Kreuzungen
untereinander oder mit anderen Rassen vermutet:

1. Pit-Bull-Terrier,

2. American Staffordshire Terrier,

3. Staffordshire-Bull-Terrier und

4. Bullterrier.

3Im Einzelfall gefahrliche Hunde sind insbesondere
Hunde, die auf Angriffslust oder Uber das natirliche Maf}
hinausgehende = Kampfbereitschaft oder  Scharfe
gezichtet, ausgebildet oder abgerichtet sind und Hunde,
die sich als bissig erwiesen haben, die wiederholt in
gefahrdrohender Weise Menschen angesprungen haben
oder durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie
unkontrolliert andere Tiere hetzen oder reifl3en.

(3) 'Hunde, fiir die Steuerfreiheit nach § 3 besteht, fir
die Steuerbefreiung nach §4 gewahrt wird, sowie
Hunde, die zum Bestand eines Zwingers nach §6
gehoren, werden bei der Berechnung der Anzahl der
Hunde nicht berlcksichtigt. 2Hunde, fur die
Steuerermaliigung nach §5 gewahrt wird, werden
mitgezahlt.

beschlossen. Zur Umsetzung bedarf es
eines separaten Stadtratsbeschlusses zur
Anderung der Hundesteuersatzung. Die
weiteren Anderungen sollen klarstellen, dass
mehrere  Mitglieder eines  Haushaltes
und/oder Wirtschaftsbetriebes nicht jeweils
einen ersten Hund halten kdénnen. Es kann
in jedem Haushalt nur jeweils einen ersten
Hund geben.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Keine Anderungen.

&) flr den dritten und jeden weiteren Hund 420-€

d) fur den ersten und jeden weiteren gefahrlichen Hund
400-€

(2) Gefahrliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind
Hunde, deren Gefahrlichkeit vermutet oder im Einzelfall
festgestellt wird. Die Gefahrlichkeit wird bei Hunden
nachfolgend genannter Rassen sowie deren Kreuzungen
untereinander oder mit anderen Rassen vermutet: Pit-
Bull-Terrier, American Staffordshire Terrier,
Staffordshire-Bull-Terrier und Bullterrier. Im Einzelfall
gefahrliche Hunde sind insbesondere Hunde, die auf
Angriffslust oder (ber das natirliche Mal
hinausgehende = Kampfbereitschaft oder  Schéarfe
gezlchtet, ausgebildet oder abgerichtet sind und Hunde,
die sich als bissig erwiesen haben, die wiederholt in
gefahrdrohender Weise Menschen angesprungen haben
oder durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie
unkontrolliert andere Tiere hetzen oder reil3en.

(3) Hunde, fur die Steuerfreiheit nach § 3 besteht, fur die
Steuerbefreiung nach § 4 gewahrt wird, sowie Hunde die
zum Bestand eines Zwingers nach § 6 gehdéren, werden
bei der Berechnung der Anzahl der Hunde nicht
berlicksichtigt; Hunde, fiir die Steuerermafiigung nach §
5 gewahrt wird, werden mitgezahilt.






Neuer Text ist unterstrichen entfallener Text durchgestrichen dargestellt.

Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)

Bemerkungen

Alte Fassung (a. F.)

§3
Steuerfreiheit

Steuerfrei sind

1. Personen, die sich nicht langer als zwei Monate in der
Stadt Kothen (Anhalt) aufhalten, fiir diejenigen Hunde,
die sie bei ihrer Ankunft besitzen, wenn sie nachweisen
kénnen, dass die Hunde in einer anderen Gemeinde der
Bundesrepublik Deutschland versteuert werden oder von
der Steuer befreit sind,

2. Tierschutz- und ahnliche Vereine fur Hunde, die in
den dazu unterhaltenen Tierheimen und &ahnlichen
Einrichtungen vorlibergehend untergebracht sind, sofern
ordnungsgemale Bicher Uber jeden Hund, seine Ein-
und Auslieferung und, soweit moglich, seinen bisherigen
Halter gefihrt und der Stadt Koéthen (Anhalt) auf
Verlangen vorgelegt werden.

§4

Steuerbefreiung

Steuerbefreiung wird auf Antrag gewahrt fir geeignete

1. Hunde, die ausschlie3lich zum Schutz und der Hilfe
blinder, tauber oder sonst hilfloser Personen dienen;
sonst hilflose Personen sind solche Personen, die einen
Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen “B”,
“BL”, “aG” oder “H” besitzen,

2. Gebrauchshunde, die ausschlie3lich zur Bewachung
von Herden verwandt werden, in der bendtigten Anzahl.

§5

SteuerermafBigung

(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Halfte des
Steuersatzes nach § 2 zu ermafigen flr geeignete

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsanderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Es werden nur fir den Zweck geeignete
Tiere von der Steuer befreit. Dies war bisher
in § 7 1 lit. a a. F. geregelt.
Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsanderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Es werden nur fir den Zweck geeignete
Tiere von der Steuer befreit. Dies war bisher

§3
Steuerfreiheit

Steuerfrei sind

a) Personen, die sich nicht langer als zwei Monate in der
Stadt Kéthen aufhalten, fir diejenigen Hunde, die sie bei
ihrer Ankunft besitzen, wenn sie nachweisen kénnen,
dass die Hunde in einer anderen Gemeinde der
Bundesrepublik versteuert werden oder von der Steuer
befreit sind.

b} Tierschutz- und ahnliche Vereine fir Hunde, die in
den dazu unterhaltenen Tierheimen und &hnlichen
Einrichtungen voriibergehend untergebracht sind, sofern
ordnungsgemale Biicher Uber jeden Hund, seine Ein-
und Auslieferung und - soweit moglich - seinen Besitzer
gefihrt und der Stadt Kéthen auf Verlangen vorgelegt
werden.

§4

Steuerbefreiung

Steuerbefreiung wird auf Antrag gewahrt fir

a) Hunde, die ausschliefdlich zum Schutz und der Hilfe
blinder, tauber oder sonst hilfloser Personen dienen.
Sonst hilflose Personen sind solche Personen, die einen
Schwerbehindetenausweis mit dem Merkzeichen “B”,
“BL”, “aG” oder “H” besitzen.

b} Gebrauchshunde, die ausschliel3lich zur Bewachung
von Herden verwandt werden, in der benétigte Anzahl,

§5
Allgemeine Steuerermafligung

(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Halfte des
Steuersatzes nach § 2 zu ermaRigen fir
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1. Hunde, die zur Bewachung von Geb&uden, welche
von dem nachsten bewohnten Gebaude mehr als 200 m
entfernt liegen, erforderlich sind,

2. Hunde, die von zugelassenen Unternehmen des
Bewachungsgewerbes oder von  berufsmafigen
Einzelwachtern bei Austbung des Wachdienstes
bendtigt werden,

3. Jagdhunde von Jagdaustibungsberechtigten, sofern
diese Inhaber eines Jagdscheines sind, jedoch fir
hdchstens zwei Hunde,

4. Hunde, die als Melde-, Sanitats- oder Schutzhunde
verwendet werden und die dafir vorgesehene Prufung
vor Leistungsprifern eines von der Stadt Kéthen (Anhalt)
anerkannten Vereins oder Verbandes mit Erfolg abgelegt
haben; die Ablegung der Prifung ist durch Vorlegen
eines Prifungszeugnisses nachzuweisen und die
Verwendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft
zu machen.

(2) Die Steuer ist auf Antrag um ein Viertel des
Steuersatzes nach § 2 zu erméaRigen flir geeignete

1. Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftlichen
Anwesen, welche von dem nachsten im Zusammenhang

bebauten Ortsteil mehr als 400 m entfernt liegen,
erforderlich sind,

2. Hunde, welche von Empfangern von
Grundsicherungsleistungen (ALG II) bzw. Sozialgeld

nach dem SGB Il oder von Hilfe zum Lebensunterhalt
oder Grundsicherungsleistungen nach dem 3. und 4.
Kapitel des SGB Xll gehalten werden, jedoch nur flr

in§ 7 1lit. a a. F. geregelt.
Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsanderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Der bisherige Text ,auf ein Viertel* wurde
entsprechend dem gemeinten und
tatsachlich angewandten ,um ein Viertel®
angepasst. Es werden nur fir den Zweck
geeignete Tiere von der Steuer befreit. Dies
war bisher in §71lit. a a. F. geregelt. Es
erfolgt eine  Zusammenfassung  der
Tatbestande fur eine 25%-ige ErmafRigung
unter Absatz 2.
Entsprichtdem § 511 a. F.

Mit Beschluss des Stadtrates vom
11.12.2014 zum Haushaltskonsolidierungs-
konzept 2015 wurde festgelegt, dass die
Hundesteuer fur den ersten gehaltenen
Hund nach Vorlage einer Bescheinigung

a) Hunde, die zur Bewachung von Gebauden, welche
von dem nachsten bewohnten Gebaude mehr als 200 m
entfernt liegen, erforderlich sind,

b} Hunde, die von zugelassenen Unternehmen des
Bewachungsgewerbes  oder von  berufsmaRigen
Einzelwachtern bei Ausibung des Wachdienstes
bendtigt werden,

¢} Jagdhunde von Jagdausibungsberechtigten, sofern
diese Inhaber eines Jagdscheines sind, jedoch fir
héchstens zwei Hunde,

&} Hunde, die als Melde-, Sanitats- oder Schutzhunde
verwendet werden und die daflir vorgesehene Prifung
vor Leistungsprifern eines von der Stadt Koéthen
anerkannten Vereins oder Verbandes mit Erfolg abgelegt
haben; die Ablegung der Prifung ist durch Vorlegen
eines Prufungszeugnisses nachzuweisen und die
Verwendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft
zu machen.
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einen Hund.

(3) 'Bei der Ubernahme eines Hundes, von der fiir die
Aufnahme von Fundtieren im Gemeindegebiet der Stadt
Kothen (Anhalt) zustdndigen Stelle, ist die Steuer auf
Antrag zu erméaRigen. 2?Voraussetzung ist, dass der
Hund von der zustandigen Stelle als Fundtier aus dem

Gemeindegebiet der Stadt Koéthen (Anhalt)
aufgenommen _ wurde. S3Dem Antrag ist  eine
entsprechende Bescheinigung beizufligen. “Die

ErmafRigung betragt fur die ersten 12 Monate nach der
Ubernahme 50v. H. des Steuersatzes nach § 2, fiir
weitere 12 Monate 25 v. H. des Steuersatzes nach § 2.
5Eine gleichzeitige ErmaRigung nach § 5 Abs. 1 und 2 ist
ausgeschlossen.

(4) Steuerermaligungen nach § 5 werden flir gefahrliche
Hunde nach § 2 Abs. 2 nicht gewahrt.

Uber den Bezug von Sozialleistungen nicht
mehr um 50 % sondern nur noch um 25 %
ermafigt wird. Neuregelungen zu
Sozialleistungen in Deutschland in den
letzten Jahren machen eine sprachliche
Anpassung des begtinstigten
Personenkreises erforderlich.

Entspricht § 5a a. F.

Steuerermaligungen fur gefahrliche Hunde
werden generell ausgeschlossen.

Siehe § 5 1lI n. F.

Siehe § 51l n. F.

Alte Fassung (a. F.)
P—— fiir oinon Hund.
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Stehe § 5 lin. F. (2) Die ErmaBigung betragt fiir die ersten 12 Monate
nach-derUbernahme 50-v—H-—des-Steuersatzes-nach-§
§2
Siehe § 51l n. F. {3} —Wird —eine—ErmaRigung—nach—dieser—Vorschrift

§6
Steuerfreiheit und SteuerermaBigung fir
Hundeziichter

(1) Von zuverlassigen Hundezlchtern, die mindestens
zwei rassereine Hunde der gleichen Rasse, darunter
eine Hindin im zuchtfahigen Alter, zu Zuchtzwecken
halten, wird auf Antrag ein ermaRigter Steuersatz
erhoben, soweit der Zwinger und die Zuchttiere in ein
von einer anerkannten Hundezuchtvereinigung geflhrtes
Zucht- oder Stammbuch eingetragen sind und der
Hundezichter sich schriftlich verpflichtet, spéater
hinzukommende Tiere in gleicher Weise eintragen zu
lassen.

(2) Anerkannte Hundezuchtvereinigungen im Sinne des
Absatzes 1 sind solche, denen das Finanzamt wegen
Forderung der Tierzucht im Sinn des § 52 Abs. 2 Nr. 4
AO einen gemeinnitzigen Zweck nach § 52 Abs. 1 AO
bescheinigt hat.

(3) 'Die SteuerermaBigung betragt fiir jeden Hund,
der zu Zuchtzwecken gehalten wird, die Halfte der
Steuern nach § 2 Abs. 1. 2Das Halten selbstgezogener
Hunde ist steuerfrei, solange sie sich im Zwinger

Anpassung der Uberschrift an den Inhalt.
Der Begriff ,Zwingersteuer® ist unnétig.
Tatsachlich handelt es sich um eine
Steuerermaligung fur Zuchttiere sowie eine
zeitweilige Steuerfreiheit far deren
Nachkommen.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsanderung.

Keine Anderungen.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

§6
SteuerermaBigung fiir Hundeziichter (Zwingersteuer)

(1) Von zuverladssigen Hundezichtern, die mindestens
zwei rassereine Hunde der gleichen Rasse, darunter
eine Hindin im zuchtfahigen Alter, zu Zuchtzwecken
halten, wird die—Steuer auf Antrag in—Feorm—einer
Zwingersteuer erhoben, soweit der Zwinger und die
Zuchttiere in ein von einer anerkannten
Hundezuchtvereinigung gefihrtes Zucht- oder
Stammbuch eingetragen sind und der Hundeziichter sich
schriftlich verpflichtet, spater hinzukommende Tiere in
gleicher Weise eintragen zu lassen.

(2) Anerkannte Hundezuchtvereinigungen im Sinne des
Abs. 1 sind solche, denen das Finanzamt wegen
Foérderung der Tierzucht im Sinn des § 52 Abs. 2 Nr. 4
AO einen gemeinnitzigen Zweck nach § 52 Abs. 1 AO
bescheinigt hat.

(3) Die Zwingersteuer betragt fir jeden Hund, der zu
Zuchtzwecken gehalten wird, die Halfte der Steuern

nach § 2 Abs. 1, jedoch nicht mehr als die Steuer fur
zwei Hunde. Das Halten selbstgezogener Hunde ist
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befinden und nicht alter als sechs Monate sind.

(4) Die Steuerermafigung und Steuerfreiheit nach
Absatz 3 wird nur unter folgenden Voraussetzungen
gewahrt:

1. fir die Hunde missen geeignete, den Erfordernissen
des Tierschutzgesetzes entsprechende einwandfreie
Unterkunftsrdume vorhanden sein,

2. der Hundeziichter muss ordnungsgemalfie Blicher
fihren, aus denen der jeweilige Bestand und der
Verbleib der verauRerten Hunde zu ersehen ist; in diese
Bicher ist einer von der Gemeinde bevollmachtigten
Person auf Verlangen Einsicht zu gewahren,

3. Ab- und Zugange von Hunden sind innerhalb einer
Woche unter Angabe des Tages des Ab- oder Zugangs
und bei Verduflerung aullerdem unter Angabe des
Namens und der Wohnung des Erwerbers bei der
Gemeinde anzumelden,

4. das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1

ist durch Vorlage einer Bescheinigungen der
zustandigen Fachorganisation, bei der der Hund
eingetragen ist, nachzuweisen,

5. aller finf Jahre, vor Beginn des neuen
Erhebungszeitraumes (§8  Abs.1), hat  der

Hundezichter eine Bescheinigung, die das Vorliegen der
Voraussetzungen nach Absatz 2 nachweist,
beizubringen.

(5) Steuerermafligung und Steuerfreiheit nach § 6 wird
fur gefahrliche Hunde nach § 2 Abs. 2 nicht gewahrt.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsanderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsanderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Eine jahrliche Vorlage ist nicht erforderlich
und wurde deshalb gestrichen.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Steuerermaligungen fur gefahrliche Hunde
werden generell ausgeschlossen.

steuerfrei, solange sie sich im Zwinger befinden und
nicht alter als sechs Monate sind.

(4) Die-mitder Erhel lor Zwi bund
Verginstigung wird nur unter folgenden

Voraussetzungen gewahrt:

1. Fur die Hunde miissen geeignete, den Erfordernissen
des Tierschutzgesetzes entsprechende einwandfreie
Unterkunftsraume vorhanden sein.

2. Der Hundeziichter muss ordnungsgemafe Bicher
fuhren, aus denen der jeweilige Bestand und der
Verbleib der veraufRerten Hunde zu ersehen ist. In diese
Bicher ist einer von der Gemeinde bevollmachtigten
Person auf Verlagen Einsicht zu gewahren.

3. Ab- und Zugange von Hunden sind innerhalb einer
Woche unter Angabe des Tages des Ab- oder Zugangs
und bei Verdullerung auflerdem unter Angabe des
Namens und der Wohnung des Erwerbers bei der
Gemeinde anzumelden.

4 Nishrich, Beai |

5. Aller 5 Jahre, vor Beginn des neuen
Erhebungszeitraumes (§ 9 Abs. 1), hat der
Hundeziichter eine Bescheinigung, die das Vorliegen der
Voraussetzungen nach Abs. 2 nachweist, beizubringen.
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§7
Allgemeine Voraussetzungen fiir Steuerbefreiung
und SteuerermafBigung (Steuervergiinstigung)

(1) 'Eine Steuervergiinstigung die bei Anmeldung oder
spatestens binnen 14 Tagen nach Anmeldung des
Hundes beantragt wird, wird ab dem Beginn der
Steuerpflicht gewahrt. 2Zu einem spateren Zeitpunkt
beantragte Steuerverglinstigungen werden ab dem auf
die Antragstellung folgenden Kalendermonat gewahrt.

(2) Fallen die fur  eine

Voraussetzungen

Formulierung wurde in § 4 Satz 1 bzw. § 51
Ubernommen

Das Vorliegen der Voraussetzungen ist
bereits abschlieRend in § 6 IV Nr. 3 geregelt.

Mit Ausnahme von Antragen, die bei oder
binnen 14 Tagen nach Anmeldung eines
Hundes gestellt werden, wirken alle Antrage
auf Steuervergiinstigungen in die Zukunft,
nicht rickwirkend. Steuerpflichtige sollen
dazu angehalten werden, entsprechende
Antrage zeitnah zu stellen.

Der Entfall der Steuerpflicht bei abgelehnter
Steuerverglnstigung, wenn der Hund binnen
zwei Wochen abgeschafft wird, entfallt. Fir
eine solche steuerliche Besserstellung
besteht kein 6ffentliches Bedurfnis. Vielmehr
wird dadurch die Trennung von dem Tier
belohnt.

Die bewilligte Steuervergiinstigung wird dem
steuerpflichtigen Halter des Hundes in allen

Fallen durch Anderungsbescheid zum
bestehenden Steuerbescheid bekannt
gegeben.

Redaktionelle Anderung ohne

§7
Allgemeine Voraussetzungen fiir Steuerbefreiung
und SteuerermafBigung (Steuervergiinstigung)

Fallen die Voraussetzungen fur  eine
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Steuerverglnstigung weg, so ist dies innerhalb von zwei
Wochen nach dem Wegfall anzuzeigen.

§8
Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuerschuld,
Beginn und Ende der Steuerpflicht

(1) 'Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben.

2Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(2) Entsteht oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines
Kalenderjahres, so ist die Steuer anteilmaRig auf volle
Monate zu berechnen.

(3) 'Die Jahressteuerschuld entsteht zu Beginn des
Erhebungszeitraumes am_ 01.01. des jeweiligen
Kalenderjahres. ?2Beginnt die Steuerpflicht erst im Laufe
des Erhebungszeitraumes, entsteht die Steuerschuld mit
Beginn des Monats, in dem die Steuerpflicht beginnt (§ 1
Abs. 1). 3In den Fallen des § 1 Abs. 3 Satz 2 beginnt die
Steuerpflicht mit dem Ersten des Monats, in dem der
Zeitraum von zwei Monaten Uberschritten worden ist.

(4) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des Monats,
in dem der Hund veraul3ert oder sonst abgeschafft wird,
abhandenkommt oder stirbt.

(5) 'Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen
Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten des
auf den Zuzug folgenden Monats. ?Bei Wegzug eines
Hundehalters aus der Stadt Kéthen (Anhalt) endet die
Steuerpflicht mit Ablauf des Monats, in den der Wegzug
fallt.

Inhaltsdnderung.

Uberschrift an den erweiterten Inhalt

angepasst.

Entspricht§ 91 a. F.

Entspricht§ 91l a. F.

Entspricht §91ll a. F. Die Steuerpflicht
beginnt generell erst mit Beginn des Monats,
in dem der Hund den dritten Lebensmonat
vollendet (siehe § 1 I n. F.).

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsanderung.

Steuerverglnstigung weg, so ist dies innerhalb von zwei

Wochen nach dem Wegfall der-Steuerabteilung-der-Stadt
Kéthen anzuzeigen.

§8
Beginn und Ende der Steuerpflicht

E s M ind o Hund._drei M
geworden—ist: In den Fallen des § 1 Abs. 3 Satz 2
beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten des Monats, in
dem der Zeitraum von zwei Monaten uUberschritten
worden ist.

{2) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des Monats,
in dem der Hund verauf3ert oder sonst abgeschafft wird,
abhanden kommt oder eingeht.

(3) Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen
Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten des
auf den Zuzug folgenden Monats. Bei Wegzug eines
Hundehalters aus der Stadt Kothen endet die
Steuerpflicht mit Ablauf des Monats, in den der Wegzug
fallt.
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(6) Bei einem Halterwechsel innerhalb der Stadt Kéthen
(Anhalt) beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten des auf
den Halterwechsel folgenden Monats; ferner endet die
Steuerpflicht beim Vorbesitzer des Hundes mit Ablauf
des Monats, in den der Halterwechsel fallt.

§9

Festsetzung und Falligkeit der Steuer

(1) Die Steuer wird fur ein Kalenderjahr oder, wenn die
Steuerpflicht erst wahrend des Kalenderjahres beginnt,
fur den Rest des Kalenderjahres festgesetzt.

(2) 'Die Steuer ist in vierteljahrlichen Raten zum 15.02.,
15.05., 15.08 und 15.11. eines jeden Jahres fillig. 2Sie
kann im Voraus entrichtet werden. 3Endet die

Absatz 4 wurde neu aufgenommen. Bei
einem Halterwechsel zwischen in Kéthen
(Anhalt) wohnenden Steuerpflichtigen wirde
es andernfalls zu einer doppelten
Besteuerung kommen. A musste bis zum
Ende des Monats der Haltung zahlen und B
bereits ab dem Monat der Aufnahme der
Hundehaltung. Eine Regelung der
Besteuerung bei Halterwechsel fehlte bisher.

Siehe § 8 n. F.

Siehe §8 1 n. F.

Siehe §8 1 n. F.

Siehe § 8 1l n. F.

Paragraph neu nummeriert.

Keine Anderungen.

Satz 3 der alten Fassung kann wegen
§ 11111 KAG LSA entfallen. Es bedarf
keiner Satzungsregelung.

10

Festsetzung und Falligkeit der Steuer

(1) Die Steuer wird fir ein Kalenderjahr oder - wenn die
Steuerpflicht erst wahrend des Kalenderjahres beginnt -
fur den Rest des Kalenderjahres festgesetzt.
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Steuerpflicht wahrend des Vierteljahres oder tritt ein
Steuervergunstigungstatbestand ein, so ist ein die
Jahressteuer Ubersteigender Betrag zu erstatten.

(3) 'Auf Antrag des Steuerschuldners kann die
Hundesteuer abweichend vom Absatz 2 am 01.07. eines
jeden Kalenderjahres in einem Jahresbetrag entrichtet
werden. 2Der Antrag muss einmalig spéatestens zum
30.11. des vorangehenden Kalenderjahres gestellt
werden.

§10
Sicherung und Uberwachung der Steuer

(1) 'Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund
innerhalb von zwei Wochen nach der Aufnahme oder,
wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm
gehaltenen Hundin zugewachsen ist, innerhalb von zwei
Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt geworden
ist, anzumelden mit Angabe des Geburtsdatums und der
Hunderasse. 2Mischlingshunde sind genau zu definieren.
SEs gelten die §§ 15 Abs. 3, 20 GefHuG.

(2) 'Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei
Wochen, nachdem er ihn verduflert oder sonst

Satz 4 der alten Fassung kann wegen
§ 121 1 KAG LSA entfallen. Es bedarf keiner
Satzungsregelung.

GemaR Satz 3 der neuen Fassung soll eine
Erstattung nicht wegen jedes Kleinbetrages
erfolgen, sondern nur dann, wenn durch die
Verglnstigung oder  Abmeldung der
Jahressteuerbetrag Uberschritten  wird.
Ansonsten erfolgt im Fall einer gewahrten
Vergunstigung ein Ausgleich mit den noch
offenen  Quartalszahlungen. Endet die
Steuerpflicht im laufenden Kalenderjahr.
erfolgt die Erstattung =zuviel geleisteter
Steuerzahlungen.
Hierdurch soll
minimiert werden.

der Verwaltungsaufwand

Eine einmalige Antragstellung genigt. Der
Antrag braucht nicht jahrlich wiederholt zu
werden.

Paragraph neu nummeriert.

Fur gefahrliche Hunde und Hunde, die nach

dem Inkrafttreten des Gesetzes zur
Vorsorge gegen die von Hunden
ausgehenden Gefahren (GefHuG) am

01.03.2009 geboren wurden, gilt fir die
Anmeldung § 15 lll GefHuG. Fr altere Tiere
bedarf es weiterhin einer Satzungsregelung.

Die Streichung des Satzes 3 wird nicht
befirwortet. In den meisten Fallen liegt

11

Alte Fassung (a. F.)
Jahresbetrages—fallig- Sie kann fir-das—ganzeJahr im
Voraus entrichtet werden. Bis zum Zugehen eines neuen
Festsetzungsbescheides ist die Steuer Uber das
Kalenderjahr hinaus zu den gleichen Falligkeitsterminen
weiter Zu entrichten. Fir diejenigen
Hundesteuerschuldner, die fir das Kalenderjahr die
gleiche Hundesteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben,
kann die Festsetzung der Steuer durch o&ffentliche
Bekanntmachung erfolgen. Endet die Steuerpflicht

wahrend des Vierteljahres, so ist die—zuviel-gezahlie
Steuer-zu-erstatien.

(3) Auf Antrag des Steuerschuldners kann die
Hundesteuer abweichend vom Abs. 2 am 01.07. in
einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag muss
spatestens zum 30.11. des vorangehenden
Kalenderjahres gestellt werden.

§H
Sicherung und Uberwachung der Steuer

(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb
von zwei Wochen nach der Aufnahme oder - wenn der
Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen
Hlndin zugewachsen ist - innerhalb von zwei Wochen,
nachdem der Hund drei Monate alt geworden ist, bei der
Stadtverwaltung der Stadt Koéthen anzumelden mit
Angabe der Hunderasse. Mischlingshunde sind genau
zu definieren.

(2) Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei
Wochen, nachdem er ihn verduRert oder sonst
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Neue Fassung (n. F.)

Bemerkungen

Alte Fassung (a. F.)

abgeschafft hat, nachdem der Hund
abhandengekommen oder gestorben ist oder nachdem
der Halter aus der Stadt Kéthen (Anhalt) weggezogen
ist, abzumelden. 2Im Fall der Abgabe des Hundes an
eine andere Person sind bei der Abmeldung der Name
und die Anschrift dieser Person anzugeben. 3Bei Tod
des Hundes soll eine Bescheinigung vom Tierarzt

vorgelegt und die giltige Steuermarke abgegeben
werden.

(3) 'Die Stadt Kothen (Anhalt) Ubersendet flr jeden
Hund eine Hundesteuermarke. 2Der Hundehalter darf
Hunde auBerhalb seiner Wohnung oder seines
umfriedeten Grundbesitzes nur mit der sichtbar
befestigten glltigen Steuermarke umherlaufen lassen.
SDer Hundehalter ist verpflichtet, den Beauftragten der
Stadt Kothen (Anhalt) die giltige Steuermarke auf
Verlangen vorzuzeigen. “Andere Gegenstande, die der
Steuermarke &hnlich sehen, dirfen dem Hund nicht
angelegt werden. 5Bei Verlust der gliltigen Steuermarke
wird dem Hundehalter eine neue Steuermarke gegen
Ersatz der Kosten ausgehandigt.

(4) In unregelmafigen Abstanden werden

Hundebestandsaufnahmen durchgefihrt.

§11
BilligkeitsmaBnahmen

'Anspriiche aus dem Steuerschuldverhaltnis koénnen

ohnehin eine Bescheinigung des Tierarztes
vor. Mit der Regelung soll vorgebeugt
werden, dass Hunde zum Zwecke der
Steuervermeidung als tot abgemeldet
werden. Die Steuermarke soll abgegeben
werden, damit sie nicht missbraucht werden
kann. Der Aulendienst des Ordnungsamtes
kann bei Kontrollen nicht ohne Weiteres
feststellen, ob eine vorhandene Steuermarke
noch verwendet werden darf oder nicht. Die
Vorschrift kann aber von einer Ist- in eine
Soll-Vorschrift umgewandelt werden. Dies
gibt Spielraum, um im Einzelfall auf Vorlage
von Attest und/oder Steuermarke zu
verzichten.

Hundesteuermarken werden einmalig bei
der Anmeldung zur Steuer an die Halter
ausgegeben. Ein turnusmafiger Versand
neuer Marken erfolgt aus wirtschaftlichen
Grinden nicht mehr. Ist die Marke
beschadigt oder unkenntlich, erfolgt ein
direkter Austausch in der Steuerabteilung.
Wird ein Verlust der Marke angezeigt, wird
gegen Geblhren entsprechend
Verwaltungskostensatzung eine neue Marke
versandt. In allen Fallen eribrigt sich die
Satzungsbestimmung aus Absatz 3 Satz 4.

Keine Anderungen.

Paragraph neu nummeriert.

Redaktionelle Anderung ohne

12

abgeschafft hat, nachdem der Hund abhanden
gekommen oder eingegangen ist oder nachdem der
Halter aus der Stadt Kéthen weggezogen ist, bei der
Steuerabteilung der Stadt Kéthen abzumelden. Im Fall
der Abgabe des Hundes an eine andere Person sind bei
der Abmeldung der Name und die Anschrift dieser
Person anzugeben. Bei Tod des Hundes ist eine
Bescheinigung vom Tierarzt und die giiltige Steuermarke

vorzulegen.

(3) Die Stadt Kéthen Ubersendet fiir jeden Hund eine
Hundesteuermarke. Der Hundehalter darf Hunde
aullerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten
Grundbesitzes nur mit der sichtbar befestigten gultigen
Steuermarke umherlaufen lassen. Der Hundehalter ist
ver- pflichtet, den Beauftragten der Stadt Koéthen die
gultige Steuermarke auf Verlangen vorzuzeigen. Bis-—zur
0 | . S st dio b ;

Steuermarke—zu—befestigen—oder—vorzuzeigen. Andere
Gegenstande, die der Steuermarke &hnlich sehen,
dirfen dem Hund nicht angelegt werden. Bei Verlust der
gultigen Steuermarke wird dem Hundehalter auf-Antrag

eine neue Steuermarke gegen Ersatz der Kosten
ausgehandigt.
(4) In unregelmaBigen Abstanden werden

Hundebestandsaufnahmen durchgefihrt.

§12
BilligkeitsmaBnahmen

£ Anspriche aus dem Steuerschuldverhaltnis kénnen
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Neue Fassung (n. F.)

Bemerkungen

Alte Fassung (a. F.)

ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die
Einziehung bei Falligkeit eine erhebliche Harte fur den
Schuldner bedeuten wirde und der Anspruch durch die
Stundung nicht gefdhrdet erscheint. 2Ist deren
Einziehung nach Lage des Einzelfalls unbillig, kdnnen
sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§12
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG
LSA handelt, wer vorsatzlich oder leichtfertig als
Hundehalter entgegen

1. § 7 Abs. 2 den Wegfall der Voraussetzungen fur eine
Steuerverglnstigung nicht innerhalb von zwei Wochen
anzeigt,

2. §10 Abs.1 Satz1 einen Hund nicht oder nicht
innerhalb von zwei Wochen anmeldet,

3. § 10 Abs. 1 Satz 1 die Hunderasse nicht oder falsch
angibt,

4. 8§ 10 Abs. 2 Satz 2 im Fall der Abgabe des Hundes an
eine_andere Person deren Name oder Anschrift nicht

angibt,

Inhaltsdnderung.

Paragraph neu nummeriert.

Der Verweis auf § 16 KAG LSA wurde dem
§ 13 Il a. F. entnommen und prazisiert.
Erlauterungen zu Absatz 1-2:

Die Tatbestande des Absatzes 1 Nummer 1
- 7 kénnen dem Steuerpflichtigen einen
ungerechtfertigten Vorteil bringen. Aus
diesem Grund ist bei solchen
Ordnungswidrigkeiten auf das KAG LSA
(Kommunalabgabengesetz) zu verweisen.
Dies erfolgte bisher in Absatz 2 und wurde
sprachlich  entsprechend der dortigen
Tatbestande angepasst. Daruber hinaus
wurden die Tatbestdnde entsprechend der
Reihenfolge in der Satzung neu gegliedert.

Siehe § 13INr.5a. F.

13

ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die
Einziehung bei Falligkeit eine erhebliche Harte flr den
Schuldner bedeuten wirde und der Anspruch durch die
Stundung nicht gefahrdet erscheint. Ist deren Einziehung
nach Lage des Einzelfalls unbillig, kbnnen sie ganz oder
zum Teil erlassen werden.

§13
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, vorsatzlich oder

leichtfertig

wer

1) als Hundehalter-entgegen § 7 Abs. 4 den Wegfall der
Voraussetzungen fir eine Steuerverginstigung nicht
rechizeitig anzeigt,

2) alsHundehalter-entgegen § 11 Abs. 1 einen Hund
nicht oder nicht rechizeitig anmeldet,
3)-alsHundehalter-entgegen-§11-Abs—2 einen-Hund
4) als—Hundehalter-entgegen § 11 Abs. 3 einen Hund

aullerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten
Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte glltige
Steuermarke umherlaufen lasst, die Steuermarke auf
Verlangen des Beauftragten der Stadt Kéthen nicht
vorzeigt oder dem Hund andere Gegenstande, die der
Steuermarke ahnlich sehen, anlegt,






Neuer Text ist unterstrichen entfallener Text durchgestrichen dargestellt.
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Neue Fassung (n. F.)

Bemerkungen

Alte Fassung (a. F.)

5. §10 Abs.3 Satz2 einen Hund aullerhalb seiner
Wohnung oder seines umfriedeten Grundbesitzes ohne
sichtbar befestigte gultige Steuermarke umherlaufen
lasst,

6. § 10 Abs. 3 Satz 3 die Steuermarke auf Verlangen
eines Beauftragten der Stadt Koéthen (Anhalt) nicht
vorzeigt,

7. §10 Abs. 3 Satz4 dem Hund andere Gegenstande
anlegt, die der Steuermarke ahnlich sehen

und es dadurch ermdglicht, Abgaben zu verkirzen oder
nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu erlangen
(Abgabengefahrdung).

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRRe bis
zu zehntausend Euro geahndet werden.

§13
Inkrafttreten

'Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. 2Gleichzeitig
tritt die Hundesteuersatzung vom 25.10.2001 zuletzt
geandert durch 4. Anderungssatzung zur
Hundesteuersatzung der Stadt Koéthen (Anhalt) vom
25.10.2001 vom 06.11.2009 auBer Kraft.

Siehe § 13 I Nr. 4 a. F.

Siehe § 13INr. 4 a. F.

Siehe § 13INr. 4 a. F.

Der Tatbestand war gemaf § 16 1l KAG LSA
zu erganzen.

Der Bulgeldrahmen orientiert sich an den
Vorgaben des § 16 Il KAG LSA. Die dort
vorgesehene Spanne wird ausgeschopft, um
so auch in besonders schwerwiegenden
Fallen angemessen reagieren zu kdénnen.

Keine Bemerkungen.

5) nicht die richtige Hunderasse angibt.

(2) Auf—die—BuBgeldvorsechriffen—des—§—16
KommunalabgabengesetzLand—Sachsen-Anhaltin—der
aweils.aiilt £ ird hiormi . _

§14
Schlussbestimmungen

Die Hundesteuersatzung tritt am 01.01.2002 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom
11.10.1990 aulder Kraft.
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Anlage 2

20-020

Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 25.10.2001

Auf der Grundlage der §§ 4, 6 und 91 der Gemeindeordnung flir das Land Sachsen-Anhalt
(GO LSA) vom 05. Oktober 1993 (GVBI. S. 568) in der derzeit glltigen Fassung in
Verbindung mit den §§ 1 — 3 sowie § 13 Kommunalabgabengesetz des Landes Sachsen-
Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBI. S.
406) in der derzeit glltigen Fassung hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner
Sitzung am 25. Oktober 2001 folgende Satzung beschlossen:

§1
Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung

(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden durch natirliche Personen im Gebiet
der Stadt Kéthen (Anhalt).

(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Hundehalter ist, wer einen oder mehrere Hunde zu
persdnlichen Zwecken im eigenen Interesse oder im Interesse seiner Haushaltsangehdérigen
im eigenen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat. Alle in einem Haushalt
aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam gehalten.

(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat
oder auf Probe oder zum Anlernen halt, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund in
einer Gemeinde der Bundesrepublik bereits versteuert wird oder von der Steuer befreit ist.
Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder die Haltung auf
Probe oder zum Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten Uberschreitet.

§2

Steuersatz

(1) Die Steuer betragt jahrlich,

a) fur den ersten Hund 70 €

b) fir den zweiten Hund 95 €

c) fur den dritten und jeden weiteren Hund 120 €

d) fir den ersten und jeden weiteren gefahrlichen Hund 400 €

(2) Gefahrliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind Hunde, deren Gefahrlichkeit vermutet
oder im Einzelfall festgestellt wird. Die Gefahrlichkeit wird bei Hunden nachfolgend
genannter Rassen sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Rassen
vermutet:

Pit-Bullterrier, American Staffordshire- Terrier, Staffordshire- Bullterrier und Bullterrier.

Im Einzelfall gefahrliche Hunde sind insbesondere Hunde, die auf Angriffslust oder Gber das
naturliche Mal} hinausgehende Kampfbereitschaft oder Scharfe geziichtet, ausgebildet oder
abgerichtet sind und Hunde, die sich als bissig erwiesen haben, die wiederholt in
gefahrdrohender Weise Menschen angesprungen haben oder durch ihr Verhalten gezeigt
haben, dass sie unkontrolliert andere Tiere hetzen oder reil3en.

(3) Hunde, fur die Steuerfreiheit nach § 3 besteht, fur die Steuerbefreiung nach § 4 gewahrt
wird, sowie Hunde die zum Bestand eines Zwingers nach § 6 gehdren, werden bei der
Berechnung der Anzahl der Hunde nicht berticksichtigt; Hunde, fir die Steuerermafigung
nach § 5 gewahrt wird, werden mitgezahit.





§3
Steuerfreiheit

Steuerfrei sind

a) Personen, die sich nicht langer als zwei Monate in der Stadt Kéthen aufhalten, fur
diejenigen Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen, wenn sie nachweisen kénnen, dass die
Hunde in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert werden oder von der
Steuer befreit sind.

b) Tierschutz- und ahnliche Vereine flir Hunde, die in den dazu unterhaltenen Tierheimen
und ahnlichen Einrichtungen voriibergehend untergebracht sind, sofern ordnungsgemale
Bucher uber jeden Hund, seine Ein- und Auslieferung und - soweit méglich - seinen Besitzer
gefuhrt und der Stadt Kéthen auf Verlangen vorgelegt werden.

§4

Steuerbefreiung

Steuerbefreiung wird auf Antrag gewahrt fir

a) Hunde, die ausschliefdlich zum Schutz und der Hilfe blinder, tauber oder sonst hilfloser
Personen dienen. Sonst hilflose Personen sind solche Personen, die einen
Schwerbehindetenausweis mit dem Merkzeichen “B”, “BL”, “aG” oder “H” besitzen.

b) Gebrauchshunde, die ausschlieRlich zur Bewachung von Herden verwandt werden, in der
bendtigte Anzahl,

§5

Allgemeine SteuererméBligung

(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Halfte des Steuersatzes nach § 2 zu ermaRigen flr

a) Hunde, die zur Bewachung von Gebauden, welche von dem nachsten bewohnten
Gebaude mehr als 200 m entfernt liegen, erforderlich sind,

b) Hunde, die von zugelassenen Unternehmen des Bewachungsgewerbes oder von
berufsmafigen Einzelwachtern bei Ausibung des Wachdienstes bendtigt werden,

c) Jagdhunde von Jagdausiibungsberechtigten, sofern diese Inhaber eines Jagdscheines
sind, jedoch fur héchstens zwei Hunde,

d) Hunde, die als Melde-, Sanitats- oder Schutzhunde verwendet werden und die daftr
vorgesehene Prifung vor Leistungspriifern eines von der Stadt Kéthen anerkannten Vereins
oder Verbandes mit Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der Priifung ist durch Vorlegen
eines Prifungszeugnisses nachzuweisen und die Verwendung des Hundes in geeigneter
Weise glaubhaft zu machen.

(2) Fur Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen, welche von dem
nachsten im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 m entfernt liegen, erforderlich
sind, ist die Steuer auf Antrag auf ein Viertel des Steuersatzes nach § 2 zu ermafigen.

(3) Fur Hunde, die von Empfangern laufender Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem
Bundessozial- hilfegesetz und von solchen Personen, die diesen einkommensmalig
gleichstehen, gehalten werden, ist die Steuer auf Antrag auf die Halfte des Steuersatzes
nach § 2 zu ermaRigen, jedoch nur fir einen Hund.





§ 5a )
Besondere SteuererméBligung bei der Ubernahme von Hunden

(1) Bei der Ubernahme eines Hundes, von der fiir die Aufnahme von Fundtieren im
Gemeindegebiet der Stadt (Anhalt) zustandigen Stelle, ist die Steuer auf Antrag zu
ermafigen. Voraussetzung ist, dass der Hund von der zustandigen Stelle als Fundtier aus
dem Gemeindegebiet der Stadt Kéthen (Anhalt) aufgenommen wurde. Dem Antrag ist eine
entsprechende Bescheinigung beizuflgen.

(2) Die ErmaRigung betragt fur die ersten 12 Monate nach der Ubernahme 50 v. H. des
Steuersatzes nach § 2, flr weitere 12 Monate 25 v. H. des Steuersatzes nach § 2.

(3) Wird eine Ermafigung nach dieser Vorschrift gewahrt, ist eine gleichzeitige Ermafigung
nach § 5 ausgeschlossen.

§6

SteuererméBigung fiir Hundeziichter (Zwingersteuer)

(1) Von zuverlassigen Hundezichtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der gleichen
Rasse, darunter eine Hindin im zuchtfahigen Alter, zu Zuchtzwecken halten, wird die Steuer
auf Antrag in Form einer Zwingersteuer erhoben, soweit der Zwinger und die Zuchttiere in
ein von einer anerkannten Hundezuchtvereinigung geflihrtes Zucht- oder Stammbuch
eingetragen sind und der Hundeztichter sich schriftlich verpflichtet, spater hinzukommende
Tiere in gleicher Weise eintragen zu lassen.

(2) Anerkannte Hundezuchtvereinigungen im Sinne des Abs. 1 sind solche, denen das
Finanzamt wegen Fdrderung der Tierzucht im Sinn des § 52 Abs. 2 Nr. 4 AO einen
gemeinnitzigen Zweck nach § 52 Abs. 1 AO bescheinigt hat.

(3) Die Zwingersteuer betragt fur jeden Hund, der zu Zuchtzwecken gehalten wird, die Halfte
der Steuern nach § 2 Abs. 1, jedoch nicht mehr als die Steuer fir zwei Hunde.

Das Halten selbstgezogener Hunde ist steuerfrei, solange sie sich im Zwinger befinden und
nicht

alter als sechs Monate sind.

(4) Die mit der Erhebung der Zwingersteuer verbundene Verginstigung wird nur unter
folgenden Voraussetzungen gewahrt:

1. Fur die Hunde mussen geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzgesetzes
entsprechende einwandfreie Unterkunftsraume vorhanden sein.

2. Der Hundeziichter muss ordnungsgemafe Blicher fliihren, aus denen der jeweilige
Bestand und der Verbleib der veraufierten Hunde zu ersehen ist. In diese Blcher ist einer
von der Gemeinde bevollmachtigten Person auf Verlagen Einsicht zu gewahren.

3. Ab- und Zugange von Hunden sind innerhalb einer Woche unter Angabe des Tages des
Ab- oder Zugangs und bei VerauRerung auflerdem unter Angabe des Namens und der
Wohnung des Erwerbers bei der Gemeinde anzumelden.

4. Alljahrlich, vor Beginn des neuen Erhebungszeitraumes (§ 9 Abs. 1), hat der
Hundeziichter Bescheinigungen der zustandigen Fachorganisation, bei der die Hunde
eingetragen sind, vorzulegen, die nachweisen, dass die in Abs. 1 genannten
Voraussetzungen erflllt sind.

5. Aller 5 Jahre, vor Beginn des neuen Erhebungszeitraumes (§ 9 Abs. 1), hat der
Hundezichter eine Bescheinigung, die das Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 2
nachweist, beizubringen.





§7
Allgemeine Voraussetzungen fiir Steuerbefreiung und Steuererméafligung
(Steuervergiinstigung)

(1) Steuerverglnstigung wird nur gewahrt, wenn

a) der Hund, flr den Steuervergunstigung in Anspruch genommen wird, flr den
angegebenen Verwendungszweck hinlanglich geeignet ist,

b) in den Fallen des § 6 ordnungsgemafie Blicher Uber jeden Hund, seinen Erwerb und
seine Veraulierung geflhrt und der Stadt Kéthen auf Verlangen vorgelegt werden.

(2) Der Antrag auf Steuerverglinstigung ist innerhalb von zwei Wochen nach Aufnahme des
Hundes, bei versteuerten Hunden mindestens zwei Wochen vor Beginn des Monats, in dem
die Steuerverglinstigung wirksam werden soll, schriftlich bei der Steuerabteilung der Stadt
Kothen zu stellen. Bei verspatetem Antrag wird die Steuer flir den nach Eingang des Antrags
beginnenden Kalendermonat auch dann nach den Steuerséatzen des § 2 erhoben, wenn die
Voraussetzungen fur die beantragte Steuerverglnstigung vorliegen. Wird die rechtzeitig
beantragte Steuerverglinstigung flr einen neu angeschafften Hund abgelehnt, so wird die
Steuer nicht erhoben, wenn der Hund binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe des
ablehnenden Bescheides wieder abgeschafft wird.

(3) Uber die Steuervergiinstigung wird eine Bescheinigung ausgestellt. Die
Steuervergunstigung gilt nur fir die Halter, fir die sie beantragt und bewilligt worden ist.

(4) Fallen die Voraussetzungen fur eine Steuervergunstigung weg, so ist dies innerhalb von
zwei Wochen nach dem Wegfall der Steuerabteilung der Stadt Kéthen anzuzeigen.

§8
Beginn und Ende der Steuerpflicht

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem Ersten des Monats, in dem der Hund aufgenommen
worden ist, bei Hunden, die dem Halter durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hindin
zuwachsen, jedoch erst mit dem Ersten des Monats, in dem der Hund drei Monate alt
geworden ist. In den Fallen des § 1 Abs. 3 Satz 2 beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten
des Monats, in dem der Zeitraum von zwei Monaten Uberschritten worden ist.

(2) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des Monats, in dem der Hund verauf3ert oder
sonst abgeschafft wird, abhanden kommt oder eingeht.

(3) Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit
dem Ersten des auf den Zuzug folgenden Monats. Bei Wegzug eines Hundehalters aus der
Stadt Kéthen endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Monats, in den der Wegzug fallt.

§9

Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuerschuld

(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(2) Entsteht oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so ist die Steuer
anteilmaRig auf volle Monate zu berechnen.

(3) Die Jahressteuerschuld entsteht jeweils zu Beginn des Erhebungszeitraumes am 01.01.
des jeweiligen Kalenderjahres. Beginnt die Steuerpflicht erst im Laufe des
Erhebungszeitraumes, entsteht die Steuerschuld mit Beginn des Monats, in dem die
Steuerpflicht beginnt (§ 8 Abs. 1).





§ 10
Festsetzung und Fiélligkeit der Steuer

(1) Die Steuer wird fur ein Kalenderjahr oder - wenn die Steuerpflicht erst wahrend des
Kalenderjahres beginnt - flir den Rest des Kalenderjahres festgesetzt.

(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des Festsetzungsbescheides
fur die zuruckliegende Zeit vierteljahrlich am 15.02., 15.05., 15.08., und 15.11. jeden Jahres
mit dem Viertel des Jahresbetrages fallig. Sie kann fir das ganze Jahr im Voraus entrichtet
werden. Bis zum Zugehen eines neuen Festsetzungsbescheides ist die Steuer Uber das
Kalenderjahr hinaus zu den gleichen Falligkeitsterminen weiter zu entrichten. Fir diejenigen
Hundesteuerschuldner, die fir das Kalenderjahr die gleiche Hundesteuer wie im Vorjahr zu
entrichten haben, kann die Festsetzung der Steuer durch 6ffentliche Bekanntmachung
erfolgen.

Endet die Steuerpflicht wahrend des Vierteljahres, so ist die zuviel gezahlte Steuer zu
erstatten.

(3) Auf Antrag des Steuerschuldners kann die Hundesteuer abweichend vom Abs. 2 am
01.07.

in einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag muss spatestens zum 30.11. des
vorangehenden Kalenderjahres gestellt werden.

§ 11
Sicherung und Uberwachung der Steuer

(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei Wochen nach der
Aufnahme oder - wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hiindin
zugewachsen ist - inner- halb von zwei Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt
geworden ist, bei der Stadtverwaltung der Stadt Kéthen anzumelden mit Angabe der
Hunderasse. Mischlingshunde sind genau zu definieren.

(2) Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei Wochen, nachdem er ihn veraufRert
oder sonst abgeschafft hat, nachdem der Hund abhanden gekommen oder eingegangen ist
oder nachdem der Halter aus der Stadt Kéthen weggezogen ist, bei der Steuerabteilung der
Stadt Kéthen abzumelden. Im Fall der Abgabe des Hundes an eine andere Person sind bei
der Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person anzugeben. Bei Tod des Hundes
ist eine Bescheinigung vom Tierarzt und die gultige Steuermarke vorzulegen.

(3) Die Stadt Kéthen Gbersendet fir jeden Hund eine Hundesteuermarke. Der Hundehalter
darf Hunde aufierhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grundbesitzes nur mit der
sichtbar befestigten gultigen Steuermarke umherlaufen lassen. Der Hundehalter ist ver-
pflichtet, den Beauftragten der Stadt Kéthen die glltige Steuermarke auf Verlangen
vorzuzeigen. Bis zur Ubersendung einer neuen Steuermarke ist die bisherige Steuermarke
zu befestigen oder vorzuzeigen. Andere Gegenstande, die der Steuermarke ahnlich sehen,
durfen dem Hund nicht angelegt werden.

Bei Verlust der giiltigen Steuermarke wird dem Hundehalter auf Antrag eine neue
Steuermarke gegen Ersatz der Kosten ausgehandigt.

(4) In unregelmafigen Abstanden werden Hundebestandsaufnahmen durchgefuhrt.

§12
BilligkeitsmaBBRnahmen

(1) Anspriiche aus dem Steuerschuldverhaltnis kbnnen ganz oder teilweise gestundet
werden, wenn die Einziehung bei Falligkeit eine erhebliche Harte fir den Schuldner
bedeuten wirde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefahrdet erscheint. Ist deren
Einziehung nach Lage des Einzelfalls unbillig, kbnnen sie ganz oder zum Teil erlassen
werden.





§13
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder leichtfertig

1) als Hundehalter entgegen § 7 Abs. 4 den Wegfall der Voraussetzungen fiir eine
Steuerverginstigung nicht rechtzeitig anzeigt,

2) als Hundehalter entgegen § 11 Abs. 1 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig anmeldet,
3) als Hundehalter entgegen § 11 Abs. 2 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet,
4) als Hundehalter entgegen § 11 Abs. 3 einen Hund aul3erhalb seiner Wohnung oder seines
umfriedeten Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte glltige Steuermarke umherlaufen lasst,
die Steuermarke auf Verlangen des Beauftragten der Stadt Kéthen nicht vorzeigt oder dem
Hund andere Gegenstande, die der Steuermarke ahnlich sehen, anlegt,

5) nicht die richtige Hunderasse angibt.

(2) Auf die BuRgeldvorschriften des § 16 Kommunalabgabengesetz Land Sachsen-Anhalt in
der jeweils gultigen Fassung wird hiermit verwiesen.

§ 14
Schlussbestimmungen

Die Hundesteuersatzung tritt am 01.01.2002 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 11.10.1990 aul3er Kraft.

Kéthen (Anhalt), den 30.Oktober 2001

Der Oberblrgermeister

In Vertretung

Dr. Weise

Stellvertretender Oberblrgermeister

(1. Anderung veréffentlicht im Amtsblatt 12/2002 vom 20.12.2002)

(2. Anderung verdéffentlicht im Sonderdruck Nr. 01/2003 vom 19.12.2003)
(3. Anderung veroffentlicht im Amtsblatt Nr. 3/2005 vom 24.03.2005)

(4. Anderung veroffentlicht im Amtsblatt Nr. 11/2009 vom 20.11.2009)





Anlage zur Sitzungsvorlage
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015142/4

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 09.11.2015
Ortschaftsrat Dohndorf TOP: 25

Amt: offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015142/4
Az.: erstellt am: 15.10.2015
Betreff

1. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis

1102.11.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 02.11.2015

2 (04.11.2015: Ortschaftsrat Wiilknitz 04.11.2015
3(05.11.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 05.11.2015
4109.11.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 09.11.2015
5(10.11.2015: Ortschaftsrat Merzien 10.11.2015
6(11.11.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 11.11.2015
7101.12.2015: Hauptausschuss

8(10.12.2015: Stadtrat

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlieRt die 1. Anderungssatzung zur
Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) gemaf Anlage 1 zu dieser Vorlage.

Gesetzliche Grundlagen:
- 88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr.1 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

1. Regelungsanlass

Die Stadt Kéthen (Anhalt) hat aufgrund von Wahleinspriichen seit dem 15.06.2015 keinen
ernannten Oberblrgermeisters. Zwar handelt es sich bei einer Wahlanfechtung um einen
besonderen Umstand. Ein langerer Ausfall des Hauptverwaltungsbeamten ist aber auch aus
anderen Grinden denkbar.

Derzeit ist auf der Grundlage des bisherigen § 8 der Hauptsatzung ein allgemeiner Vertreter
des Oberbirgermeisters gewahlt. Bei Vertretungsperioden, die sich Giber mehrere Monate
erstrecken, ist davon auszugehen, dass auch der Vertreter urlaubsbedingt oder durch
Krankheit ausfallt. Fur diesen Fall besteht gegenwartig keine allgemeine Vertretung des
Oberblrgermeisters.

Selbst in solchen Situationen bleibt die Verwaltung weitgehend handlungsfahig, weil eine
Vielzahl einzelner Befugnisse auf die Fachamter Ubertragen sind. Auch der Abschluss von
Verpflichtungsgeschaften im Rahmen der Zustandigkeit des Oberblrgermeisters bleibt
gemal § 73 Abs. 2 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG
LSA) mdglich. Gleichwohl ist in solchen Situationen die Vertretung nur liickenhaft
sichergestellt, weil es sich um eine punktuelle und nicht um eine allgemeine Vertretung
handelt. Wichtige Funktionen des Hauptverwaltungsbeamten, die sich aus dem
Kommunalverfassungsrecht ergeben, kénnen nicht wahrgenommen werden, wenn sowohl
der Oberbilrgermeisters als auch sein allgemeiner Vertreter verhindert sind. Beispielhaft
seien hier die Pflichten aus § 65 KVG LSA, insbesondere die Vorbereitung und
Ausfuhrungen von Beschlissen der Vertretung (bspw. die Ausfertigung von Satzungen), die
Unterrichtung der Vertretung und die Eilbefugnisse sowie aus § 66 KVG LSA die Leitungs-
und Vorgesetztenfunktion genannt.



2. Anderung der Hauptsatzung

Um die Funktionsfahigkeit der Verwaltung auch unter solchen ungewdhnlichen Umsténden
bestmaoglich sicherzustellen, bietet es sich an, kiinftig nicht nur einen Vertreter sondern
stattdessen einen 1. Vertreter und einen 2. Vertreter zu wahlen. Rechtsgrundlage der
allgemeinen Vertretung ist § 67 Abs. 1 KVG LSA:

8 67. Allgemeine Vertretung. (1) In Kommunen ohne Beigeordnete wahlt die Vertretung
einen Beschaftigten als Vertreter des Hauptverwaltungsbeamten fir den Verhinderungsfall.
(2) In Kommunen mit einem Beigeordneten ist dieser der allgemeine Vertreter des
Hauptverwaltungsbeamten. In Kommunen mit mehreren Beigeordneten legt die Vertretung
die Reihenfolge der Vertreter in gesonderten Wahlgéangen fest.

§ 67 Abs. 1 KVG LSA erwahnt zwar nur die Wahl eines Vertreters. Dies bedeutet aber
lediglich, dass (mindestens) ein Vertreter gewahlt werden muss. Auf die Wahl eines
Vertreters kann also nicht verzichtet werden. Diese Vorschrift regelt jedoch nicht zugleich
eine Obergrenze, so dass nur ein Vertreter gewéhlt werden dirfte. Dies ergibt sich aus § 67
Abs. 2 Satz 2 KVG LSA. Danach ist es durchaus mdglich, dass eine Gemeinde mehrere
allgemeine Vertreter hat.

Zur Umsetzung bedarf es einer Anderung des § 8 der Hauptsatzung. Dieser hat bislang
folgende Fassung:

8 8. Allgemeine Vertretung des Oberblrgermeisters. Der Stadtrat der Stadt Kéthen
(Anhalt) wahlt einen Beschaftigten der Stadtverwaltung als Vertreter des
Oberburgermeisters fur den Verhinderungsfall. Das Vorschlagsrecht dafur hat der
Oberburgermeister.

Um einen 2. Vertreter wahlen zu kénnen, soll § 8 Hauptsatzung folgende Fassung erhalten:

8 8. Allgemeine Vertretung des Oberblrgermeisters. Der Stadtrat der Stadt Kéthen
(Anhalt) wahlt einen Beschaftigten der Stadtverwaltung als 1. Vertreter des
Oberburgermeisters fur den Verhinderungsfall. Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) kann
einen weiteren Beschaftigten der Stadtverwaltung als 2. Vertreter des Oberblrgermeisters
fur den Fall der Verhinderung sowohl des Oberbirgermeisters als auch des 1. Vertreters
des Oberbirgermeisters wahlen. Das Vorschlagsrecht hat der Oberbirgermeister.

Satz 1 entspricht bis auf die Bezeichnung als 1. Vertreter der bisherigen Regelung. Satz 2
ermoglicht es nun dem Stadtrat, nach dem Inkrafttreten der Anderungssatzung einen 2.
Vertreter zu wahlen. Eine Rechtspflicht hierzu besteht nicht (Kann-Regelung). Die
Reihenfolge der Vertreter ergibt sich sowohl aus der Bezeichnung als 1. Vertreter und 2.
Vertreter als auch aus dem Wortlaut des Satzes 2. Denn danach wird der 2. Vertreter fur
den Fall der Verhinderung sowohl des Oberblrgermeisters als auch des 1. Vertreters des
Oberburgermeisters gewahlt. Nur wenn der Oberbilrgermeisters und sein 1. Vertreter
verhindert sind, hat der 2. Vertreter die Funktion des allgemeinen Vertreters wahrzunehmen.
Satz 3 beinhaltet wie bisher das Vorschlagsrecht des Oberblrgermeisters, das jetzt sowohl
fur den 1. Vertreter als auch fir den 2. Vertreter gilt.

Die Anderung der Hauptsatzung bedarf der Genehmigung durch die Kommunalaufsicht (§



10 Abs. 2 Satz 2 KVG LSA).

3. Vorschlag der Verwaltung

Die Verwaltung schlagt vor, die als Anlage 1 dieser Vorlage beigefiigte 1. Anderungssatzung
zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zu beschlieRen.



P

Anlage 1.pdf



Anlage 1

1. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Aufgrund der 88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) hat der Stadtrat der Stadt
Koéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 10.12.2015 folgende 1. Anderungssatzung zur Haupt-

satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlossen:

81
Anderung der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

§ 8 erhélt folgende Fassung:
”§ 8
Allgemeine Vertretung des Oberblrgermeisters

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) wéahlt einen Beschéaftigten der Stadtverwaltung als
1. Vertreter des Oberblrgermeisters fur den Verhinderungsfall. 2Der Stadtrat der Stadt
Kothen (Anhalt) kann einen weiteren Beschéftigten der Stadtverwaltung als 2. Vertreter des
Oberbirgermeisters fir den Fall der Verhinderung sowohl des Oberbirgermeisters als auch

des 1. Vertreters des Oberbirgermeisters wahlen. 3Das Vorschlagsrecht hat der Oberbiir-

germeister.”

82
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Kothen (Anhalt),

In Vertretung

Alexander Frolow

Stellvertreter des Oberbirgermeisters (Siegel)

Seite 1 von 1
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015143/5
Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 09.11.2015
Ortschaftsrat Dohndorf TOP: 29
Amt: Amt 40 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015143/5
Az.: erstellt am: 15.10.2015
Betreff
Satzung Uber die Festlegung der Schulbezirke

Beratungsfolge

Nr. |Gremium

Ist-Termin |Ergebnis

©CoO~NOUODWNE

02.11.2015:
04.11.2015:
05.11.2015:
05.11.2015:
09.11.2015:
10.11.2015:
11.11.2015:
01.12.2015:
10.12.2015:

Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde
Ortschaftsrat Wilknitz
Ortschaftsrat Baasdorf

Sozial- und Kulturausschuss
Ortschaftsrat Dohndorf
Ortschaftsrat Merzien
Ortschaftsrat Arensdorf
Hauptausschuss

Stadtrat

02.11.2015
04.11.2015
05.11.2015
05.11.2015
09.11.2015
10.11.2015
11.11.2015

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t die Satzung Uber die Festlegung der Schulbezirke fir die
Grundschulen in Tragerschaft der Stadt Kothen (Anhalt).

Gesetzliche Grundlagen:
- KVG LSA 88 8,45 Abs. 2Nr. 1
- SchulG LSA § 41 Abs. 1




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Aufgrund der 88 8 und 45 Abs. 2 Nummer 1 Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 i. V. m. § 41 Abs. 1 Schulgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (SchulG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung am 22.02.2013 legt die
Stadt Kéthen (Anhalt) fir Schulen in ihrer Tragerschaft mit Zustimmung der Schulbehérde
Schulbezirke fest.

Eine geltende Satzung Uber Schulbezirke fir Schulen in Tragerschaft der Stadt Kéthen
(Anhalt) war bis zum Inkrafttreten des Kommunalverfassungsgesetzes nicht notwendig. Hier
war ein Beschluss des Stadtrates ausreichend.

Die Stadt Kéthen (Anhalt) ist Schultrager von vier Grundschulen, die Naumannschule, die
Kastanienschule, die Ratkeschule und die Regenbogenschule. Die Schulstandorte sind tber
das Stadtgebiet verteilt. In den letzten funf Jahren haben sich die einzelnen Stadtgebiete
stark verandert. Durch Abriss und NeuerschlieBung haben sich die Strukturen in den
Schulbezirken gewandelt.

Am deutlichsten sind die Schulbezirke Ratkeschule und Regenbogenschule betroffen. Im
Bereich Ratkeschule wurden zwei neue Wohngebiete mit Siedlungscharakter entwickelt.
Hier wurden vorrangig Einfamilienhauser gebaut. Das hatte zur Folge, dass offensichtlich
vorrangig junge Familien in dieses Wohngebiet gezogen sind und damit in diesem
Schulbezirk ein starker Zulauf zu verzeichnen ist. Fir den Hort Ratkeschule musste mehr
Mals fur den Hortbetrieb die Betriebserlaubnis erhéht werden, auf Grund der zunehmenden
Schilerzahlen. Fur den Schulbetrieb und den Hortbetreib stehen keine separaten Raume
zur Verflgung. Dies entspricht nicht den gesetzlichen Vorgaben. In dieser Schule befinden
sich alle Raume in einer Doppelnutzung. Morgens fir den Unterricht und ab 13.20 Uhr fur
den Hort. Das fihrte dazu, dass in Bezug auf die Betriebserlaubnis fur den Hort durch den
Landkreis nur noch eine Ausnahmegenehmigung fur das Schuljahr 15/16 erteilt wurde. Nach
Ablauf dieser Ausnahmegenehmigung wird eine erneute Ausnahme zur Betriebserlaubnis
nicht genehmigungsfahig sein. Die Alternative zum Verandern der Schulbezirke, ist ein
Erweiterungsbau fiir den Hortbereich. Aus haushaltsrechtlicher Sicht indiskutabel, da tber
alle vier Standorte gedacht, Kapazitaten zur Verfligung stehen. Mit dieser Mal3gabe
mussten die vier Schulbezirke tGberdacht werden, um die Ratkeschule langfristig zu
entlasten.

In der Regenbogenschule stellt sich die Situation véllig anders dar. Hier ist ein stetiger
Ruckgang der Schiilerzahlen zu verzeichnen. Ursache dessen, ist der Abriss von
Wohneinheiten Uber einen langeren Zeitraum in der Risternbreite.

Um die vier Grundschulen effektiv zu nutzen, wurden die Schulbezirke tUiberarbeitet und neu
strukturiert. Ausgangspunkt war hierbei auch die Betrachtung der Lage der Ortsteile und
deren bisherige Zuordnung. Ziel war auch, die Schulwege so kurz wie mdglich zu halten.
Mit der Anderung der Schulbezirke verandern sich die kiinftigen Schiilerzahlen in den vier
Grundschulen. Als Anlage 1 wurden die Schilerzahlen fir die nachsten funf Jahre
dargestellt, die eingeschult werden. Die Ubersicht zeigt die Schiilerzahlen einmal, wenn die
Schulbezirke unverandert bleiben wirden. Gegeniibergestellt wurden die kiinftigen
Schiilerzahlen nach Anderung der Schulbezirke. Hier wird langfristig die Ratkeschule
entlastet. In den anderen Grundschulen kann entsprechend ihrer Kapazitat gearbeitet
werden.



In den Anlagen 2 und 3 wurde jeweils eine Ubersicht tiber die bisherigen Schulbezirke und
Uber die kinftigen Schulbezirke im gesamten Stadtgebiet, einschlielich der Schiler aus der
Stadt Sudliches Anhalt mit den Ortsteilen Gro3badegast, Kleinbadegast und Pfriemsdorf
dargestellt. Auf Grund einer Vereinbarung werden die Kinder aus dem Sudlichen Anhalt in
die Kastanienschule eingeschult.

Als Anlage 4 wurden die Schulbezirke mit ihrer bisherigen Straf3enzuordnung dargestellt und
die Neuzuordnung in Anlage 5 vorgenommen. In der Anlage 7 ist die Darstellung der
zuklnftigen Zuordnung der StraRen zu den Schulbezirken im gesamten Stadtgebiet Kéthen
dargestellt.

Der Schulbezirk Regenbogenschule hat sich vergroRert. Die Regenbogenschule ist die
Grundschule mit der groRten Kapazitat. Hier wurden ein Teil der Stral3enziige aus der
Ratkeschule und Naumannschule zugeordnet. Zurzeit sind in der Regenbogenschule 150
Kinder eigeschult.

Der Schulbezirk Ratkeschule wurde verkleinert und etwas verschoben. Die Ratkeschule ist
von der Kapazitat die kleinste Grundschule mit der derzeit gréRten Schiilerzahl von zurzeit
245 Kindern.

Der Schulbezirk Naumannschule ist von der Anzahl der Schiler in etwa gleich geblieben,
jedoch von der StrafRenzuordnung hat sich der Schulbezirk verschoben. Hier sind in diesem
Schuljahr 197 Kinder eingeschult. Das entspricht in etwa der Kapazitat.

Der Schulbezirk Kastanienschulen hat sich von seiner Struktur am meisten verandert.
Jedoch die kinftigen Schuilerzahlen nicht. Hier sind naheliegende Ortsteile zugeordnet
worden und StralRenziige verschoben worden. Die Schule besuchen in diesem Schuljahr
130 Kinder. Die Kapazitat gibt hier noch etwas Freiraum.

Ab dem Schuljahr 2016/ 17 werden die vier Grundschulen 2-3 zlgig gefahren, d. h. es
werden mindestens 2, maximal 3 Klassen pro Jahrgang gebildet.

Die Grundschulen im Stadtgebiet Kéthen sind alle innerhalb von 45 Minuten Geh- und
Fahrzeit in eine Richtung zu erreichen, was laut Schulentwicklungsplanung des Landkreises
Anhalt — Bitterfeld als zumutbar gilt.

AbschlieRend sei zu bemerken, dass dem Schultrager eine Zustimmung des
Landesschulamtes Sachsen — Anhalt zur Anderung der Schulbezirke der Stadt Kéthen
(Anhalt) und zur Vereinbarung zwischen der Stadt Stdliches Anhalt und der Stadt Kéthen
(Anhalt) zur Beschulung der Schiler aus den Ortsteilen GroRbadegast, Kleinbadegast und
Pfriemsdorf in der Kastanienschule vorliegt.

Die Stadtverwaltung empfiehlt daher dem Stadtrat, der Beschlussempfehlung zu folgen.



Anlage 1 - Anderung Schulbezirke.pdf Anlage 6 - Schulbezirkssatzung.pdf Anlage 2.pdf

Anlage 3.pdf Anlage A.pdf Anlage 5.pdf Anlage 7.pdf
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Änderung Schulbezirke.pdf


Anlage 6

Satzung iiber die Festlegung von Schulbezirken fiir Grundschulen in der Stadt Kéthen
(Anhalt)
(Schulbezirkssatzung)

Aufgrund der §§ 5, 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) in Verbindung mit den
§§ 41, 65 und 66 des Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (SchulG LSA) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22.02.2013 (GVBI. LSA S. 68), zuletzt gedndert durch Ge-
setz vom 24.06.2014 (GVBI. LSA S. 350), hat der Stadtrat der Stadt K&then (Anhalt) in sei-
ner Sitzung am 10.12.2015 die folgende Satzung iiber die Festlegung von Schulbezirken fiir
Grundschulen in der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlossen:

§1

Geltungsbereich

(1) 'Diese Satzung legt die Schulbezirke der Grundschulen in der Tragerschaft der Stadt
Kéthen (Anhalt) fest. 2Die Schulbezirke gelten fur alle Schilerinnen und Schiller mit Haupt-
wohnsitz in der Stadt Kéthen (Anhalt), die ab Inkrafttreten der Satzung schulpflichtig werden,
erstmalig jedoch zum Schuljahr 2016/2017. *Daruber hinaus gilt diese Satzung auch fir die-
jenigen Schulerinnen und Schiiler aus dem Gebiet eines anderen Schultragers, soweit mit
der Stadt Kéthen (Anhalt) die Aufnahme gemaf § 66 SchulG vereinbart ist.

(2) Die Festlegung der Schulbezirke durch diese Satzung gilt nicht fir Schilerinnen und
Schuler die bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits eine Grundschule in Tragerschaft der
Stadt Kéthen (Anhalt) besuchen.

§2
Schulbezirke

Die Schulbezirke der

1. Grundschule ,Johann Friedrich Naumann*
2. Grundschule ,Kastanienschule”

3. Grundschule ,\Wolfgang Ratke"
4

. Grundschule ,Regenbogenschule”

Seite 1 von 2





Schulbezirkssatzung

bestimmen sich nach den Festlegungen in der Anlage 1 zu dieser Satzung.

§3

Inkrafttreten

Diese Satzung‘;t‘ritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Kéthen (Anhalt),

In Vertretung

Alexander Frolow
Stellvertreter des Oberbiirgermeisters (Siegel)

Seite 2 von 2
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Tagesordnung
der

9. Sitzung des Ortschaftsrates Dohndorf

am 09.11.2015

TOP Betreff BV-Nr.
1 Er6ffnung
11 Einwohnerfragestunde -
12 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der OrdnungsmaRigkeit der -
Ladung
2 Behandlung der 6ffentlichen TOPs
21 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -
2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -
2.3 Informationen des Ortsbirgermeisters -
2.4 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -
25 1. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) 2015142/4
2.6 Neufassung der Entschadigungssatzung fir ehrenamtlich Tatige 2015140/4
2.7 Neufassung der Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) 2015141/4
2.8 Neufassung der Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Umlage der 2015126/4
Verbandsbeitrage der Unterhaltungsverbéande "Westliche Fuhne-Ziethe"
und "Taube-Landgraben"
2.9 Satzung Uber die Festlegung der Schulbezirke 2015143/5
2.10 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -
3 Behandlung der nichtoffentlichen TOPs
3.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)
3.2 Informationen der Verwaltung (nichtéffentlicher Teil) -
33 Informationen des Ortsburgermeisters -
3.4 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -
3.5 Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil) -




2.5

1. Anderungssatzung zur Hauptsatzung
der Stadt Kéthen (Anhalt)



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015142/4

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 09.11.2015
Ortschaftsrat Dohndorf TOP: 25

Amt: offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015142/4
Az.: erstellt am: 15.10.2015
Betreff

1. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis

1102.11.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 02.11.2015

2 (04.11.2015: Ortschaftsrat Wiilknitz 04.11.2015
3(05.11.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 05.11.2015
4109.11.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 09.11.2015
5(10.11.2015: Ortschaftsrat Merzien 10.11.2015
6(11.11.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 11.11.2015
7101.12.2015: Hauptausschuss

8(10.12.2015: Stadtrat

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlieRt die 1. Anderungssatzung zur
Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) gemaf Anlage 1 zu dieser Vorlage.

Gesetzliche Grundlagen:
- 88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr.1 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

1. Regelungsanlass

Die Stadt Kéthen (Anhalt) hat aufgrund von Wahleinspriichen seit dem 15.06.2015 keinen
ernannten Oberblrgermeisters. Zwar handelt es sich bei einer Wahlanfechtung um einen
besonderen Umstand. Ein langerer Ausfall des Hauptverwaltungsbeamten ist aber auch aus
anderen Grinden denkbar.

Derzeit ist auf der Grundlage des bisherigen § 8 der Hauptsatzung ein allgemeiner Vertreter
des Oberbirgermeisters gewahlt. Bei Vertretungsperioden, die sich Giber mehrere Monate
erstrecken, ist davon auszugehen, dass auch der Vertreter urlaubsbedingt oder durch
Krankheit ausfallt. Fur diesen Fall besteht gegenwartig keine allgemeine Vertretung des
Oberblrgermeisters.

Selbst in solchen Situationen bleibt die Verwaltung weitgehend handlungsfahig, weil eine
Vielzahl einzelner Befugnisse auf die Fachamter Ubertragen sind. Auch der Abschluss von
Verpflichtungsgeschaften im Rahmen der Zustandigkeit des Oberblrgermeisters bleibt
gemal § 73 Abs. 2 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG
LSA) mdglich. Gleichwohl ist in solchen Situationen die Vertretung nur liickenhaft
sichergestellt, weil es sich um eine punktuelle und nicht um eine allgemeine Vertretung
handelt. Wichtige Funktionen des Hauptverwaltungsbeamten, die sich aus dem
Kommunalverfassungsrecht ergeben, kénnen nicht wahrgenommen werden, wenn sowohl
der Oberbilrgermeisters als auch sein allgemeiner Vertreter verhindert sind. Beispielhaft
seien hier die Pflichten aus § 65 KVG LSA, insbesondere die Vorbereitung und
Ausfuhrungen von Beschlissen der Vertretung (bspw. die Ausfertigung von Satzungen), die
Unterrichtung der Vertretung und die Eilbefugnisse sowie aus § 66 KVG LSA die Leitungs-
und Vorgesetztenfunktion genannt.



2. Anderung der Hauptsatzung

Um die Funktionsfahigkeit der Verwaltung auch unter solchen ungewdhnlichen Umsténden
bestmaoglich sicherzustellen, bietet es sich an, kiinftig nicht nur einen Vertreter sondern
stattdessen einen 1. Vertreter und einen 2. Vertreter zu wahlen. Rechtsgrundlage der
allgemeinen Vertretung ist § 67 Abs. 1 KVG LSA:

8 67. Allgemeine Vertretung. (1) In Kommunen ohne Beigeordnete wahlt die Vertretung
einen Beschaftigten als Vertreter des Hauptverwaltungsbeamten fir den Verhinderungsfall.
(2) In Kommunen mit einem Beigeordneten ist dieser der allgemeine Vertreter des
Hauptverwaltungsbeamten. In Kommunen mit mehreren Beigeordneten legt die Vertretung
die Reihenfolge der Vertreter in gesonderten Wahlgéangen fest.

§ 67 Abs. 1 KVG LSA erwahnt zwar nur die Wahl eines Vertreters. Dies bedeutet aber
lediglich, dass (mindestens) ein Vertreter gewahlt werden muss. Auf die Wahl eines
Vertreters kann also nicht verzichtet werden. Diese Vorschrift regelt jedoch nicht zugleich
eine Obergrenze, so dass nur ein Vertreter gewéhlt werden dirfte. Dies ergibt sich aus § 67
Abs. 2 Satz 2 KVG LSA. Danach ist es durchaus mdglich, dass eine Gemeinde mehrere
allgemeine Vertreter hat.

Zur Umsetzung bedarf es einer Anderung des § 8 der Hauptsatzung. Dieser hat bislang
folgende Fassung:

8 8. Allgemeine Vertretung des Oberblrgermeisters. Der Stadtrat der Stadt Kéthen
(Anhalt) wahlt einen Beschaftigten der Stadtverwaltung als Vertreter des
Oberburgermeisters fur den Verhinderungsfall. Das Vorschlagsrecht dafur hat der
Oberburgermeister.

Um einen 2. Vertreter wahlen zu kénnen, soll § 8 Hauptsatzung folgende Fassung erhalten:

8 8. Allgemeine Vertretung des Oberblrgermeisters. Der Stadtrat der Stadt Kéthen
(Anhalt) wahlt einen Beschaftigten der Stadtverwaltung als 1. Vertreter des
Oberburgermeisters fur den Verhinderungsfall. Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) kann
einen weiteren Beschaftigten der Stadtverwaltung als 2. Vertreter des Oberblrgermeisters
fur den Fall der Verhinderung sowohl des Oberbirgermeisters als auch des 1. Vertreters
des Oberbirgermeisters wahlen. Das Vorschlagsrecht hat der Oberbirgermeister.

Satz 1 entspricht bis auf die Bezeichnung als 1. Vertreter der bisherigen Regelung. Satz 2
ermoglicht es nun dem Stadtrat, nach dem Inkrafttreten der Anderungssatzung einen 2.
Vertreter zu wahlen. Eine Rechtspflicht hierzu besteht nicht (Kann-Regelung). Die
Reihenfolge der Vertreter ergibt sich sowohl aus der Bezeichnung als 1. Vertreter und 2.
Vertreter als auch aus dem Wortlaut des Satzes 2. Denn danach wird der 2. Vertreter fur
den Fall der Verhinderung sowohl des Oberblrgermeisters als auch des 1. Vertreters des
Oberburgermeisters gewahlt. Nur wenn der Oberbilrgermeisters und sein 1. Vertreter
verhindert sind, hat der 2. Vertreter die Funktion des allgemeinen Vertreters wahrzunehmen.
Satz 3 beinhaltet wie bisher das Vorschlagsrecht des Oberblrgermeisters, das jetzt sowohl
fur den 1. Vertreter als auch fir den 2. Vertreter gilt.

Die Anderung der Hauptsatzung bedarf der Genehmigung durch die Kommunalaufsicht (§



10 Abs. 2 Satz 2 KVG LSA).

3. Vorschlag der Verwaltung

Die Verwaltung schlagt vor, die als Anlage 1 dieser Vorlage beigefiigte 1. Anderungssatzung
zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zu beschlieRen.



P

Anlage 1.pdf



Anlage 1

1. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Aufgrund der 88 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) hat der Stadtrat der Stadt
Koéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 10.12.2015 folgende 1. Anderungssatzung zur Haupt-

satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlossen:

81
Anderung der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

§ 8 erhélt folgende Fassung:
”§ 8
Allgemeine Vertretung des Oberblrgermeisters

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) wéahlt einen Beschéaftigten der Stadtverwaltung als
1. Vertreter des Oberblrgermeisters fur den Verhinderungsfall. 2Der Stadtrat der Stadt
Kothen (Anhalt) kann einen weiteren Beschéftigten der Stadtverwaltung als 2. Vertreter des
Oberbirgermeisters fir den Fall der Verhinderung sowohl des Oberbirgermeisters als auch

des 1. Vertreters des Oberbirgermeisters wahlen. 3Das Vorschlagsrecht hat der Oberbiir-

germeister.”

82
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Kothen (Anhalt),

In Vertretung

Alexander Frolow

Stellvertreter des Oberbirgermeisters (Siegel)

Seite 1 von 1
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2.6

Neufassung der Entschadigungssatzung
fir ehrenamtlich Tatige



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015140/4

Dezernat: OB aktuelles Gremium Sitzung am: 09.11.2015
Ortschaftsrat Dohndorf TOP: 26

Amt: Ratsbiro offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015140/4
Az.: erstellt am: 13.10.2015
Betreff

Neufassung der Entschadigungssatzung fir ehrenamtlich Tatige

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis

1102.11.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 02.11.2015

2 (04.11.2015: Ortschaftsrat Wiilknitz 04.11.2015
3(05.11.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 05.11.2015
4109.11.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 09.11.2015
5(10.11.2015: Ortschaftsrat Merzien 10.11.2015
6(11.11.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 11.11.2015
7101.12.2015: Hauptausschuss

8(10.12.2015: Stadtrat

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t die als Anlage 1 beigefligte Neufassung der Entschadigungssatzung fir
ehrenamtlich Tatige der Stadt Kéthen (Anhalt).

Gesetzliche Grundlagen:

§ 35 Absatz 1 und Absatz 2 Kommunalverfassunggesetz
Ministerialblatt LSA Nr. 20/2014 vom 30.06.2014

Darlegung des Sachverhalts / Begrundung

Mit dem Runderlass des Ministeriums fur Inneres und Sport vom 30.06.2014 wurden die
Hochstbetrdge der Aufwandsentschadigungen fir in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehrenamtlicher
Tatigkeit Berufene neu festgelegt und miissen angepasst werden.






Entschidigungssatzung 2015.pdf Entschadigungssatzung alt.pdf

Berechnung Entschidigungssatzung.pdf Hunderlass wvom 30.06.2014.pdf



Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber die Entschadigung der ehrenamtlich Tatigen

(Entschadigungssatzung)

Aufgrund der 88 5, 8, 35 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) sowie unter Berlcksichti-
gung des Runderlasses des Ministeriums flr Inneres und Sport vom 16.06.2014 — 31.21-
10041 — (MBI. LSA S. 264) hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am
10.12.2015 folgende Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber die Entschadigung der ehren-

amtlich Tatigen (Entschadigungssatzung) beschlossen:

Teil 1

Allgemeine Bestimmungen

§1
Aufwandsentschadigung

Die Aufwandsentschadigung erfolgt durch die Zahlung monatlicher Pauschalbetrage und
Sitzungsgelder, soweit nicht ausdrticklich etwas anderes bestimmt ist. 2Es geltend die allge-

meinen gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere § 35 KVG LSA.

§2
Verlust der Aufwandsentschadigung

Q) Wird das Ehrenamt oder die sonstige ehrenamtliche Téatigkeit langer als drei Monate
ununterbrochen nicht ausgeubt, entfallt der Anspruch auf die Zahlung der pauschalierten

Aufwandsentschadigung fur die Uber drei Monate hinausgehende Zeit.
2) Fur Ortsbirgermeister, Ortsvorsteher und Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr, die
ihr Ehrenamt langer als einen Monat ununterbrochen nicht ausiben, gilt Absatz 1 entspre-

chend.

3) Kommunalen Ehrenbeamten wird keine Aufwandsentschadigung gezahlt, solange

ihnen die FUhrung der Dienstgeschafte verboten ist.
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Entschadigungssatzung

(4) !Stadtrate, die von der Teilnahme an Sitzungen des Stadtrates ausgeschlossen sind,
erhalten fur diesen Zeitraum keine Aufwandsentschadigung. ?Satz 1 gilt fur Mitglieder des
Ortschaftsrates entsprechend.

§3
Entgangener Arbeitsverdienst

) Stadtrate erhalten auf Antrag Ersatz des Verdienstausfalls, der ihnen durch die Teil-
nahme an Sitzungen des Stadtrates und der Ausschiissen, denen sie angehdren (einschliel3-

lich Vertretung), gemaf den folgenden Bestimmungen.

2) Nichtselbststandigen wird der tatsachlich durch die ehrenamtliche Tatigkeit entstan-
dene und nachgewiesene Verdienstausfall ersetzt, héchstens jedoch 16 Euro je angefange-

ne Sitzungsstunde.

3) Selbstandige erhalten eine Verdienstausfallpauschale in Héhe von 16 Euro je ange-

fangene Sitzungsstunde.

(4) Personen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen fiihren und nicht oder
weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstatig sind erhalten 16 Euro je angefangene Sit-

zungsstunde.

(5) Der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur Sozial-
versicherung wird erstattet, soweit dieser zu Lasten des Entschadigungsberechtigten an den

Sozialversicherungstrager abgefihrt wird.

§4
Auslagenersatz einschlie3lich Reisekosten

Q) IMit der Gewahrung einer Aufwandsentschadigung ist der Anspruch auf Ersatz von
Auslagen abgegolten, soweit gesetzlich oder in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist.
2Notwendige erstattungsfahige Auslagen werden friilhestens im auf die Entstehung folgenden

Monat auf Antrag erstattet. 3Dem Antrag sind Belege beizuftigen.
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Entschadigungssatzung

(2) !Auslagen fir Dienstreisen am Dienst- oder Wohnort sind mit der Zahlung der Auf-
wandsentschadigung abgegolten. ?Dies gilt nicht fir Fahrtkosten zum Sitzungsort, htchstens
jedoch in Hohe der Kosten von der Wohnung zum Sitzungsort und zuriick, sowie fiir Kosten
fur Fahrten im raumlichen Zustandigkeitsbereich der Vertretung, soweit diese in der Aus-
tibung des Mandats begriindet sind und mit schriftlicher oder elektronischer Zustimmung des
Vorsitzenden des Stadtrates erfolgen. ®Die Zustimmung ist nur fir den jeweiligen Einzelfall
zu erteilen und steht unter dem Vorbehalt, dass entsprechende Haushaltsmittel zur Verfi-
gung stehen. *Die Hohe der Reisekostenvergutung richtet sich dann nach den fir hauptamt-
liche Beamte des Landes geltenden Grundséatzen. °Absatz 1 Séatze 2 und 3 gilt entspre-

chend.

8§85
Rundungsvorschrift

Betrdge nach dem Komma sind wie folgt zu runden
1. 0 bis 49 Cent sind auf volle Euro nach unten abzurunden,
2. 50 bis 99 Cent sind auf volle Euro nach oben aufzurunden.

Teil 2

Besondere Bestimmungen

8§86
Aufwandsentschadigung fur Mitglieder des Stadtrates

Q) Mitglieder des Stadtrates erhalten einen Pauschalbetrag in Hohe von monatlich
130 Euro.

2) 1Zuséatzlich zu dem Pauschalbetrag gemaR Absatz 1 werden folgende monatliche
Pauschalen gezahlt:
1. dem Stadtratsvorsitzenden 260 Euro,
2. den Ausschussvorsitzenden 130 Euro,
3. den Fraktionsvorsitzenden pro Mitglied 10 Euro, mindestens 25 Euro, héchstens
130 Euro.
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Entschadigungssatzung

’Die zusatzliche Aufwandsentschadigung nach Satz 1 wird bei Austibung mehrerer Funktio-
nen (Vorsitzender des Stadtrates, Fraktionsvorsitzender, Ausschussvorsitzender) nur einmal
gewahrt. °Es wird die hochste Aufwandsentschadigung gewahrt.

3) YIm Falle der Verhinderung des Vorsitzenden des Stadtrates, eines Ausschusses o-
der einer Fraktion fur einen zusammenhangenden Zeitraum von mehr als drei Monaten wird
dem Stellvertreter fur die Uber drei Monate hinausgehende Zeit eine Pauschale in Hohe der-
jenigen des Vertretenen gemaR Absatz 2 gewahrt. 2Die Aufwandsentschadigung fiir den Ver-

tretungsfall wird nachtraglich gezahlt.

(4) Neben den in den Absatzen 1 und 2 festgelegten Pauschalbetragen werden folgen-
de Sitzungsgelder fir die Teilnahme gezahlt:

1. Stadtratssitzung: 16 Euro je Sitzung und Tag,

2. Ausschusssitzung: 16 Euro je Sitzung und Tag.
2Finden an einem Tag mehrere Sitzungen statt, darf der Gesamtbetrag an Sitzungsgeld das

2,5-Fache des nach Satz 1 zu gewahrenden Sitzungsgeldes je Tag nicht Gbersteigen.

87
Aufwandsentschadigung fur Ortschaftsrate, Ortsbiirgermeister und Ortsvorsteher

Q) Far die Hohe der Aufwandsentschadigung der Ortsvorsteher, Ortsbiirgermeister und
Ortschaftsréte ist die Einwohnerzahl der Ortschaft im Melderegister maRgeblich. ?Stichtag fur
die Bestimmung der zu berticksichtigenden Einwohnerzahl ist der 30.06. des dem Wabhljahr
vorangegangenen Jahres. °Eine Anderung der Einwohnerzahl ist fiir die Bemessung der
Aufwandsentschadigung bis zum Ablauf der jeweiligen Wahlperiode unbeachtlich. “Bei Ge-
bietsanderungen sind mit deren Wirksamkeit die veranderten Einwohnerzahlen zugrunde zu

legen.

2) !Ortsvorsteher und Ortsbiirgermeister erhalten in Abhangigkeit von der Einwohner-
zahl der Ortschaft eine monatliche Pauschale

1. bis 500 Einwohner in Hohe von 185 Euro,

2. 501 bis 1.000 Einwohner in Hohe von 275 Euro.
2Im Falle der Verhinderung eines Ortsvorstehers oder Ortsbirgermeisters fiir einen zusam-
menhangenden Zeitraum von mehr als zwei Wochen wird dem Stellvertreter fir die tber
zwei Wochen hinausgehende Zeit eine Pauschale in Hohe derjenigen des Vertretenen ge-

wahrt. 3Die pauschale Aufwandsentschadigung des Vertreters gemafR Absatz 3 wird ange-
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Entschadigungssatzung

rechnet. “Die Aufwandsentschadigung fir den Vertretungsfall nach Satz 2 wird nachtréaglich
gezahlt.

3 !Ortschaftsrate erhalten in Abhangigkeit von der Einwohnerzahl der Ortschaft eine
monatliche Pauschale

1. bis 500 Einwohner in Hohe von 8 Euro,

2. 501 bis 1.000 Einwohner in Hohe von 16 Euro.

2Dies gilt nicht fir Ortsvorsteher und Ortsblrgermeister.

4) INeben den in Absatz 3 festgelegten Pauschalbetragen wird ein Sitzungsgeld fir die
Teilnahme an Sitzungen des Ortschaftsrates in Héhe von 14 Euro pro Sitzung und Tag ge-
zahlt. 2Finden an einem Tag mehrere Sitzungen statt, darf der Gesamtbetrag an Sitzungs-
geld das Doppelte des nach Satz 1 zu gewéahrenden Sitzungsgeldes je Tag nicht Uberstei-

gen. 3Dies gilt nicht fur Ortsvorsteher und Ortsbirgermeister.

§8
Aufwandsentschadigung fir sachkundige Einwohner

Sachkundige Einwohner im Sinne des 8§ 49 Abs. 2 KVG LSA erhalten ein Sitzungsgeld fur
die Teilnahme an Sitzungen des Ausschusses flur den sie bestellt wurden in H6he von

16 Euro je Sitzung und Tag.

§9

Aufwandsentschadigung fur Mitglieder der Feuerwehr

Q) Die nachstehend aufgefiihrten Fuhrungskréfte der Freiwilligen Feuerwehr Kothen

(Anhalt) erhalten eine monatliche Pauschale in folgender Hohe:

1. | der Stadtwehrleiter 200 Euro,

2. | der Stellvertreter des Stadtwehrleiters, soweit ihm in seiner Funk-

tion eine Fuhrungsaufgabe dauerhaft mit einem eigenen Aufga-

benbereich zugewiesen ist 120 Euro,
3. | der Ortswehrleiter der Ortswehr Kodthen 120 Euro,
4. | der Stellvertreter des Ortswehrleiters der Ortswehr Kothen, soweit 70 Euro,
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Entschadigungssatzung

ihm in seiner Funktion eine Fihrungsaufgabe dauerhaft mit einem

eigenen Aufgabenbereich zugewiesen ist

5. | der Ortswehrleiter einer sonstigen Ortswehr 100 Euro,

6. | der Stellvertreter des Ortswehrleiters einer der sonstigen Orts-
wehr, soweit ihm in seiner Funktion eine Fuhrungsaufgabe dauer-

haft mit einem eigenen Aufgabenbereich zugewiesen ist 60 Euro,

7. | der Kinder-/Jugendfeuerwehrwart der Stadtwehr 90 Euro,

8. | der Stellvertreter des Kinder-/Jugendfeuerwehrwarts der Stadt-
wehr, soweit ihm in seiner Funktion eine Fihrungsaufgabe dauer-

haft mit einem eigenen Aufgabenbereich zugewiesen ist 60 Euro,

9. | der Kinder-/Jugendfeuerwehrwart einer Ortswehr 60 Euro,

10. | der Stellvertreter des Kinder-/Jugendfeuerwehrwarts einer Orts-
wehr, soweit ihm in seiner Funktion eine Fihrungsaufgabe dauer-

haft mit einem eigenen Aufgabenbereich zugewiesen ist 40 Euro.

2) Im Falle der Verhinderung einer der in Absatz 1 Nrn. 1, 3, 5, 7 und 9 genannten Per-
sonen flr einen zusammenhangenden Zeitraum von mehr als zwei Wochen wird dem Stell-
vertreter fir die Uber zwei Wochen hinausgehende Zeit eine Pauschale in H6he derjenigen
des Vertretenen gewahrt. 2Soweit der Vertreter eine pauschale Aufwandsentschadigung ge-
mafR Absatz 1 Nrn.2, 4, 6, 8 und 10 erhalt, wird diese angerechnet. *Die Aufwandsentschadi-

gung fur den Vertretungsfall nach Satz 1 wird nachtraglich gezabhit.

Teil 3

Schlussvorschriften

§ 10
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in weiblicher und

mannlicher Form.
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Entschadigungssatzung

§11

Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Kdthen

(Anhalt) Uber die Entschadigung der Stadtrate und der ehrenamtlich Tatigen vom 21.11.2003
aulBer Kraft.

Kothen (Anhalt), 11.12.2015

In Vertretung

Alexander Frolow

Stellvertreter des Oberbirgermeisters (Siegel)
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Entschadigungssatzung

Verdoffentlichungsanordnung

1. Vorstehende Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber die Entschadigung der ehrenamt-
lich Tatigen (Entschadigungssatzung), Beschluss-Nr. XX, wird hiermit 6ffentlich bekannt
gemacht.

2. Es wird auf die Rechtsfolgen nach 8§ 8 Abs. 3 KVG LSA hingewiesen. § 8 Abs. 3 KVG
LSA lautet wie folgt:
,Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die in diesem
Gesetz enthalten oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande ge-
kommen, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines
Jahres seit Bekanntmachung der Satzung gegeniber der Kommune geltend gemacht
worden ist. Dabei sind die verletzte Vorschrift und die Tatsache, die den Mangel ergibt,
zu bezeichnen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften tGiber die Genehmigung oder die

Offentliche Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.”

3. Hiermit ordne ich gemaf § 14 Abs. 1 Satz 1 der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)
vom 18.11.2014 (AmtsBI. 12/2014) in der zurzeit geltenden Fassung die Veréffentlichung
folgenden Beschlusses an:

,BESCHLUSSNAME wie auf StR-Deckblatt*

Kothen (Anhalt), 11.12.2015

In Vertretung

Alexander Frolow

Stellvertreter des Oberbirgermeisters (Siegel)
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Entschädigungssatzung 2015.pdf


10-030

Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber die Entschadigung der Stadtrate und der
ehrenamtlich Tatigen (Entschadigungssatzung)

Der Stadtrat der Stadt Kothen (Anhalt) hat aufgrund des 8 33 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 der
Gemeindeordnung fur das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 05. Oktober 1993 (GVBI.
L SA 43/1993 S.568) in der z. Z.glltigen Fassung am 23.10.2003 diese Satzung der Stadt
K6then (Anhalt) Uber die Entschadigung der Stadtréte und der ehrenamtlich Téatigen
beschl ossen.

§1
Aufwandsentschadigung

1) Die Stadtréte der Stadt Kothen (Anhalt) erhalten a's Ersatz fr ihre Auslagen
einschliefdich der Fahrtkosten eine Aufwandsentschadigung in Form eines
Pauschal betrages von monatlich 75 Euro.

2) Neben den in Absatz 1 festgesetzten Entschadigungen werden folgende
monatliche Aufwandsentschadigungen gezahit:

1. dem Stadtratsvorsitzendem 50 Euro
2. den AusschufRvorsitzenden 40 Euro
3. den Fraktionsvorsitzenden pro Mitglied 5 Euro

(mindestens jedoch 25 Euro)

Entschéadigungen fur mehrere der vorstehend aufgeftihrten Funktionen sind
aufeinander anzurechnen.

3) Zuziglich zu den in den Absétzen 1 und 2 festgel egten Pauschal betrdgen
werden folgende Sitzungsgelder fur die Teilnahme gezahit:

- Stadtratssitzung 25 Euro
- Ausschul3sitzung 20 Euro
- Fraktionssitzung 10 Euro

§2
Aufwandsentschadigung der Ortschaftsrate und
Ortsbirgermeister und anderer ehrenamtlich Tatiger

1) Die Ortsbirgermeister der Ortschaften Arensdorf, Baasdorf, Dohndorf und
L 6bnitz an der Linde erhalten eine monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe
von 150 Euro. Die Ortsbirgermeister der Ortschaften Merzien und Wulknitz erhalten
eine monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe von 231 Euro.
Satz 1 und 2 gilt nicht, sofern eine Aufwandsentschadigung nach Abs. 2 gewéhrt wird.

2) Die Burgermeister der zum 01.01.2004 eingemeindeten Gemeinden erhalten bis
zum Ende ihrer Wahl periode die bisherige monatliche Aufwandsentschadigung.





Der Burgermeister der Gemeinde Arensdorf erhalt 450 Euro

Der Burgermeister der Gemeinde Baasdorf erhalt 450 Euro
Der Burgermeister der Gemeinde Dohndorf erhalt 360 Euro
Der Burgermeister der Gemeinde L6bnitz an der Linde erhdt 360 Euro
Der Burgermeister der Gemeinde Wilknitz erhalt 510 Euro

3) Die Ortschaftsréte der Ortschaften erhalten folgende monatliche Aufwands-
entschadigungen und Sitzungsgel der

pauschal Sitzungsgeld
Arensdorf 5 Euro 12,50 Euro
Baasdorf 5 Euro 12,50 Euro
Dohndorf 15 Euro

Lobnitz a.d. Linde 15 Euro

Merzien 10 Euro 12,50 Euro

Wilknitz 20 Euro

4) Die Ortschaftsrdte der Ortschaften, der zum 01.01.2004 eingemeindeten Gemeinden,

erhalten bis zum Auslaufen der Wahlperiode in 2004 die vor der Eingemeindung
geltenden monatlichen Aufwandsentschadigungen und Sitzungsgelder.

Ort pauschale monatliche Aufwands-  Sitzungsgeld je
entschadigung Euro/Monat Sitzung

Gemeinde Arensdorf 30 Euro 12,50 Euro

Gemeinde Baasdorf 35 Euro 12,50 Euro

Gemeinde Dohndorf 25 Euro -

Gemeinde Lobnitz an der Linde 25 Euro -

Gemeinde Wilknitz 20 Euro 13,00 Euro

5) Der Ortsfotograf der Ortschaft Dohndorf erhdlt eine
monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe von 13 Euro.

§3
Entschadigung fur Ausschul3mitglieder die
nicht dem Stadtrat angehdren

Ausschul3mitglieder von beratenden Ausschiissen die nicht dem Stadtrat der
Stadt Kdthen(Anhalt) angehdren erhalten zur Abgeltung ihrer Aufwendungen





einschliefdlich der Fahrtkosten eine Entschadigung von 15 Euro je Sitzung.

§4
Sitzungsausschlufl

1) Stadtréte die von Sitzungen des Stadtrates ausgeschlossen sind, erhalten fir
diesen Zeitraum keine Aufwandsentschadigungen und Sitzungsgelder.

2) Die Regelung des Absatzes 1 gilt sinngemal3 fur die Mitglieder der Ortschaftsréte.

§5
Entschadigung bei Dienstreisen

1) Bei Dienstreisen wird Tagegeld und Ubernachtungsgeld nach den fiir
hauptamtliche Beamte des L andes geltenden Grundsédtzen gewahrt und
die Reisekostenstufe B zugrunde gelegt.

2) Fur die dienstliche Benutzung privater Kraftfahrzeuge auf3erhalb des
Stadtgebietes gilt das Bundesrei sekostengesetz.

§6
Verdienstausfallentschadigung

1) Den Mitgliedern des Stadtrates, der Ortschaftsréte und der Ausschiisse wird
auf Antrag ihr Verdienstausfall erstattet, soweit die Einkommensminderung

durch die Wahrnehmung des Mandats entstanden und im Einzelfall nachgewiesen wird.
Die Entschadigung daftr wird auf einen Hochstbetrag von 10,- € pro Stunde begrenzt.

2) Bei Personen, die keinen Verdienstausfall haben, gilt als Verdienstausfall das
entstandene Zeitversdumnis. Die Entsch&digung dafr wird auf einen Hochstbetrag
von 5 ,- € pro Stunde begrenzt.

87
Feuerwehr

1) Die Fuhrungskréfte in der Freiwilligen Feuerwehr Kéthen(Anhalt),
die al's Ehrenbeamte oder besonderer Funktionstréger tétig sind,
erhalten folgende monatliche Aufwandsentschadigung:

1. der Stadtwehrleiter 100,- Euro
2. der Stellv. des Stadtwehrleiters 50,- Euro
3. der Ortswehrleiter einer Ortsfeuerwehr

mit Schwerpunktausstattung 50,- Euro
4. der Stellvertreter des Ortswehrleiters einer

Ortsfeuerwehr mit Schwerpunktausstattung 25,- Euro
5. der Ortswehrleiters einer Ortsfeuerwehr mit

Grundausstattung 37,50 Euro
6. der Stellvertreter des Ortswehrleiters einer

Ortsfeuerwehr mit Grundausstattung 19,- Euro

7. der Ortgugendfeuerwehrwart einer Ortsfeuerwehr





mit Schwerpunktausstattung

25- Euro
und je Kamerad der Jugendfeuerwehr 2,50 Euro
8. der Stellvertreter des Ortgjugendfeuerwehrwarts
einer Ortsfeuerwehr mit Schwerpunktausstattung 12,50 Euro
9. der Ortgugendfeuerwehrwart einer Ortsfeuerwehr
mit Grundausstattung 15,- Euro
und je Kamerad der Jugendfeuerwehr 2,50 Euro
10.der Stellvertreter des Ortsfeuerwehrjugendwarts
einer Ortsfeuerwehr mit Grundausstattung 7,50 Euro

2) Soweit die Funktionen des Stadtwehrleiters bzw. seines Stellvertreters und die eines
Ortswehrleiters von einer Person wahrgenommen werden, hat diese Anspruch auf die
Entschadigung des Stadtwehrleiters bzw. des Stellvertreters und auf die
Aufwandsentschédigung fir den Ortswehrleiter zur Hélfte.

3) Die Mitglieder im Einsatz der Freiwilligen Feuerwehr K 6then (Anhalt)
erhalten auf Antrag eine Verdienstausfallentschadigung, wenn eine

Einkommensminderung durch die Teilnahme an Einsitzen und Ubungen im
Einzelfall nachgewiesen wird.

§8
Zahlungsanspruch

Die Aufwandsentschadigung in Form eines Pauschal betrages wird unabhéngig von
Beginn oder Ende der Tétigkeit jewells fir einen Monat gezahlt.

§9
Vertretungsfall

1) Ist ein Ehrenbeamter oder sonst ehrenamtlich tétiger Funktionstréger ununterbrochen
langer als drei Monate verhindert, seine Funktion wahrzunehmen, so entféllt die

Aufwandsentschédigung fir die Gber drei Monate hinausgehende Zeit; Erholungsurlaub
bleibt aul3er Betracht.

2) Ab dem vierten Monat der Vertretung eines Ehrenbeamten oder sonst ehrenamtlich
tétigen Funktionstrager erhdlt die Vertretung die Aufwandsentschédigung desjenigen,
den er vertritt fir den Zeitraum der weiteren Vertretung. In diesem Zeitraum entféllt der
Anspruch auf Zahlung der Aufwandsentschadigung als Stellvertreter.

810
Schiedsstellen

Die Schiedspersonen der in der Stadt Kothen (Anhalt) eingerichteten Schiedsstellen erhalten
eine monatliche Aufwandsentschadigung in Hohe von 25,- Euro.





8§11
Sprachliche Gleichstellung

Personen und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weiblicher und ménnlicher Form.

8 12 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2004 in Kraft.

Gleichzeitig treten die Satzung der Stadt Kothen (Anhalt) Gber die Entschadigung der
Stadtrate und der ehrenamtlich Tatigen vom 13.9.2001, die 1. Anderung dieser Satzung vom
21.2.2002 und die 2. Anderung dieser Satzung vom 13.6.2002 aufRer Kraft.

Abweichend davon gilt § 2 (3) - pauschale Aufwandsentschadigung und Sitzungsgeld der
Ortschaftsréte Merzien - erst mit Beginn der neuen Wahlperiode 2004 - 2009. Bis dahin
gelten die bisherigen Sétze von 10 € pauschale Aufwandsentschadigung je Monat und 20 €
Sitzungsgeld je Sitzung.

Ko6then (Anhalt), den 21.11.2003

Kurt-Jirgen Zander - Siegel -
Oberbirgermeister

veroffentlicht im Amtsblatt Nr. 11/2003 vom 21.11.2003





Anlage zur Sitzungsvorlage
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Anderung der durchschnittlichen Aufwandsentschadigung
(abhangig von der Anzahl der Sitzungen, an denen teilgenommen wird und nur
als Durchschnitt und Richtwert zu verstehen), es handelt sich um monatliche Werte

Jetzt Neu Bemerkung
Fraktionsvorsitzender 163 -184 € 171 - 266 € ag?:ﬁ%gs\g)rggsr
Ausschussvorsitzender 152 € 276 €
Stadtratsvorsitzender 173 € 406 €
Stadtrat in einem Ausschuss 122 € 154 €

Ortsbirgermeister
Arensdorf, Baasdorf, Lobnitz, 150 € 185 €
Dohndorf

Ortsbirgermeister

. 231 € 275 €
Merzien

Ortsbirgermeister

Wiilknitz 231¢€ 185€

Fur die Ortschaftsrate wirden aul3er in Merzien (+3 € pro OR und Monat) die
monatlichen Entschadigungen um 2 € steigen.

Die Mehrausgaben wirden sich jahrlich auf insgesamt 99460 € belaufen, das
entspricht einer Erhohung um 19460 €.

Dabei entfallen 78466 € (2014 wurden 52000 € ausgezahlt) auf die
Aufwandsentschéadigungen fur Stadtrate und

20994 € (2014 wurden 19000 € ausgezahlt) fur die Ortschaftsrate und
Ortsbirgermeister.

Dabei wurde davon ausgegangen, dass alle Stadtrate und Ortschaftsrate zu allen
Sitzungen anwesend sind, so dass mit geringfiigigen Anderungen zu rechnen ist.

Bei einer Pauschale von 175 € erhdhen sich die Kosten nochmals um ca. 11000 €,
bei einer Pauschale von 150 € ist die Summe in etwa genauso hoch wie in der
vorgeschlagenen Satzung.

Sollten von den Stadtraten Fahrkosten oder Verdienstausfallentschadigungen in
Anspruch genommen werden, sind hierfir extra Mittel einzuplanen, diese sind nicht
enthalten.
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Aufwandsentschadigung far in ein Ehrenamt oder
zu sonstiger ehrenamtlicher Tatigkeit Berufene

RdErl. des Ml vom 16.6.2014 - 31.21-10041

Fundstelle: MBI. LSA 2014, S. 264

Bezug:
RdErl. des Ml vom 17.12.2008 (MBI. LSA S. 874), geandert durch RdErl. vom 30.10.2009 (MBI. LSA S.
749)

Teil 1
Allgemeines

1. Anwendungsbereich

1.1 Gemal § 35 des Kommunalverfassungsgesetzes (KVG LSA) vom 17.6.2014 (GVBI. LSA S. 288), in
der jeweils geltenden Fassung, haben in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehrenamtlicher Tatigkeit
Berufene Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen und ihres Verdienstausfalls. Durch Satzung kdnnen
hierflr erganzende Regelungen getroffen werden. Daneben kann in ein Ehrenamt oder zu sonstiger
ehrenamtlicher Tatigkeit Berufenen nach Mallgabe einer Satzung eine angemessene Aufwandsent-

schadigung gewahrt werden.

1.2 Dieser RdErl. regelt die Aufwandsentschadigung flr ehrenamtliche Blrgermeister, Ortsblirgermeis-
ter, Ortsvorsteher, Verbandsgeschaftsflnrer in Zweckverbanden und deren Vertreter sowie ehren-
amtlich tatige BUrger in kommunalen Vertretungen, Ortschaftsraten, Verbandsversammlungen von
Zweckverbanden, Freiwilligen Feuerwehren, Katastrophenschutzeinheiten, Wasserwehren, Kreisja-

germeister sowie Mitglieder der Jagdbeirate in den Gemeinden.

2. MaRgebliche Einwohnerzahl

Die Hohe der Aufwandsentschadigung richtet sich insbesondere nach der Einwohnerzahl und den sonsti-
gen ortlichen Verhaltnissen. Malgebend ist die Einwohnerzahl, die das Statistische Landesamt Sachsen-
Anhalt zum Stichtag ermittelt hat. Abweichend von Satz 2 ist fUr in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehren-
amtlicher Tatigkeit Berufene in Ortschaften die Einwohnerzahl im Melderegister maRgebend. Stichtag fir
die Bestimmung der zu berUcksichtigenden Einwohnerzahl ist der 30.6. des dem Wahljahr vorangegan-
genen Jahres. Eine Anderung der Einwohnerzahl ist fir die Bemessung der Aufwandsentschadigung bis
zum Ablauf der jeweiligen Wahlperiode unbeachtlich. Bei Gebietsanderungen sind mit deren Wirksamkeit

die veranderten Einwohnerzahlen zugrunde zu legen.

3. Gewahrung der Aufwandsentschadigung

3.1 Die Aufwandsentschadigung soll als monatlicher Pauschalbetrag gewahrt werden. Neben oder an-
stelle einer monatlichen Pauschale kann auch ein Sitzungsgeld oder eine anlassbezogene Pauschale
gewahrt werden. Sofern die Aufwandsentschadigung ausschlieBlich in Form eines monatlichen Pau-
schalbetrages gewahrt wird (insbesondere in den Fallen von Teil 2 Nrn. 1, 3.2, 5 und 6), soll sie zum
Ersten eines Monats im Voraus gezahlt werden. Entsteht oder entfallt der Anspruch wahrend eines
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3.2

4.1

4.2

4.3

11

1.2

1.3

Kalendermonats, soll eine pauschale Aufwandsentschadigung fir jeden Tag, an dem kein Anspruch
besteht, um ein DreiRigstel gekirzt werden.

Die Kommunalaufsichtsbehdrden sind angewiesen, Satzungen nicht zu beanstanden, wenn sie sich
im Rahmen der Regelungen in Teil 2 halten. Bei Uberschreitung der in Teil 2 geregelten Hochstbe-
trage ist der zustandigen Kommunalaufsichtsbehdrde eine Aufstellung des mit dem Ehrenamt oder
der sonstigen ehrenamtlichen Tatigkeit verbundenen tatsachlichen Aufwandes, der in einem Erhe-
bungszeitraum von mindestens sechs Monaten ermittelt wurde, zur Prifung vorzulegen.

Verlust der Aufwandsentschadigung

Wird das Ehrenamt oder die sonstige ehrenamtliche Tatigkeit langer als drei Monate ununterbrochen
nicht ausgelbt, soll der Anspruch auf die Zahlung einer pauschalierten Aufwandsentschadigung fir
die Uber drei Monate hinausgehende Zeit entfallen. Nummer 3.1 Satz 4 gilt entsprechend.

FUr ehrenamtliche Blrgermeister, Ortsbirgermeister, Ortsvorsteher, Verbandsgeschaftsflihrer, Mit-
glieder der Freiwilligen Feuerwehren und Katastrophenschutzeinheiten sowie der Wasserwehren,
die ihr Ehrenamt langer als einen Monat ununterbrochen nicht austben, ist Nummer 4.1 entspre-
chend anzuwenden.

Dem kommunalen Ehrenbeamten soll keine Aufwandsentschadigung gezahlt werden, solange ihm
die FUhrung der Dienstgeschafte verboten ist.

Teil 2
Bemessung der Aufwandsentschadigung

Ehrenamtlicher Biirgermeister

Flr die Hohe der Aufwandsentschadigung des ehrenamtlichen Blrgermeisters gilt folgender Rah-
men;

Einwohnerzahl Monatliche Aufwands-

der Gemeinde entschadigung in Euro
bis 1 000 460 bis 760
von 1 001 bis 1 500 550 bis 920
von 1 501 bis 2 000 680 bis 1 040
von 2 001 bis 3 000 830 bis 1 260
von 3 001 bis 5 000 980 bis 1 500
Uber 5 000 1 100 bis 1 650.

Wird neben der Aufwandsentschadigung Sitzungsgeld gezahlt, sollen sich die Hochstsatze nach
Nummer 1.1 um das Doppelte des fur eine Sitzung festgesetzten Betrages verringern.

Im Fall der Verhinderung des ehrenamtlichen Blrgermeisters flir einen zusammenhangenden
Zeitraum von mehr als zwei Wochen kann dem Stellvertreter fir die Uber zwei Wochen hinausge-
hende Zeit eine Aufwandsentschadigung bis zur Héhe derjenigen des Vertretenen gewahrt wer-
den. Die Aufwandsentschadigungen durfen, auch soweit sie im Vertretungsfall nebeneinander ge-
wahrt werden, insgesamt die Hohe derjenigen des Vertretenen nicht dbersteigen. Die Aufwands-
entschadigung fUr den Vertretungsfall soll nachtraglich gezahlt werden.
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2.1

Kommunale Vertretung

Mitglied des Kreistages

Die Aufwandsentschadigung fir ein Mitglied des Kreistages darf folgende Hochstsatze nicht Uberschreiten:

2.2

Einwohnerzahl des Monatlicher Hochstsatz in Euro
Landkreises

ausschlieBlich Pauschalbetrag
Pauschalbetrag und Sitzungsgeld
bis 150 000 230 170
{iber 150 000 300 230.

Mitglied des Gemeinderates oder Verbandsgemeinderates

Die Aufwandsentschadigung fir ein Mitglied des Gemeinderates oder Verbandsgemeinderates darf fol-
gende Hochstsatze nicht Gberschreiten:

2.3

2.3.1

2.3.2

2.4

241

Einwohnerzahl der Gemein- Monatlicher Hochstsatz in Euro
de/ Verbandsgemeinde

ausschlieRlich Pauschalbetrag
Pauschalbetrag und Sitzungsgeld

bis 1 000 40 25

von 1 001 bis 1 500 55 40

von 1 501 bis 2 000 70 50

von 2 001 bis 3 000 80 60

von 3 001 bis 5 000 100 80

von 5 001 bis 10 000 125 100

von 10 001 his 20 000 150 120

von 20 001 his 30 000 175 130

von 30 001 bis 50 000 200 150

von 50 001 bis 150 000 230 170

tber 150 000 300 230.

Hohe des Sitzungsgeldes
In den Fallen der Nummern 2.1 und 2.2 darf das Sitzungsgeld 16 Euro je Sitzung und Tag nicht
Uberschreiten. Bei ausschliellicher Zahlung von Sitzungsgeld darf dieses 30 Euro je Sitzung und

Tag nicht Uberschreiten.

Finden an einem Tag mehrere Sitzungen statt, darf der Gesamtbetrag an Sitzungsgeld das 2,5-
Fache des nach Nummer 2.3.1 zu gewahrenden Sitzungsgeldes je Tag nicht Ubersteigen.

Vorsitzender der kommunalen Vertretung

Dem Vorsitzenden des Gemeinderates, soweit diese Funktion nicht vom ehrenamtlichen Burger-
meister wahrzunehmen ist, des Kreistages oder Verbandsgemeinderates kann Uber die Nummern
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2.1 und 2.2 hinaus eine zusatzliche Aufwandsentschadigung bis zum Doppelten des nach den
Nummern 2.1 bis 2.2 zuldssigen Betrages gewahrt werden.

2.4.2 Im Falle der Verhinderung des Vorsitzenden der kommunalen Vertretung fur einen zusammen-
hangenden Zeitraum von mehr als drei Monaten kann dem Stellvertreter fir die Gber drei Monate
hinausgehende Zeit eine Aufwandsentschadigung bis zur Hohe derjenigen des Vertretenen ge-
wahrt werden. Die Aufwandsentschadigungen dirfen, auch soweit sie im Vertretungsfall neben-
einander gewahrt werden, insgesamt die Hohe derjenigen des Vertretenen nicht Ubersteigen. Die
Aufwandsentschadigung flr den Vertretungsfall soll nachtraglich gezahlt werden.

2.5 Vorsitzender eines Ausschusses oder einer Fraktion

Dem Vorsitzenden eines Ausschusses, soweit der Vorsitz nicht dem Hauptverwaltungsbeamten oder dem
ehrenamtlichen Blrgermeister obliegt, kann Gber die Nummern 2.1 und 2.2 hinaus eine zusatzliche Auf-
wandsentschadigung bis zu dem nach den Nummern 2.1 bis 2.2 zuldssigen Betrag gewdhrt werden. Das
Gleiche gilt flr den Vorsitzenden einer Fraktion. Flr den Verhinderungsfall gilt Nummer 2.4.2 entspre-
chend.

2.6 Sachkundige Einwohner

Einem sachkundigen Einwohner, der zum Mitglied eines beratenden Ausschusses bestellt wurde, soll
abweichend von den vorstehenden Regelungen Aufwandsentschadigung ausschlieflich in Form von Sit-
zungsgeld, das 16 Euro je Sitzung und Tag nicht Uberschreiten darf, gewahrt werden.

3. Ortschaftsrate, Ortsbiirgermeister und Ortsvorsteher
3.1 Mitglied des QOrtschaftsrates

Die Aufwandsentschadigung flr ein Mitglied des Ortschaftsrates darf folgende Hochstsdtze nicht Uber-
schreiten:

Einwohnerzahl der Ortschaft Monatlicher Hochstsatz in Euro
ausschlieBlich ‘ Pauschalbetrac
. Pauschalbetrag ; und Sitzungsgeld

bis 500 23 | 8

von 501 his 1 000 30 | 16
von 1 001 bis 1 500 37 23
von 1 501 bis 2 000 44 | 30
von 2 001 bis 3 000 52 '| 37
von 3 001 bis 4 000 59 44
von 4 001 bis 5 000 67 52
Uber 5 000 74 59.

32 Ortsbirgermeister und Ortsvorsteher

3.2.1 Fir die Hohe der Aufwandsentschadigung des Ortsblrgermeisters und Ortsvorstehers gilt folgen-
der Rahmen:

Einwohnerzahl der Ortschaft Monatliche Aufwands-
entschadigung in Euro
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3.2.2

3.3

331

3.3.2

bis 500 60 bis 185
von 501 bis 1 000 90 his 275
von 1 001 bis 2 000 125 his 370
Uber 2 000 155 bis 470.

Wird neben der Aufwandsentschadigung Sitzungsgeld gezahlt, sollen sich die Hochstsatze nach
Nummer 3.2.1 um das Doppelte des flr eine Sitzung festgesetzten Betrages verringern. Flr den
Verhinderungsfall gilt Nummer 1.3 entsprechend.

Hohe des Sitzungsgeldes

Das Sitzungsgeld darf 14 Euro je Sitzung und Tag nicht Gberschreiten. Bei ausschlieflicher Zah-
lung von Sitzungsgeld darf dieses 20 Euro je Sitzung und Tag nicht Gberschreiten.

Finden an einem Tag mehrere Sitzungen statt, darf der Gesamtbetrag an Sitzungsgeld das Dop-
pelte des nach Nummer 3.3.1 zu gewahrenden Sitzungsgeldes je Tag nicht Ubersteigen.

Ehrenamtlicher Verbandsgeschaftsfiihrer des Zweckverbandes, Vorsitzender der Ver-
bandsversammlung, Vertreter der Verbandsmitglieder

Der ehrenamtliche Verbandsgeschaftsflhrer erhalt eine Aufwandsentschadigung bis zum Doppelten des
ausschlieBlichen Pauschalbetrages nach Nummer 2.2. Flr den Verhinderungsfall gilt Nummer 2.4.2 ent-
sprechend. Der Vorsitzende der Verbandsversammlung erhalt eine Aufwandsentschadigung entsprechend
Nummer 2.2. Die Vertreter der Verbandsmitglieder erhalten bis zu 50 v. H. der monatlichen Héchstgren-
zen nach Nummer 2.2, Fir die Gewahrung von Sitzungsgeld gilt Nummer 2.3 entsprechend.

5.

5.1

Mitglied der Feuerwehr und der Katastrophenschutzeinheit

Der ehrenamtliche Wehrleiter der Freiwilligen Feuerwehr einer Gemeinde, eines Orts- oder Stadt-
teils, der Abschnittsleiter, der Kreisbrandmeister, der Flhrer einer Einheit flr besondere Einsat-
ze (z. B. Feuerwehrbereitschaften), die Flhrungskraft eines Fachdienstes im Katastrophenschutz
(Verbandsfihrer, Zugfihrer), der Kreisjugendfeuerwehrwart, der Jugendfeuerwehrwart einer Ge-
meinde oder einer Stadt und der Jugendfeuerwehrwart eines Gemeinde-, Orts- oder Stadtteils
kann eine Aufwandsentschadigung erhalten, die folgende Hochstsatze nicht Uberschreiten darf:

Monatlicher Hochstsatz in Euro

a) |Gemeindewehrleiter oder Stadtwehrleiter pbis zu 300

b) |Wehrleiter einer Freiwilligen Feuerwehr eines bis zu 120
Gemeinde-, Orts- oder Stadtteils (Ortswehrlei-
ter oder Stadtteilwehrleiter)

c¢) |Kreisbrandmeister bis zu 420
d) |Abschnittsleiter bis zu 250
e) |Funrer einer Einheit flr besondere Einsatze | bis zu 100
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5.2

5.3

5.4

6.1

6.2

7.1

f)  [FOhrungskraft eines Fachdienstes im Kata- bis zu 60
strophenschutz (Verbandsfuhrer, Zugfihrer)

g) |Kreisjugendfeuerwehrwarte bis zu 180

h) |Jugendfeuerwehrwarte einer Gemeinde oder bis zu 95
einer Stadt

i) Juc?endfeuerwehrwarte eines Gemeinde-, Orts- bis zu 60.
oder Stadtteils

Einem Stellvertreter, dem in seiner Funktion eine Flihrungsaufgabe dauerhaft mit einem eigenen
Aufgabenbereich zugewiesen ist, kann eine angemessene Aufwandsentschadigung gewahrt wer-
den.

Notwendige bare Auslagen flr die blromaBige Erledigung der laufenden Dienstgeschafte sowie
die gelegentliche Inanspruchnahme privater Raume zu dienstlichen Zwecken sind mit der Auf-
wandsentschadigung abgegolten.

FUr den Verhinderungsfall gilt Nummer 1.3 flr die in Nummer 5.1 genannten Personen entspre-
chend.

Kreisjagermeister und Mitglied des Jagdbeirates

Der ehrenamtliche Kreisjagermeister und sein besonderer Vertreter kann, insbesondere wenn ihm
Befugnisse zur Erledigung im Auftrag Ubertragen wurden, eine Aufwandsentschadigung erhalten,
die folgende Hochstsatze nicht Gberschreiten darf. FUr Mitglieder des Jagdbeirates gilt dieses ent-
sprechend.

Monatlicher Hochstsatz in Euro

a) |Kreisjagermeister bis zu 300

b) |Kreisjagermeister, denen Befugnisse zur bis zu 490
Erledigung im Auftrag Gbertragen wurden

¢) |Besondere Vertreter des Kreisjagermeisters bis zu 125

d) [Mitglieder des Jagdbeirates bis zu 125,

FUr den Verhinderungsfall gilt Nummer 2.4.2 Satz 1 fur die in Nummer 6.1 genannten Perso-
nen entsprechend. Erhalt der Vertreter bereits eine Aufwandsentschadigung nach Nummer 6.1
Buchst. d, so betragt die Entschadigung als Vertreter zusatzlich nur 50 v. H. der Aufwandsent-
schadigung des Vertretenen.

Mitglied der Wasserwehr

FUr die ehrenamtliche Tatigkeit in der Wasserwehr kénnen folgende monatliche Aufwandsent-
schadigungen gezahlt werden:
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| | Monatlicher Hochstsatz in Euro

a) |Wehrleiter " bis zu 120
b) |stellvertretender Wehrleiter bis zu 60.
7.2 FUr die ehrenamtlichen Mitglieder der Wasserwehr kann flr Wach- und Hilfsdienste ab Hochwas-

serwarnstufe Il eine Aufwandsentschadigung in Hohe von bis zu 10 Euro als Pauschalbetrag pro
Einsatz gezahlt werden. Der Einsatz beginnt mit Alarmierung der ehrenamtlichen Einsatzkrafte
der Wasserwehr und endet mit ihrer Ablosung oder dem Ende der Wassergefahr. Dies gilt nicht
fUr den Wehrleiter und den stellvertretenden Wehrleiter.

7.3 Notwendige bare Auslagen fUr die blromaRige Erledigung der laufenden Dienstgeschafte sowie
die gelegentliche Inanspruchnahme privater Raume zu dienstlichen Zwecken sind mit der Auf-
wandsentschadigung abgegolten.

Teil 3
Gemeinsame Vorschriften

1. Entgangener Arbeitsverdienst

1.1 Neben der Aufwandsentschadigung besteht Anspruch auf Ersatz des durch die Wahrnehmung des
Ehrenamtes oder der sonstigen ehrenamtlichen Tatigkeit entstandenen Verdienstausfalls, Nicht-
selbststandigen wird der tatsachlich entstandene und nachgewiesene Verdienstausfall ersetzt, Ins-
besondere Selbststandigen und Personen, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen flhren
und nicht oder weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstatig sind, soll der Verdienstausfall in Form
eines pauschalen Durchschnitts- oder Stundensatzes ersetzt werden (Verdienstausfallpauschale ge-
maRk § 35 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA). Dieser darf 16 Euro nicht Ubersteigen.

1.2 Der auf den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung soll
erstattet werden, soweit dieser zu Lasten des Entschadigungsberechtigten an den Sozialversiche-
rungstrager abgeflhrt wird.

1.3 Alternativ kann entsprechend § 10 Abs. 1 des Brandschutzgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 7.6.2001 (GVBI. LSA S. 190), zuletzt geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom
18.12.2013 (GVBI. LSA S. 541, 544), privaten Arbeitgebern das weitergewahrte Arbeitsentgelt un-
mittelbar erstattet werden.

1.4 Erstattungen nach den Nummern 1.1 bis 1.3 kénnen nur auf Antrag erfolgen.

2. Auslagenersatz

Notwendige Auslagen kdnnen frihestens im auf die Entstehung folgenden Monat auf Antrag erstattet
werden. Dem Antrag sind Belege beizuflgen.

3. Reisekostenvergiitung

Den in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehrenamtlicher Tatigkeit Berufenen soll Reisekostenvergltung
nach den far hauptamtliche Beamte des Landes geltenden Grundsatzen gewahrt werden. Aufwendungen
fUr Dienstreisen am Dienst- oder Wohnart sind grundsatzlich nach § 35 Abs. 2 KVG LSA mit der Zahlung
der Aufwandsentschadigung abgegolten. Dies gilt nicht flir Kosten flr Dienstreisen auferhalb des Dienst-
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oder Wohnortes, flr Fahrtkosten zum Sitzungsort, hochstens jedoch in Hohe der Kosten von der Woh-
nung zum Sitzungsort und zurlick, sowie fur Kosten fir Fahrten im Zustandigkeitsbereich der Vertretung,
soweit diese in der Auslbung des Mandats begrindet sind und mit Zustimmung des Vorsitzenden der
Vertretung oder eines Ausschusses erfolgen. Einzelheiten kdnnen durch Beschluss der Vertretung oder
in der Entschadigungssatzung geregelt werden. Die Zustimmung ist nur flr den jeweiligen Einzelfall zu
erteilen und steht unter dem Vorbehalt, dass entsprechende Haushaltsmittel zur Verfligung stehen. Zur
NachweisfUhrung soll die Zustimmung des Vorsitzenden schriftlich oder elektronisch erfolgen.

4. Ersatz von Sachschaden

FUr den Ersatz von Sachschaden der in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehrenamtlicher
Tatigkeit Berufenen wird empfohlen, die Sachschadensrichtlinie (RdErl. des MF vom 2.11.2012, MBI. LSA
S. 585) entsprechend anzuwenden.

5. Steuerliche Behandlung

Der Erl. des MF Uber die steuerliche Behandlung von Entschadigungen, die den ehrenamtlichen Mitgliedern
kommunaler Vertretungen gewahrt werden vom 9.11.2010 (MBI. LSA S. 638), geandert durch Erl. vom
16.10.2013 (MBI. LSA S. 608), ist in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

6. Rundungsvorschrift

Betrage nach dem Komma sind wie folgt zu runden:

a) 0 bis 49 Cent sind auf volle Euro nach unten abzurunden,
b) 50 bis 99 Cent sind auf volle Euro nach oben aufzurunden.

Teil 4
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem RdErl. gelten jeweils in weiblicher und mannlicher Form.

Teil 5
Inkrafttreten

Dieser RdErl. tritt am 1.7.2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt der Bezugs-RdErl. auBer Kraft. Dieser RdErl, tritt
mit Ablauf des 30.6.2019 auRer Kraft.

An das
Landesverwaltungsamt,
die Landkreise, Stadte, Gemeinden und Verbandsgemeinden

© juris GmbH
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Runderlass vom 30.06.2014.pdf


2.7

Neufassung der Hundesteuersatzung der
Stadt Kéthen (Anhalt)



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015141/4

Dezernat: aktuelles Gremium Sitzung am: 09.11.2015
Ortschaftsrat Dohndorf TOP: 2.7

Amt: Amt 20 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015141/4
Az.: erstellt am: 14.10.2015
Betreff

Neufassung der Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin |Ergebnis

1102.11.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 02.11.2015

2 (04.11.2015: Ortschaftsrat Wiilknitz 04.11.2015
3(05.11.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 05.11.2015
4109.11.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 09.11.2015
5(10.11.2015: Ortschaftsrat Merzien 10.11.2015
6(11.11.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 11.11.2015
7101.12.2015: Hauptausschuss

8(10.12.2015: Stadtrat

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlief3t die Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen
(Anhalt) It. Anlage 1.

Gesetzliche Grundlagen:
- KVG LSA i.V.m. KAG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Mit Beschluss des Stadtrates vom 11.12.2014 wurde im Rahmen des
Haushaltskonsolidierungskonzeptes 2015 die Erh6hung der Steuerséatze fur das Halten
eines oder mehrerer Hunde im Stadtgebiet der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlossen.

Zudem soll eine ErméaRigung flr Bezieher von entsprechenden Sozialleistungen nur noch
um 25 % des vollen Steuersatzes gewahrt werden.

Zur Umsetzung dieser Haushaltskonsolidierungsmaf3nahmen ist der vorliegende Beschluss
zur Neufassung der Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) erforderlich.

Aus Anlass der oben genannten Anderungen wurde die Satzung seitens des Fachamtes
auch einer generellen Prifung unterzogen. Hierbei wurden weitere Tatbestéande festgestellt,
welche entsprechend der Darstellung in der Synopse ebenso einer Anderung bediirfen.

Dies betrifft in erster Linie die Regelungen zu Ordnungswidrigkeiten im Hundesteuerrecht
sowie Vorschriffen zum An- und Abmelde bzw. Besteuerungsverfahren bei
Steuerverginstigungen.

In der Anlage befinden sich die Neufassung zur Hundesteuersatzung (Anlage 1), die
bisherige Fassung der Satzung in der bis dato. geltenden Fassung (Anlage 2) sowie die
Synopse mit Erlauterungen zu den Satzungsénderungen (Anlage 3).



Hundesteuersatzung.pdf Hundesteuersatzung 2016 Synopse.pdf

Hundesteuersatzung Anlage 2.pdf



Anlage 1

Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)

Aufgrund der §§ 5, 8, 45 Abs. 2 Nr. 1 und 99 Abs. 2 des Kommunalverfassungsgesetzes des
Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) in Verbindung mit
den §§ 1 bis 3 und 13a Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes (KAG LSA) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 13.12.1996 (GVBI. LSA S. 405), zuletzt geandert durch Gesetz
vom 17.12.2014 (GVBI. LSA S. 522), hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner
Sitzung am 10.12.2015 die folgende Hundesteuersatzung der Stadt Koéthen (Anhalt)

beschlossen:

§1
Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung

1) 'Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als drei Monate alten Hunden durch
naturliche Personen im Gebiet der Stadt Kéthen (Anhalt). 2Wird das Alter eines Hundes nicht
nachgewiesen, ist davon auszugehen, dass der Hund zum Zeitpunkt der Aufnahme der

Haltung mehr als drei Monate alt war.

(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. 2Hundehalter ist, wer einen oder mehrere Hunde
zu personlichen Zwecken im eigenen Interesse oder im Interesse seiner
Haushaltsangehdrigen im eigenen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat. 3Alle
in einem Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommenen Hunde gelten als von ihren
Haltern gemeinsam gehalten. “Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere

Hunde, haften sie gesamtschuldnerisch.

(3) 'Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen
hat oder auf Probe oder zum Anlernen halt, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund
in einer Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland bereits versteuert wird oder von der
Steuer befreit ist. ?Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder

die Haltung auf Probe oder zum Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten Uberschreitet.

§2

Steuersatz

(1) Die Steuer betragt jahrlich,

1. flr den ersten im Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb gehaltenen Hund 80 Euro,
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2. fur den zweiten im Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb gehaltenen Hund 110 Euro,

3. fir den dritten und jeden weiteren im Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb gehaltenen
Hund 140 Euro,

4. fur den ersten und jeden weiteren im Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb gehaltenen
gefahrlichen Hund 500 Euro.

(2) 'Gefahrliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind Hunde, deren Gefahrlichkeit
vermutet oder im Einzelfall festgestellt wird. 2Die Gefahrlichkeit wird bei Hunden nachfolgend
genannter Rassen sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Rassen
vermutet:

1. Pit-Bull-Terrier,

2. American Staffordshire Terrier,

3. Staffordshire-Bull-Terrier und

4. Bullterrier.
3Im Einzelfall gefahrliche Hunde sind insbesondere Hunde, die auf Angriffslust oder iber das
natlrliche Mal hinausgehende Kampfbereitschaft oder Scharfe gezichtet, ausgebildet oder
abgerichtet sind und Hunde, die sich als bissig erwiesen haben, die wiederholt in
gefahrdrohender Weise Menschen angesprungen haben oder durch ihr Verhalten gezeigt

haben, dass sie unkontrolliert andere Tiere hetzen oder reil3en.

(3) "Hunde, fir die Steuerfreiheit nach § 3 besteht, fiir die Steuerbefreiung nach § 4
gewahrt wird, sowie Hunde, die zum Bestand eines Zwingers nach § 6 gehdren, werden bei
der Berechnung der Anzahl der Hunde nicht berlicksichtigt. ?Hunde, fir die

Steuerermafigung nach § 5 gewahrt wird, werden mitgezahlt.

§3
Steuerfreiheit

Steuerfrei sind
1. Personen, die sich nicht langer als zwei Monate in der Stadt Koéthen (Anhalt)
aufhalten, fir diejenigen Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen, wenn sie
nachweisen kénnen, dass die Hunde in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik
Deutschland versteuert werden oder von der Steuer befreit sind,
2. Tierschutz- und ahnliche Vereine fiur Hunde, die in den dazu unterhaltenen
Tierheimen und ahnlichen Einrichtungen voriibergehend untergebracht sind, sofern

ordnungsgemale Blcher Uber jeden Hund, seine Ein- und Auslieferung und, soweit
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moglich, seinen bisherigen Halter gefuhrt und der Stadt Kéthen (Anhalt) auf

Verlangen vorgelegt werden.

§4

Steuerbefreiung

Steuerbefreiung wird auf Antrag gewahrt fiir geeignete

1.

2.

(1)

Hunde, die ausschlieBlich zum Schutz und der Hilfe blinder, tauber oder sonst
hilfloser Personen dienen; sonst hilflose Personen sind solche Personen, die einen
Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen “B”, “BL”, “aG” oder “H” besitzen,

Gebrauchshunde, die ausschlie3lich zur Bewachung von Herden verwandt werden, in

der bendtigten Anzahl.

§5

Steuerermafigung

Die Steuer ist auf Antrag auf die Halfte des Steuersatzes nach § 2 zu ermaRigen fir

geeignete

1.

3.

(2)

Hunde, die zur Bewachung von Gebauden, welche von dem nachsten bewohnten
Gebaude mehr als 200 m entfernt liegen, erforderlich sind,

Hunde, die von zugelassenen Unternehmen des Bewachungsgewerbes oder von
berufsmafigen Einzelwachtern bei Ausiibung des Wachdienstes benétigt werden,
Jagdhunde von Jagdausiibungsberechtigten, sofern diese Inhaber eines
Jagdscheines sind, jedoch flr hdchstens zwei Hunde,

Hunde, die als Melde-, Sanitats- oder Schutzhunde verwendet werden und die daflr
vorgesehene Prifung vor Leistungsprifern eines von der Stadt Kéthen (Anhalt)
anerkannten Vereins oder Verbandes mit Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der
Prifung ist durch Vorlegen eines Prifungszeugnisses nachzuweisen und die

Verwendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen.

Die Steuer ist auf Antrag um ein Viertel des Steuersatzes nach § 2 zu ermaRigen fir

geeignete

1.

Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftichen Anwesen, welche von dem
nachsten im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 m entfernt liegen,

erforderlich sind,
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2. Hunde, welche von Empfangern von Grundsicherungsleistungen (ALG IlI) bzw.
Sozialgeld nach dem SGBIl oder von Hilfe zum Lebensunterhalt oder
Grundsicherungsleistungen nach dem 3. und 4. Kapitel des SGB XllI gehalten

werden, jedoch nur fir einen Hund.

(3) 'Bei der Ubernahme eines Hundes, von der fiir die Aufnahme von Fundtieren im
Gemeindegebiet der Stadt Kéthen (Anhalt) zustandigen Stelle, ist die Steuer auf Antrag zu
ermafigen. ?Voraussetzung ist, dass der Hund von der zustandigen Stelle als Fundtier aus
dem Gemeindegebiet der Stadt Kéthen (Anhalt) aufgenommen wurde. *Dem Antrag ist eine
entsprechende Bescheinigung beizufiigen. “Die ErmaRigung betragt fur die ersten
12 Monate nach der Ubernahme 50 v. H. des Steuersatzes nach § 2, fiir weitere 12 Monate
25 v. H. des Steuersatzes nach § 2. 5Eine gleichzeitige ErmaRigung nach § 5 Abs. 1 und 2

ist ausgeschlossen.

(4) Steuerermafigungen nach § 5 werden fir gefahrliche Hunde nach § 2 Abs. 2 nicht

gewahrt.

§6

Steuerfreiheit und SteuerermaBigung fiir Hundeziichter

(1) Von zuverlassigen Hundezlchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der
gleichen Rasse, darunter eine Hindin im zuchtfahigen Alter, zu Zuchtzwecken halten, wird
auf Antrag ein ermafigter Steuersatz erhoben, soweit der Zwinger und die Zuchttiere in ein
von einer anerkannten Hundezuchtvereinigung gefihrtes Zucht- oder Stammbuch
eingetragen sind und der Hundezichter sich schriftlich verpflichtet, spater hinzukommende

Tiere in gleicher Weise eintragen zu lassen.

(2) Anerkannte Hundezuchtvereinigungen im Sinne des Absatzes 1 sind solche, denen
das Finanzamt wegen Forderung der Tierzucht im Sinn des § 52 Abs. 2 Nr. 4 AO einen

gemeinnutzigen Zweck nach § 52 Abs. 1 AO bescheinigt hat.
(3) 'Die SteuerermaBigung betragt fur jeden Hund, der zu Zuchtzwecken gehalten wird,

die Halfte der Steuern nach § 2 Abs. 1. 2Das Halten selbstgezogener Hunde ist steuerfrei,

solange sie sich im Zwinger befinden und nicht alter als sechs Monate sind.
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(4)

Die SteuerermaRigung und Steuerfreiheit nach Absatz 3 wird nur unter folgenden

Voraussetzungen gewahrt:

()

1.

fur die Hunde missen geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzgesetzes
entsprechende einwandfreie Unterkunftsraume vorhanden sein,

der Hundezuchter muss ordnungsgemafle Blcher fuhren, aus denen der jeweilige
Bestand und der Verbleib der verduRerten Hunde zu ersehen ist; in diese Bicher ist
einer von der Gemeinde bevollmachtigten Person auf Verlangen Einsicht zu

gewahren,

. Ab- und Zugange von Hunden sind innerhalb einer Woche unter Angabe des Tages

des Ab- oder Zugangs und bei VeraufRerung aul’erdem unter Angabe des Namens

und der Wohnung des Erwerbers bei der Gemeinde anzumelden,

. das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 ist durch Vorlage einer

Bescheinigungen der zustandigen Fachorganisation, bei der der Hund eingetragen

ist, nachzuweisen,

. aller finf Jahre, vor Beginn des neuen Erhebungszeitraumes (§ 8 Abs. 1), hat der

Hundeziichter eine Bescheinigung, die das Vorliegen der Voraussetzungen nach

Absatz 2 nachweist, beizubringen.

Steuerermaligung und Steuerfreiheit nach § 6 wird fir gefahrliche Hunde nach § 2

Abs. 2 nicht gewahrt.

(1)

§7
Allgemeine Voraussetzungen fiir Steuerbefreiung und Steuerermafigung

(Steuervergiinstigung)

'Eine Steuerverglnstigung die bei Anmeldung oder spatestens binnen 14 Tagen

nach Anmeldung des Hundes beantragt wird, wird ab dem Beginn der Steuerpflicht gewahrt.

2Zu einem spateren Zeitpunkt beantragte Steuervergiinstigungen werden ab dem auf die

Antragstellung folgenden Kalendermonat gewahrt.

(2)

Fallen die Voraussetzungen fir eine Steuerverglinstigung weg, so ist dies innerhalb

von zwei Wochen nach dem Wegfall anzuzeigen.

§8

Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuerschuld, Beginn und Ende der Steuerpflicht
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(1) 'Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. 2Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(2) Entsteht oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so ist die Steuer

anteilmaRig auf volle Monate zu berechnen.

(3) 'Die Jahressteuerschuld entsteht zu Beginn des Erhebungszeitraumes am 01.01. des
jeweiligen  Kalenderjahres. 2?Beginnt die  Steuerpflicht erst im Laufe des
Erhebungszeitraumes, entsteht die Steuerschuld mit Beginn des Monats, in dem die
Steuerpflicht beginnt (§ 1 Abs.1). 3In den Fallen des §1 Abs.3 Satz?2 beginnt die
Steuerpflicht mit dem Ersten des Monats, in dem der Zeitraum von zwei Monaten

Uberschritten worden ist.

4) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des Monats, in dem der Hund verauRRert oder

sonst abgeschafft wird, abhandenkommt oder stirbt.

(5) 'Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen Gemeinde beginnt die Steuerpflicht
mit dem Ersten des auf den Zuzug folgenden Monats. ?Bei Wegzug eines Hundehalters aus
der Stadt Kéthen (Anhalt) endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Monats, in den der Wegzug
fallt.

(6) Bei einem Halterwechsel innerhalb der Stadt Kéthen (Anhalt) beginnt die Steuerpflicht
mit dem Ersten des auf den Halterwechsel folgenden Monats; ferner endet die Steuerpflicht

beim Vorbesitzer des Hundes mit Ablauf des Monats, in den der Halterwechsel fallt.

§9

Festsetzung und Filligkeit der Steuer

(1 Die Steuer wird fir ein Kalenderjahr oder, wenn die Steuerpflicht erst wahrend des

Kalenderjahres beginnt, fir den Rest des Kalenderjahres festgesetzt.

(2) 'Die Steuer ist in vierteljahrlichen Raten zum 15.02., 15.05., 15.08 und 15.11. eines
jeden Jahres fallig. 2Sie kann im Voraus entrichtet werden. Endet die Steuerpflicht wahrend
des Vierteljahres oder tritt ein Steuerverglinstigungstatbestand ein, so ist ein die

Jahressteuer Ubersteigender Betrag zu erstatten.
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(3) 'Auf Antrag des Steuerschuldners kann die Hundesteuer abweichend vom Absatz 2
am 01.07. eines jeden Kalenderjahres in einem Jahresbetrag entrichtet werden. ?Der Antrag

muss einmalig spatestens zum 30.11. des vorangehenden Kalenderjahres gestellt werden.

§ 10

Sicherung und Uberwachung der Steuer

(1) 'Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei Wochen nach der
Aufnahme oder, wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hindin
zugewachsen ist, innerhalb von zwei Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt geworden
ist, anzumelden mit Angabe des Geburtsdatums und der Hunderasse. ?Mischlingshunde sind
genau zu definieren. 3Es gelten die § § 15 Abs. 3, 20 GefHuG.

(2) 'Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei Wochen, nachdem er ihn
verauBert oder sonst abgeschafft hat, nachdem der Hund abhandengekommen oder
gestorben ist oder nachdem der Halter aus der Stadt Kéthen (Anhalt) weggezogen ist,
abzumelden. ?Im Fall der Abgabe des Hundes an eine andere Person sind bei der
Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person anzugeben. *Bei Tod des Hundes soll

eine Bescheinigung vom Tierarzt vorgelegt und die glltige Steuermarke abgegeben werden.

(3) 'Die Stadt Kothen (Anhalt) tibersendet fiir jeden Hund eine Hundesteuermarke. 2Der
Hundehalter darf Hunde auf3erhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grundbesitzes
nur mit der sichtbar befestigten gliltigen Steuermarke umherlaufen lassen. *Der Hundehalter
ist verpflichtet, den Beauftragten der Stadt Kéthen (Anhalt) die glltige Steuermarke auf
Verlangen vorzuzeigen. “Andere Gegenstande, die der Steuermarke &hnlich sehen, dirfen
dem Hund nicht angelegt werden. °Bei Verlust der glltigen Steuermarke wird dem

Hundehalter eine neue Steuermarke gegen Ersatz der Kosten ausgehandigt.

(4) In unregelmafigen Abstanden werden Hundebestandsaufnahmen durchgefihrt.

§ 11

BilligkeitsmaRnahmen

'Anspriiche aus dem Steuerschuldverhaltnis kdnnen ganz oder teilweise gestundet werden,

wenn die Einziehung bei Falligkeit eine erhebliche Harte fir den Schuldner bedeuten wirde
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und der Anspruch durch die Stundung nicht gefahrdet erscheint. 2Ist deren Einziehung nach

Lage des Einzelfalls unbillig, kbnnen sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§ 12

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG LSA handelt, wer vorsatzlich

oder leichtfertig als Hundehalter entgegen

1. § 7 Abs. 2 den Wegfall der Voraussetzungen fiir eine Steuerverginstigung nicht

innerhalb von zwei Wochen anzeigt,

N

. § 10 Abs. 1 Satz 1 einen Hund nicht oder nicht innerhalb von zwei Wochen anmeldet,

w

. § 10 Abs. 1 Satz 1 die Hunderasse nicht oder falsch angibt,

N

. §10 Abs. 2 Satz 2 im Fall der Abgabe des Hundes an eine andere Person deren
Name oder Anschrift nicht angibt,
5. § 10 Abs. 3 Satz 2 einen Hund aulerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten
Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte glltige Steuermarke umherlaufen Iasst,
6. § 10 Abs. 3 Satz 3 die Steuermarke auf Verlangen eines Beauftragten der Stadt
Kéthen (Anhalt) nicht vorzeigt,
7. §10 Abs. 3 Satz4 dem Hund andere Gegenstande anlegt, die der Steuermarke
ahnlich sehen
und es dadurch erméglicht, Abgaben zu verklrzen oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile

zu erlangen (Abgabengefahrdung).
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbulRe bis zu zehntausend Euro geahndet
werden.
§13
Inkrafttreten
'Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom

25.10.2001 zuletzt gedndert durch 4. Anderungssatzung zur Hundesteuersatzung der Stadt
Kéthen (Anhalt) vom 25.10.2001 vom 06.11.2009 aufer Kraft.
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Kéthen (Anhalt), 11.12.2015

in Vertretung

Alexander Frolow

Stellvertreter des Oberblrgermeisters (Siegel)
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Ver6ffentlichungsanordnung

1.  Die Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 11.12.2015, Beschluss-Nr.

......... , wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

2.  Es wird auf die Rechtsfolgen nach § 8 Abs. 3 KVG LSA hingewiesen. § 8 Abs. 3 KVG
LSA lautet wie folgt:
,Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die in
diesem Gesetz enthalten oder aufgrund dieses Gesetztes erlassen worden sind,
zustande gekommen, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich
innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung gegenlber der Kommune
geltend gemacht worden ist. Dabei sind die verletzte Vorschrift und die Tatsache, die
den Mangel ergibt zu bezeichnen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschrift Uber die

Genehmigung oder die 6ffentliche Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.*
3. Hiermit ordne ich gemal § 14 Abs. 1 Satz 1 der Hauptsatzung der Stadt Koéthen
(Anhalt) vom 18.11.2014 (AmtsBIl. 12/2014) in der zurzeit geltenden Fassung die

Veroéffentlichung folgenden Beschlusses an:

,=Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)"

Kéthen (Anhalt), 11.12.2015

In Vertretung

Alexander Frolow

Stellvertreter des Oberblrgermeisters (Siegel)
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Hundesteuersatzung.pdf


Neuer Text ist unterstrichen entfallener Text durchgestrichen dargestellt.

Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)

Bemerkungen

Alte Fassung (a. F.)

§1
Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung

(1) 'Gegenstand der Steuer ist das Halten von mehr als
drei Monate alten Hunden durch natirliche Personen im
Gebiet der Stadt Kéthen (Anhalt). 2Wird das Alter eines
Hundes nicht nachgewiesen, ist davon auszugehen,
dass der Hund zum Zeitpunkt der Aufnahme der Haltung
mehr als drei Monate alt war.

(2) 'Steuerpflichtig ist der Hundehalter. 2Hundehalter ist,
wer einen oder mehrere Hunde zu personlichen
Zwecken im eigenen Interesse oder im Interesse seiner
Haushaltsangehoérigen im  eigenen Haushalt oder
Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat. 3Alle in einem
Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommenen
Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam gehalten.
4Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder
mehrere Hunde, haften sie gesamtschuldnerisch.

(3) 'Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege
oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder
zum Anlernen halt, wenn er nicht nachweisen kann, dass
der Hund in einer Gemeinde der Bundesrepublik
Deutschland bereits versteuert wird oder von der Steuer
befreit ist. 2Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn
die Pflege, Verwahrung oder die Haltung auf Probe oder
zum Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten
Uberschreitet.

§2

Steuersatz

(1) Die Steuer betragt jahrlich,

1. fur den ersten im Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb
gehaltenen Hund 80 Euro,

2. fur den zweiten im Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb

Mit Beginn des Monats, in dem der Hund
den dritten Lebensmonat vollendet, beginnt
die Steuerpflicht (siehe auch §8112 n. F.).
Satz 2 n. F. stellt eine Vermutungsregel auf
fur den Fall, dass das Alter des Hundes nicht
festgestellt werden kann.

Der neue Satz 4 stellt klar, dass mehrere
Halter eines Hundes gesamtschuldnerisch
haften.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Mit Beschlusses vom 11.12.2014 zum
Haushaltskonsolidierungskonzept 2015
wurde die Anhebung der Steuersatze in der
dargestellten Hoéhe vom Stadtrat

§1
Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung

(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden
durch natirliche Personen im Gebiet der Stadt Koéthen
(Anhalt).

(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Hundehalter ist,
wer einen oder mehrere Hunde 2zu personlichen
Zwecken im eigenen Interesse oder im Interesse seiner
Haushaltsangehoérigen im eigenen Haushalt oder
Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat. Alle in einen
Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von ihren
Haltern gemeinsam gehalten.

(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege
oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder
zum Anlernen halt, wenn er nicht nachweisen kann, dass
der Hund in einer Gemeinde der Bundesrepublik bereits
versteuert wird oder von der Steuer befreit ist. Die
Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege,
Verwahrung oder die Haltung auf Probe oder zum
Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten uberschreitet.

§2
Steuersatz

(1) Die Steuer betragt jahrlich,
a) fir den ersten Hund 70-€

b} fur den zweiten Hund 96-€






Neuer Text ist unterstrichen entfallener Text durchgestrichen dargestellt.

Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)

Bemerkungen

Alte Fassung (a. F.)

gehaltenen Hund 110 Euro,

3. fur den dritten und jeden weiteren im Haushalt oder
Wirtschaftsbetrieb gehaltenen Hund 140 Euro,

4. fur den ersten und jeden weiteren im Haushalt oder
Wirtschaftsbetrieb gehaltenen  gefahrlichen  Hund
500 Euro.

(2) 'Gefahrliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind
Hunde, deren Gefahrlichkeit vermutet oder im Einzelfall
festgestellt wird. 2Die Gefahrlichkeit wird bei Hunden
nachfolgend genannter Rassen sowie deren Kreuzungen
untereinander oder mit anderen Rassen vermutet:

1. Pit-Bull-Terrier,

2. American Staffordshire Terrier,

3. Staffordshire-Bull-Terrier und

4. Bullterrier.

3Im Einzelfall gefahrliche Hunde sind insbesondere
Hunde, die auf Angriffslust oder Uber das natirliche Maf}
hinausgehende = Kampfbereitschaft oder  Scharfe
gezichtet, ausgebildet oder abgerichtet sind und Hunde,
die sich als bissig erwiesen haben, die wiederholt in
gefahrdrohender Weise Menschen angesprungen haben
oder durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie
unkontrolliert andere Tiere hetzen oder reifl3en.

(3) 'Hunde, fiir die Steuerfreiheit nach § 3 besteht, fir
die Steuerbefreiung nach §4 gewahrt wird, sowie
Hunde, die zum Bestand eines Zwingers nach §6
gehoren, werden bei der Berechnung der Anzahl der
Hunde nicht berlcksichtigt. 2Hunde, fur die
Steuerermaliigung nach §5 gewahrt wird, werden
mitgezahlt.

beschlossen. Zur Umsetzung bedarf es
eines separaten Stadtratsbeschlusses zur
Anderung der Hundesteuersatzung. Die
weiteren Anderungen sollen klarstellen, dass
mehrere  Mitglieder eines  Haushaltes
und/oder Wirtschaftsbetriebes nicht jeweils
einen ersten Hund halten kdénnen. Es kann
in jedem Haushalt nur jeweils einen ersten
Hund geben.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Keine Anderungen.

&) flr den dritten und jeden weiteren Hund 420-€

d) fur den ersten und jeden weiteren gefahrlichen Hund
400-€

(2) Gefahrliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind
Hunde, deren Gefahrlichkeit vermutet oder im Einzelfall
festgestellt wird. Die Gefahrlichkeit wird bei Hunden
nachfolgend genannter Rassen sowie deren Kreuzungen
untereinander oder mit anderen Rassen vermutet: Pit-
Bull-Terrier, American Staffordshire Terrier,
Staffordshire-Bull-Terrier und Bullterrier. Im Einzelfall
gefahrliche Hunde sind insbesondere Hunde, die auf
Angriffslust oder (ber das natirliche Mal
hinausgehende = Kampfbereitschaft oder  Schéarfe
gezlchtet, ausgebildet oder abgerichtet sind und Hunde,
die sich als bissig erwiesen haben, die wiederholt in
gefahrdrohender Weise Menschen angesprungen haben
oder durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie
unkontrolliert andere Tiere hetzen oder reil3en.

(3) Hunde, fur die Steuerfreiheit nach § 3 besteht, fur die
Steuerbefreiung nach § 4 gewahrt wird, sowie Hunde die
zum Bestand eines Zwingers nach § 6 gehdéren, werden
bei der Berechnung der Anzahl der Hunde nicht
berlicksichtigt; Hunde, fiir die Steuerermafiigung nach §
5 gewahrt wird, werden mitgezahilt.
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§3
Steuerfreiheit

Steuerfrei sind

1. Personen, die sich nicht langer als zwei Monate in der
Stadt Kothen (Anhalt) aufhalten, fiir diejenigen Hunde,
die sie bei ihrer Ankunft besitzen, wenn sie nachweisen
kénnen, dass die Hunde in einer anderen Gemeinde der
Bundesrepublik Deutschland versteuert werden oder von
der Steuer befreit sind,

2. Tierschutz- und ahnliche Vereine fur Hunde, die in
den dazu unterhaltenen Tierheimen und &ahnlichen
Einrichtungen vorlibergehend untergebracht sind, sofern
ordnungsgemale Bicher Uber jeden Hund, seine Ein-
und Auslieferung und, soweit moglich, seinen bisherigen
Halter gefihrt und der Stadt Koéthen (Anhalt) auf
Verlangen vorgelegt werden.

§4

Steuerbefreiung

Steuerbefreiung wird auf Antrag gewahrt fir geeignete

1. Hunde, die ausschlie3lich zum Schutz und der Hilfe
blinder, tauber oder sonst hilfloser Personen dienen;
sonst hilflose Personen sind solche Personen, die einen
Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen “B”,
“BL”, “aG” oder “H” besitzen,

2. Gebrauchshunde, die ausschlie3lich zur Bewachung
von Herden verwandt werden, in der bendtigten Anzahl.

§5

SteuerermafBigung

(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Halfte des
Steuersatzes nach § 2 zu ermafigen flr geeignete

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsanderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Es werden nur fir den Zweck geeignete
Tiere von der Steuer befreit. Dies war bisher
in § 7 1 lit. a a. F. geregelt.
Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsanderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Es werden nur fir den Zweck geeignete
Tiere von der Steuer befreit. Dies war bisher

§3
Steuerfreiheit

Steuerfrei sind

a) Personen, die sich nicht langer als zwei Monate in der
Stadt Kéthen aufhalten, fir diejenigen Hunde, die sie bei
ihrer Ankunft besitzen, wenn sie nachweisen kénnen,
dass die Hunde in einer anderen Gemeinde der
Bundesrepublik versteuert werden oder von der Steuer
befreit sind.

b} Tierschutz- und ahnliche Vereine fir Hunde, die in
den dazu unterhaltenen Tierheimen und &hnlichen
Einrichtungen voriibergehend untergebracht sind, sofern
ordnungsgemale Biicher Uber jeden Hund, seine Ein-
und Auslieferung und - soweit moglich - seinen Besitzer
gefihrt und der Stadt Kéthen auf Verlangen vorgelegt
werden.

§4

Steuerbefreiung

Steuerbefreiung wird auf Antrag gewahrt fir

a) Hunde, die ausschliefdlich zum Schutz und der Hilfe
blinder, tauber oder sonst hilfloser Personen dienen.
Sonst hilflose Personen sind solche Personen, die einen
Schwerbehindetenausweis mit dem Merkzeichen “B”,
“BL”, “aG” oder “H” besitzen.

b} Gebrauchshunde, die ausschliel3lich zur Bewachung
von Herden verwandt werden, in der benétigte Anzahl,

§5
Allgemeine Steuerermafligung

(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Halfte des
Steuersatzes nach § 2 zu ermaRigen fir
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1. Hunde, die zur Bewachung von Geb&uden, welche
von dem nachsten bewohnten Gebaude mehr als 200 m
entfernt liegen, erforderlich sind,

2. Hunde, die von zugelassenen Unternehmen des
Bewachungsgewerbes oder von  berufsmafigen
Einzelwachtern bei Austbung des Wachdienstes
bendtigt werden,

3. Jagdhunde von Jagdaustibungsberechtigten, sofern
diese Inhaber eines Jagdscheines sind, jedoch fir
hdchstens zwei Hunde,

4. Hunde, die als Melde-, Sanitats- oder Schutzhunde
verwendet werden und die dafir vorgesehene Prufung
vor Leistungsprifern eines von der Stadt Kéthen (Anhalt)
anerkannten Vereins oder Verbandes mit Erfolg abgelegt
haben; die Ablegung der Prifung ist durch Vorlegen
eines Prifungszeugnisses nachzuweisen und die
Verwendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft
zu machen.

(2) Die Steuer ist auf Antrag um ein Viertel des
Steuersatzes nach § 2 zu erméaRigen flir geeignete

1. Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftlichen
Anwesen, welche von dem nachsten im Zusammenhang

bebauten Ortsteil mehr als 400 m entfernt liegen,
erforderlich sind,

2. Hunde, welche von Empfangern von
Grundsicherungsleistungen (ALG II) bzw. Sozialgeld

nach dem SGB Il oder von Hilfe zum Lebensunterhalt
oder Grundsicherungsleistungen nach dem 3. und 4.
Kapitel des SGB Xll gehalten werden, jedoch nur flr

in§ 7 1lit. a a. F. geregelt.
Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsanderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Der bisherige Text ,auf ein Viertel* wurde
entsprechend dem gemeinten und
tatsachlich angewandten ,um ein Viertel®
angepasst. Es werden nur fir den Zweck
geeignete Tiere von der Steuer befreit. Dies
war bisher in §71lit. a a. F. geregelt. Es
erfolgt eine  Zusammenfassung  der
Tatbestande fur eine 25%-ige ErmafRigung
unter Absatz 2.
Entsprichtdem § 511 a. F.

Mit Beschluss des Stadtrates vom
11.12.2014 zum Haushaltskonsolidierungs-
konzept 2015 wurde festgelegt, dass die
Hundesteuer fur den ersten gehaltenen
Hund nach Vorlage einer Bescheinigung

a) Hunde, die zur Bewachung von Gebauden, welche
von dem nachsten bewohnten Gebaude mehr als 200 m
entfernt liegen, erforderlich sind,

b} Hunde, die von zugelassenen Unternehmen des
Bewachungsgewerbes  oder von  berufsmaRigen
Einzelwachtern bei Ausibung des Wachdienstes
bendtigt werden,

¢} Jagdhunde von Jagdausibungsberechtigten, sofern
diese Inhaber eines Jagdscheines sind, jedoch fir
héchstens zwei Hunde,

&} Hunde, die als Melde-, Sanitats- oder Schutzhunde
verwendet werden und die daflir vorgesehene Prifung
vor Leistungsprifern eines von der Stadt Koéthen
anerkannten Vereins oder Verbandes mit Erfolg abgelegt
haben; die Ablegung der Prifung ist durch Vorlegen
eines Prufungszeugnisses nachzuweisen und die
Verwendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft
zu machen.
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einen Hund.

(3) 'Bei der Ubernahme eines Hundes, von der fiir die
Aufnahme von Fundtieren im Gemeindegebiet der Stadt
Kothen (Anhalt) zustdndigen Stelle, ist die Steuer auf
Antrag zu erméaRigen. 2?Voraussetzung ist, dass der
Hund von der zustandigen Stelle als Fundtier aus dem

Gemeindegebiet der Stadt Koéthen (Anhalt)
aufgenommen _ wurde. S3Dem Antrag ist  eine
entsprechende Bescheinigung beizufligen. “Die

ErmafRigung betragt fur die ersten 12 Monate nach der
Ubernahme 50v. H. des Steuersatzes nach § 2, fiir
weitere 12 Monate 25 v. H. des Steuersatzes nach § 2.
5Eine gleichzeitige ErmaRigung nach § 5 Abs. 1 und 2 ist
ausgeschlossen.

(4) Steuerermaligungen nach § 5 werden flir gefahrliche
Hunde nach § 2 Abs. 2 nicht gewahrt.

Uber den Bezug von Sozialleistungen nicht
mehr um 50 % sondern nur noch um 25 %
ermafigt wird. Neuregelungen zu
Sozialleistungen in Deutschland in den
letzten Jahren machen eine sprachliche
Anpassung des begtinstigten
Personenkreises erforderlich.

Entspricht § 5a a. F.

Steuerermaligungen fur gefahrliche Hunde
werden generell ausgeschlossen.

Siehe § 5 1lI n. F.

Siehe § 51l n. F.

Alte Fassung (a. F.)
P—— fiir oinon Hund.
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Stehe § 5 lin. F. (2) Die ErmaBigung betragt fiir die ersten 12 Monate
nach-derUbernahme 50-v—H-—des-Steuersatzes-nach-§
§2
Siehe § 51l n. F. {3} —Wird —eine—ErmaRigung—nach—dieser—Vorschrift

§6
Steuerfreiheit und SteuerermaBigung fir
Hundeziichter

(1) Von zuverlassigen Hundezlchtern, die mindestens
zwei rassereine Hunde der gleichen Rasse, darunter
eine Hindin im zuchtfahigen Alter, zu Zuchtzwecken
halten, wird auf Antrag ein ermaRigter Steuersatz
erhoben, soweit der Zwinger und die Zuchttiere in ein
von einer anerkannten Hundezuchtvereinigung geflhrtes
Zucht- oder Stammbuch eingetragen sind und der
Hundezichter sich schriftlich verpflichtet, spéater
hinzukommende Tiere in gleicher Weise eintragen zu
lassen.

(2) Anerkannte Hundezuchtvereinigungen im Sinne des
Absatzes 1 sind solche, denen das Finanzamt wegen
Forderung der Tierzucht im Sinn des § 52 Abs. 2 Nr. 4
AO einen gemeinnitzigen Zweck nach § 52 Abs. 1 AO
bescheinigt hat.

(3) 'Die SteuerermaBigung betragt fiir jeden Hund,
der zu Zuchtzwecken gehalten wird, die Halfte der
Steuern nach § 2 Abs. 1. 2Das Halten selbstgezogener
Hunde ist steuerfrei, solange sie sich im Zwinger

Anpassung der Uberschrift an den Inhalt.
Der Begriff ,Zwingersteuer® ist unnétig.
Tatsachlich handelt es sich um eine
Steuerermaligung fur Zuchttiere sowie eine
zeitweilige Steuerfreiheit far deren
Nachkommen.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsanderung.

Keine Anderungen.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

§6
SteuerermaBigung fiir Hundeziichter (Zwingersteuer)

(1) Von zuverladssigen Hundezichtern, die mindestens
zwei rassereine Hunde der gleichen Rasse, darunter
eine Hindin im zuchtfahigen Alter, zu Zuchtzwecken
halten, wird die—Steuer auf Antrag in—Feorm—einer
Zwingersteuer erhoben, soweit der Zwinger und die
Zuchttiere in ein von einer anerkannten
Hundezuchtvereinigung gefihrtes Zucht- oder
Stammbuch eingetragen sind und der Hundeziichter sich
schriftlich verpflichtet, spater hinzukommende Tiere in
gleicher Weise eintragen zu lassen.

(2) Anerkannte Hundezuchtvereinigungen im Sinne des
Abs. 1 sind solche, denen das Finanzamt wegen
Foérderung der Tierzucht im Sinn des § 52 Abs. 2 Nr. 4
AO einen gemeinnitzigen Zweck nach § 52 Abs. 1 AO
bescheinigt hat.

(3) Die Zwingersteuer betragt fir jeden Hund, der zu
Zuchtzwecken gehalten wird, die Halfte der Steuern

nach § 2 Abs. 1, jedoch nicht mehr als die Steuer fur
zwei Hunde. Das Halten selbstgezogener Hunde ist
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Bemerkungen
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befinden und nicht alter als sechs Monate sind.

(4) Die Steuerermafigung und Steuerfreiheit nach
Absatz 3 wird nur unter folgenden Voraussetzungen
gewahrt:

1. fir die Hunde missen geeignete, den Erfordernissen
des Tierschutzgesetzes entsprechende einwandfreie
Unterkunftsrdume vorhanden sein,

2. der Hundeziichter muss ordnungsgemalfie Blicher
fihren, aus denen der jeweilige Bestand und der
Verbleib der verauRerten Hunde zu ersehen ist; in diese
Bicher ist einer von der Gemeinde bevollmachtigten
Person auf Verlangen Einsicht zu gewahren,

3. Ab- und Zugange von Hunden sind innerhalb einer
Woche unter Angabe des Tages des Ab- oder Zugangs
und bei Verduflerung aullerdem unter Angabe des
Namens und der Wohnung des Erwerbers bei der
Gemeinde anzumelden,

4. das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1

ist durch Vorlage einer Bescheinigungen der
zustandigen Fachorganisation, bei der der Hund
eingetragen ist, nachzuweisen,

5. aller finf Jahre, vor Beginn des neuen
Erhebungszeitraumes (§8  Abs.1), hat  der

Hundezichter eine Bescheinigung, die das Vorliegen der
Voraussetzungen nach Absatz 2 nachweist,
beizubringen.

(5) Steuerermafligung und Steuerfreiheit nach § 6 wird
fur gefahrliche Hunde nach § 2 Abs. 2 nicht gewahrt.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsanderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsanderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Eine jahrliche Vorlage ist nicht erforderlich
und wurde deshalb gestrichen.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Steuerermaligungen fur gefahrliche Hunde
werden generell ausgeschlossen.

steuerfrei, solange sie sich im Zwinger befinden und
nicht alter als sechs Monate sind.

(4) Die-mitder Erhel lor Zwi bund
Verginstigung wird nur unter folgenden

Voraussetzungen gewahrt:

1. Fur die Hunde miissen geeignete, den Erfordernissen
des Tierschutzgesetzes entsprechende einwandfreie
Unterkunftsraume vorhanden sein.

2. Der Hundeziichter muss ordnungsgemafe Bicher
fuhren, aus denen der jeweilige Bestand und der
Verbleib der veraufRerten Hunde zu ersehen ist. In diese
Bicher ist einer von der Gemeinde bevollmachtigten
Person auf Verlagen Einsicht zu gewahren.

3. Ab- und Zugange von Hunden sind innerhalb einer
Woche unter Angabe des Tages des Ab- oder Zugangs
und bei Verdullerung auflerdem unter Angabe des
Namens und der Wohnung des Erwerbers bei der
Gemeinde anzumelden.

4 Nishrich, Beai |

5. Aller 5 Jahre, vor Beginn des neuen
Erhebungszeitraumes (§ 9 Abs. 1), hat der
Hundeziichter eine Bescheinigung, die das Vorliegen der
Voraussetzungen nach Abs. 2 nachweist, beizubringen.
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§7
Allgemeine Voraussetzungen fiir Steuerbefreiung
und SteuerermafBigung (Steuervergiinstigung)

(1) 'Eine Steuervergiinstigung die bei Anmeldung oder
spatestens binnen 14 Tagen nach Anmeldung des
Hundes beantragt wird, wird ab dem Beginn der
Steuerpflicht gewahrt. 2Zu einem spateren Zeitpunkt
beantragte Steuerverglinstigungen werden ab dem auf
die Antragstellung folgenden Kalendermonat gewahrt.

(2) Fallen die fur  eine

Voraussetzungen

Formulierung wurde in § 4 Satz 1 bzw. § 51
Ubernommen

Das Vorliegen der Voraussetzungen ist
bereits abschlieRend in § 6 IV Nr. 3 geregelt.

Mit Ausnahme von Antragen, die bei oder
binnen 14 Tagen nach Anmeldung eines
Hundes gestellt werden, wirken alle Antrage
auf Steuervergiinstigungen in die Zukunft,
nicht rickwirkend. Steuerpflichtige sollen
dazu angehalten werden, entsprechende
Antrage zeitnah zu stellen.

Der Entfall der Steuerpflicht bei abgelehnter
Steuerverglnstigung, wenn der Hund binnen
zwei Wochen abgeschafft wird, entfallt. Fir
eine solche steuerliche Besserstellung
besteht kein 6ffentliches Bedurfnis. Vielmehr
wird dadurch die Trennung von dem Tier
belohnt.

Die bewilligte Steuervergiinstigung wird dem
steuerpflichtigen Halter des Hundes in allen

Fallen durch Anderungsbescheid zum
bestehenden Steuerbescheid bekannt
gegeben.

Redaktionelle Anderung ohne

§7
Allgemeine Voraussetzungen fiir Steuerbefreiung
und SteuerermafBigung (Steuervergiinstigung)

Fallen die Voraussetzungen fur  eine
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Steuerverglnstigung weg, so ist dies innerhalb von zwei
Wochen nach dem Wegfall anzuzeigen.

§8
Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuerschuld,
Beginn und Ende der Steuerpflicht

(1) 'Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben.

2Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(2) Entsteht oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines
Kalenderjahres, so ist die Steuer anteilmaRig auf volle
Monate zu berechnen.

(3) 'Die Jahressteuerschuld entsteht zu Beginn des
Erhebungszeitraumes am_ 01.01. des jeweiligen
Kalenderjahres. ?2Beginnt die Steuerpflicht erst im Laufe
des Erhebungszeitraumes, entsteht die Steuerschuld mit
Beginn des Monats, in dem die Steuerpflicht beginnt (§ 1
Abs. 1). 3In den Fallen des § 1 Abs. 3 Satz 2 beginnt die
Steuerpflicht mit dem Ersten des Monats, in dem der
Zeitraum von zwei Monaten Uberschritten worden ist.

(4) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des Monats,
in dem der Hund veraul3ert oder sonst abgeschafft wird,
abhandenkommt oder stirbt.

(5) 'Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen
Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten des
auf den Zuzug folgenden Monats. ?Bei Wegzug eines
Hundehalters aus der Stadt Kéthen (Anhalt) endet die
Steuerpflicht mit Ablauf des Monats, in den der Wegzug
fallt.

Inhaltsdnderung.

Uberschrift an den erweiterten Inhalt

angepasst.

Entspricht§ 91 a. F.

Entspricht§ 91l a. F.

Entspricht §91ll a. F. Die Steuerpflicht
beginnt generell erst mit Beginn des Monats,
in dem der Hund den dritten Lebensmonat
vollendet (siehe § 1 I n. F.).

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsdnderung.

Redaktionelle Anderung ohne
Inhaltsanderung.

Steuerverglnstigung weg, so ist dies innerhalb von zwei

Wochen nach dem Wegfall der-Steuerabteilung-der-Stadt
Kéthen anzuzeigen.

§8
Beginn und Ende der Steuerpflicht

E s M ind o Hund._drei M
geworden—ist: In den Fallen des § 1 Abs. 3 Satz 2
beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten des Monats, in
dem der Zeitraum von zwei Monaten uUberschritten
worden ist.

{2) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des Monats,
in dem der Hund verauf3ert oder sonst abgeschafft wird,
abhanden kommt oder eingeht.

(3) Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen
Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten des
auf den Zuzug folgenden Monats. Bei Wegzug eines
Hundehalters aus der Stadt Kothen endet die
Steuerpflicht mit Ablauf des Monats, in den der Wegzug
fallt.
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(6) Bei einem Halterwechsel innerhalb der Stadt Kéthen
(Anhalt) beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten des auf
den Halterwechsel folgenden Monats; ferner endet die
Steuerpflicht beim Vorbesitzer des Hundes mit Ablauf
des Monats, in den der Halterwechsel fallt.

§9

Festsetzung und Falligkeit der Steuer

(1) Die Steuer wird fur ein Kalenderjahr oder, wenn die
Steuerpflicht erst wahrend des Kalenderjahres beginnt,
fur den Rest des Kalenderjahres festgesetzt.

(2) 'Die Steuer ist in vierteljahrlichen Raten zum 15.02.,
15.05., 15.08 und 15.11. eines jeden Jahres fillig. 2Sie
kann im Voraus entrichtet werden. 3Endet die

Absatz 4 wurde neu aufgenommen. Bei
einem Halterwechsel zwischen in Kéthen
(Anhalt) wohnenden Steuerpflichtigen wirde
es andernfalls zu einer doppelten
Besteuerung kommen. A musste bis zum
Ende des Monats der Haltung zahlen und B
bereits ab dem Monat der Aufnahme der
Hundehaltung. Eine Regelung der
Besteuerung bei Halterwechsel fehlte bisher.

Siehe § 8 n. F.

Siehe §8 1 n. F.

Siehe §8 1 n. F.

Siehe § 8 1l n. F.

Paragraph neu nummeriert.

Keine Anderungen.

Satz 3 der alten Fassung kann wegen
§ 11111 KAG LSA entfallen. Es bedarf
keiner Satzungsregelung.

10

Festsetzung und Falligkeit der Steuer

(1) Die Steuer wird fir ein Kalenderjahr oder - wenn die
Steuerpflicht erst wahrend des Kalenderjahres beginnt -
fur den Rest des Kalenderjahres festgesetzt.
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Steuerpflicht wahrend des Vierteljahres oder tritt ein
Steuervergunstigungstatbestand ein, so ist ein die
Jahressteuer Ubersteigender Betrag zu erstatten.

(3) 'Auf Antrag des Steuerschuldners kann die
Hundesteuer abweichend vom Absatz 2 am 01.07. eines
jeden Kalenderjahres in einem Jahresbetrag entrichtet
werden. 2Der Antrag muss einmalig spéatestens zum
30.11. des vorangehenden Kalenderjahres gestellt
werden.

§10
Sicherung und Uberwachung der Steuer

(1) 'Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund
innerhalb von zwei Wochen nach der Aufnahme oder,
wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm
gehaltenen Hundin zugewachsen ist, innerhalb von zwei
Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt geworden
ist, anzumelden mit Angabe des Geburtsdatums und der
Hunderasse. 2Mischlingshunde sind genau zu definieren.
SEs gelten die §§ 15 Abs. 3, 20 GefHuG.

(2) 'Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei
Wochen, nachdem er ihn verduflert oder sonst

Satz 4 der alten Fassung kann wegen
§ 121 1 KAG LSA entfallen. Es bedarf keiner
Satzungsregelung.

GemaR Satz 3 der neuen Fassung soll eine
Erstattung nicht wegen jedes Kleinbetrages
erfolgen, sondern nur dann, wenn durch die
Verglnstigung oder  Abmeldung der
Jahressteuerbetrag Uberschritten  wird.
Ansonsten erfolgt im Fall einer gewahrten
Vergunstigung ein Ausgleich mit den noch
offenen  Quartalszahlungen. Endet die
Steuerpflicht im laufenden Kalenderjahr.
erfolgt die Erstattung =zuviel geleisteter
Steuerzahlungen.
Hierdurch soll
minimiert werden.

der Verwaltungsaufwand

Eine einmalige Antragstellung genigt. Der
Antrag braucht nicht jahrlich wiederholt zu
werden.

Paragraph neu nummeriert.

Fur gefahrliche Hunde und Hunde, die nach

dem Inkrafttreten des Gesetzes zur
Vorsorge gegen die von Hunden
ausgehenden Gefahren (GefHuG) am

01.03.2009 geboren wurden, gilt fir die
Anmeldung § 15 lll GefHuG. Fr altere Tiere
bedarf es weiterhin einer Satzungsregelung.

Die Streichung des Satzes 3 wird nicht
befirwortet. In den meisten Fallen liegt

11

Alte Fassung (a. F.)
Jahresbetrages—fallig- Sie kann fir-das—ganzeJahr im
Voraus entrichtet werden. Bis zum Zugehen eines neuen
Festsetzungsbescheides ist die Steuer Uber das
Kalenderjahr hinaus zu den gleichen Falligkeitsterminen
weiter Zu entrichten. Fir diejenigen
Hundesteuerschuldner, die fir das Kalenderjahr die
gleiche Hundesteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben,
kann die Festsetzung der Steuer durch o&ffentliche
Bekanntmachung erfolgen. Endet die Steuerpflicht

wahrend des Vierteljahres, so ist die—zuviel-gezahlie
Steuer-zu-erstatien.

(3) Auf Antrag des Steuerschuldners kann die
Hundesteuer abweichend vom Abs. 2 am 01.07. in
einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag muss
spatestens zum 30.11. des vorangehenden
Kalenderjahres gestellt werden.

§H
Sicherung und Uberwachung der Steuer

(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb
von zwei Wochen nach der Aufnahme oder - wenn der
Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen
Hlndin zugewachsen ist - innerhalb von zwei Wochen,
nachdem der Hund drei Monate alt geworden ist, bei der
Stadtverwaltung der Stadt Koéthen anzumelden mit
Angabe der Hunderasse. Mischlingshunde sind genau
zu definieren.

(2) Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei
Wochen, nachdem er ihn verduRert oder sonst






Neuer Text ist unterstrichen entfallener Text durchgestrichen dargestellt.
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Neue Fassung (n. F.)

Bemerkungen

Alte Fassung (a. F.)

abgeschafft hat, nachdem der Hund
abhandengekommen oder gestorben ist oder nachdem
der Halter aus der Stadt Kéthen (Anhalt) weggezogen
ist, abzumelden. 2Im Fall der Abgabe des Hundes an
eine andere Person sind bei der Abmeldung der Name
und die Anschrift dieser Person anzugeben. 3Bei Tod
des Hundes soll eine Bescheinigung vom Tierarzt

vorgelegt und die giltige Steuermarke abgegeben
werden.

(3) 'Die Stadt Kothen (Anhalt) Ubersendet flr jeden
Hund eine Hundesteuermarke. 2Der Hundehalter darf
Hunde auBerhalb seiner Wohnung oder seines
umfriedeten Grundbesitzes nur mit der sichtbar
befestigten glltigen Steuermarke umherlaufen lassen.
SDer Hundehalter ist verpflichtet, den Beauftragten der
Stadt Kothen (Anhalt) die giltige Steuermarke auf
Verlangen vorzuzeigen. “Andere Gegenstande, die der
Steuermarke &hnlich sehen, dirfen dem Hund nicht
angelegt werden. 5Bei Verlust der gliltigen Steuermarke
wird dem Hundehalter eine neue Steuermarke gegen
Ersatz der Kosten ausgehandigt.

(4) In unregelmafigen Abstanden werden

Hundebestandsaufnahmen durchgefihrt.

§11
BilligkeitsmaBnahmen

'Anspriiche aus dem Steuerschuldverhaltnis koénnen

ohnehin eine Bescheinigung des Tierarztes
vor. Mit der Regelung soll vorgebeugt
werden, dass Hunde zum Zwecke der
Steuervermeidung als tot abgemeldet
werden. Die Steuermarke soll abgegeben
werden, damit sie nicht missbraucht werden
kann. Der Aulendienst des Ordnungsamtes
kann bei Kontrollen nicht ohne Weiteres
feststellen, ob eine vorhandene Steuermarke
noch verwendet werden darf oder nicht. Die
Vorschrift kann aber von einer Ist- in eine
Soll-Vorschrift umgewandelt werden. Dies
gibt Spielraum, um im Einzelfall auf Vorlage
von Attest und/oder Steuermarke zu
verzichten.

Hundesteuermarken werden einmalig bei
der Anmeldung zur Steuer an die Halter
ausgegeben. Ein turnusmafiger Versand
neuer Marken erfolgt aus wirtschaftlichen
Grinden nicht mehr. Ist die Marke
beschadigt oder unkenntlich, erfolgt ein
direkter Austausch in der Steuerabteilung.
Wird ein Verlust der Marke angezeigt, wird
gegen Geblhren entsprechend
Verwaltungskostensatzung eine neue Marke
versandt. In allen Fallen eribrigt sich die
Satzungsbestimmung aus Absatz 3 Satz 4.

Keine Anderungen.

Paragraph neu nummeriert.

Redaktionelle Anderung ohne

12

abgeschafft hat, nachdem der Hund abhanden
gekommen oder eingegangen ist oder nachdem der
Halter aus der Stadt Kéthen weggezogen ist, bei der
Steuerabteilung der Stadt Kéthen abzumelden. Im Fall
der Abgabe des Hundes an eine andere Person sind bei
der Abmeldung der Name und die Anschrift dieser
Person anzugeben. Bei Tod des Hundes ist eine
Bescheinigung vom Tierarzt und die giiltige Steuermarke

vorzulegen.

(3) Die Stadt Kéthen Ubersendet fiir jeden Hund eine
Hundesteuermarke. Der Hundehalter darf Hunde
aullerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten
Grundbesitzes nur mit der sichtbar befestigten gultigen
Steuermarke umherlaufen lassen. Der Hundehalter ist
ver- pflichtet, den Beauftragten der Stadt Koéthen die
gultige Steuermarke auf Verlangen vorzuzeigen. Bis-—zur
0 | . S st dio b ;

Steuermarke—zu—befestigen—oder—vorzuzeigen. Andere
Gegenstande, die der Steuermarke &hnlich sehen,
dirfen dem Hund nicht angelegt werden. Bei Verlust der
gultigen Steuermarke wird dem Hundehalter auf-Antrag

eine neue Steuermarke gegen Ersatz der Kosten
ausgehandigt.
(4) In unregelmaBigen Abstanden werden

Hundebestandsaufnahmen durchgefihrt.

§12
BilligkeitsmaBnahmen

£ Anspriche aus dem Steuerschuldverhaltnis kénnen
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Neue Fassung (n. F.)

Bemerkungen

Alte Fassung (a. F.)

ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die
Einziehung bei Falligkeit eine erhebliche Harte fur den
Schuldner bedeuten wirde und der Anspruch durch die
Stundung nicht gefdhrdet erscheint. 2Ist deren
Einziehung nach Lage des Einzelfalls unbillig, kdnnen
sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§12
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG
LSA handelt, wer vorsatzlich oder leichtfertig als
Hundehalter entgegen

1. § 7 Abs. 2 den Wegfall der Voraussetzungen fur eine
Steuerverglnstigung nicht innerhalb von zwei Wochen
anzeigt,

2. §10 Abs.1 Satz1 einen Hund nicht oder nicht
innerhalb von zwei Wochen anmeldet,

3. § 10 Abs. 1 Satz 1 die Hunderasse nicht oder falsch
angibt,

4. 8§ 10 Abs. 2 Satz 2 im Fall der Abgabe des Hundes an
eine_andere Person deren Name oder Anschrift nicht

angibt,

Inhaltsdnderung.

Paragraph neu nummeriert.

Der Verweis auf § 16 KAG LSA wurde dem
§ 13 Il a. F. entnommen und prazisiert.
Erlauterungen zu Absatz 1-2:

Die Tatbestande des Absatzes 1 Nummer 1
- 7 kénnen dem Steuerpflichtigen einen
ungerechtfertigten Vorteil bringen. Aus
diesem Grund ist bei solchen
Ordnungswidrigkeiten auf das KAG LSA
(Kommunalabgabengesetz) zu verweisen.
Dies erfolgte bisher in Absatz 2 und wurde
sprachlich  entsprechend der dortigen
Tatbestande angepasst. Daruber hinaus
wurden die Tatbestdnde entsprechend der
Reihenfolge in der Satzung neu gegliedert.

Siehe § 13INr.5a. F.

13

ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die
Einziehung bei Falligkeit eine erhebliche Harte flr den
Schuldner bedeuten wirde und der Anspruch durch die
Stundung nicht gefahrdet erscheint. Ist deren Einziehung
nach Lage des Einzelfalls unbillig, kbnnen sie ganz oder
zum Teil erlassen werden.

§13
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, vorsatzlich oder

leichtfertig

wer

1) als Hundehalter-entgegen § 7 Abs. 4 den Wegfall der
Voraussetzungen fir eine Steuerverginstigung nicht
rechizeitig anzeigt,

2) alsHundehalter-entgegen § 11 Abs. 1 einen Hund
nicht oder nicht rechizeitig anmeldet,
3)-alsHundehalter-entgegen-§11-Abs—2 einen-Hund
4) als—Hundehalter-entgegen § 11 Abs. 3 einen Hund

aullerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten
Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte glltige
Steuermarke umherlaufen lasst, die Steuermarke auf
Verlangen des Beauftragten der Stadt Kéthen nicht
vorzeigt oder dem Hund andere Gegenstande, die der
Steuermarke ahnlich sehen, anlegt,
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Anlage 3

Neue Fassung (n. F.)

Bemerkungen

Alte Fassung (a. F.)

5. §10 Abs.3 Satz2 einen Hund aullerhalb seiner
Wohnung oder seines umfriedeten Grundbesitzes ohne
sichtbar befestigte gultige Steuermarke umherlaufen
lasst,

6. § 10 Abs. 3 Satz 3 die Steuermarke auf Verlangen
eines Beauftragten der Stadt Koéthen (Anhalt) nicht
vorzeigt,

7. §10 Abs. 3 Satz4 dem Hund andere Gegenstande
anlegt, die der Steuermarke ahnlich sehen

und es dadurch ermdglicht, Abgaben zu verkirzen oder
nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu erlangen
(Abgabengefahrdung).

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRRe bis
zu zehntausend Euro geahndet werden.

§13
Inkrafttreten

'Diese Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. 2Gleichzeitig
tritt die Hundesteuersatzung vom 25.10.2001 zuletzt
geandert durch 4. Anderungssatzung zur
Hundesteuersatzung der Stadt Koéthen (Anhalt) vom
25.10.2001 vom 06.11.2009 auBer Kraft.

Siehe § 13 I Nr. 4 a. F.

Siehe § 13INr. 4 a. F.

Siehe § 13INr. 4 a. F.

Der Tatbestand war gemaf § 16 1l KAG LSA
zu erganzen.

Der Bulgeldrahmen orientiert sich an den
Vorgaben des § 16 Il KAG LSA. Die dort
vorgesehene Spanne wird ausgeschopft, um
so auch in besonders schwerwiegenden
Fallen angemessen reagieren zu kdénnen.

Keine Bemerkungen.

5) nicht die richtige Hunderasse angibt.

(2) Auf—die—BuBgeldvorsechriffen—des—§—16
KommunalabgabengesetzLand—Sachsen-Anhaltin—der
aweils.aiilt £ ird hiormi . _

§14
Schlussbestimmungen

Die Hundesteuersatzung tritt am 01.01.2002 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom
11.10.1990 aulder Kraft.
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Anlage 2

20-020

Hundesteuersatzung der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 25.10.2001

Auf der Grundlage der §§ 4, 6 und 91 der Gemeindeordnung flir das Land Sachsen-Anhalt
(GO LSA) vom 05. Oktober 1993 (GVBI. S. 568) in der derzeit glltigen Fassung in
Verbindung mit den §§ 1 — 3 sowie § 13 Kommunalabgabengesetz des Landes Sachsen-
Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBI. S.
406) in der derzeit glltigen Fassung hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner
Sitzung am 25. Oktober 2001 folgende Satzung beschlossen:

§1
Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung

(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden durch natirliche Personen im Gebiet
der Stadt Kéthen (Anhalt).

(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Hundehalter ist, wer einen oder mehrere Hunde zu
persdnlichen Zwecken im eigenen Interesse oder im Interesse seiner Haushaltsangehdérigen
im eigenen Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen hat. Alle in einem Haushalt
aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam gehalten.

(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat
oder auf Probe oder zum Anlernen halt, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund in
einer Gemeinde der Bundesrepublik bereits versteuert wird oder von der Steuer befreit ist.
Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder die Haltung auf
Probe oder zum Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten Uberschreitet.

§2

Steuersatz

(1) Die Steuer betragt jahrlich,

a) fur den ersten Hund 70 €

b) fir den zweiten Hund 95 €

c) fur den dritten und jeden weiteren Hund 120 €

d) fir den ersten und jeden weiteren gefahrlichen Hund 400 €

(2) Gefahrliche Hunde im Sinne dieser Satzung sind Hunde, deren Gefahrlichkeit vermutet
oder im Einzelfall festgestellt wird. Die Gefahrlichkeit wird bei Hunden nachfolgend
genannter Rassen sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Rassen
vermutet:

Pit-Bullterrier, American Staffordshire- Terrier, Staffordshire- Bullterrier und Bullterrier.

Im Einzelfall gefahrliche Hunde sind insbesondere Hunde, die auf Angriffslust oder Gber das
naturliche Mal} hinausgehende Kampfbereitschaft oder Scharfe geziichtet, ausgebildet oder
abgerichtet sind und Hunde, die sich als bissig erwiesen haben, die wiederholt in
gefahrdrohender Weise Menschen angesprungen haben oder durch ihr Verhalten gezeigt
haben, dass sie unkontrolliert andere Tiere hetzen oder reil3en.

(3) Hunde, fur die Steuerfreiheit nach § 3 besteht, fur die Steuerbefreiung nach § 4 gewahrt
wird, sowie Hunde die zum Bestand eines Zwingers nach § 6 gehdren, werden bei der
Berechnung der Anzahl der Hunde nicht berticksichtigt; Hunde, fir die Steuerermafigung
nach § 5 gewahrt wird, werden mitgezahit.





§3
Steuerfreiheit

Steuerfrei sind

a) Personen, die sich nicht langer als zwei Monate in der Stadt Kéthen aufhalten, fur
diejenigen Hunde, die sie bei ihrer Ankunft besitzen, wenn sie nachweisen kénnen, dass die
Hunde in einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert werden oder von der
Steuer befreit sind.

b) Tierschutz- und ahnliche Vereine flir Hunde, die in den dazu unterhaltenen Tierheimen
und ahnlichen Einrichtungen voriibergehend untergebracht sind, sofern ordnungsgemale
Bucher uber jeden Hund, seine Ein- und Auslieferung und - soweit méglich - seinen Besitzer
gefuhrt und der Stadt Kéthen auf Verlangen vorgelegt werden.

§4

Steuerbefreiung

Steuerbefreiung wird auf Antrag gewahrt fir

a) Hunde, die ausschliefdlich zum Schutz und der Hilfe blinder, tauber oder sonst hilfloser
Personen dienen. Sonst hilflose Personen sind solche Personen, die einen
Schwerbehindetenausweis mit dem Merkzeichen “B”, “BL”, “aG” oder “H” besitzen.

b) Gebrauchshunde, die ausschlieRlich zur Bewachung von Herden verwandt werden, in der
bendtigte Anzahl,

§5

Allgemeine SteuererméBligung

(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Halfte des Steuersatzes nach § 2 zu ermaRigen flr

a) Hunde, die zur Bewachung von Gebauden, welche von dem nachsten bewohnten
Gebaude mehr als 200 m entfernt liegen, erforderlich sind,

b) Hunde, die von zugelassenen Unternehmen des Bewachungsgewerbes oder von
berufsmafigen Einzelwachtern bei Ausibung des Wachdienstes bendtigt werden,

c) Jagdhunde von Jagdausiibungsberechtigten, sofern diese Inhaber eines Jagdscheines
sind, jedoch fur héchstens zwei Hunde,

d) Hunde, die als Melde-, Sanitats- oder Schutzhunde verwendet werden und die daftr
vorgesehene Prifung vor Leistungspriifern eines von der Stadt Kéthen anerkannten Vereins
oder Verbandes mit Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der Priifung ist durch Vorlegen
eines Prifungszeugnisses nachzuweisen und die Verwendung des Hundes in geeigneter
Weise glaubhaft zu machen.

(2) Fur Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen, welche von dem
nachsten im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 m entfernt liegen, erforderlich
sind, ist die Steuer auf Antrag auf ein Viertel des Steuersatzes nach § 2 zu ermafigen.

(3) Fur Hunde, die von Empfangern laufender Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem
Bundessozial- hilfegesetz und von solchen Personen, die diesen einkommensmalig
gleichstehen, gehalten werden, ist die Steuer auf Antrag auf die Halfte des Steuersatzes
nach § 2 zu ermaRigen, jedoch nur fir einen Hund.





§ 5a )
Besondere SteuererméBligung bei der Ubernahme von Hunden

(1) Bei der Ubernahme eines Hundes, von der fiir die Aufnahme von Fundtieren im
Gemeindegebiet der Stadt (Anhalt) zustandigen Stelle, ist die Steuer auf Antrag zu
ermafigen. Voraussetzung ist, dass der Hund von der zustandigen Stelle als Fundtier aus
dem Gemeindegebiet der Stadt Kéthen (Anhalt) aufgenommen wurde. Dem Antrag ist eine
entsprechende Bescheinigung beizuflgen.

(2) Die ErmaRigung betragt fur die ersten 12 Monate nach der Ubernahme 50 v. H. des
Steuersatzes nach § 2, flr weitere 12 Monate 25 v. H. des Steuersatzes nach § 2.

(3) Wird eine Ermafigung nach dieser Vorschrift gewahrt, ist eine gleichzeitige Ermafigung
nach § 5 ausgeschlossen.

§6

SteuererméBigung fiir Hundeziichter (Zwingersteuer)

(1) Von zuverlassigen Hundezichtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der gleichen
Rasse, darunter eine Hindin im zuchtfahigen Alter, zu Zuchtzwecken halten, wird die Steuer
auf Antrag in Form einer Zwingersteuer erhoben, soweit der Zwinger und die Zuchttiere in
ein von einer anerkannten Hundezuchtvereinigung geflihrtes Zucht- oder Stammbuch
eingetragen sind und der Hundeztichter sich schriftlich verpflichtet, spater hinzukommende
Tiere in gleicher Weise eintragen zu lassen.

(2) Anerkannte Hundezuchtvereinigungen im Sinne des Abs. 1 sind solche, denen das
Finanzamt wegen Fdrderung der Tierzucht im Sinn des § 52 Abs. 2 Nr. 4 AO einen
gemeinnitzigen Zweck nach § 52 Abs. 1 AO bescheinigt hat.

(3) Die Zwingersteuer betragt fur jeden Hund, der zu Zuchtzwecken gehalten wird, die Halfte
der Steuern nach § 2 Abs. 1, jedoch nicht mehr als die Steuer fir zwei Hunde.

Das Halten selbstgezogener Hunde ist steuerfrei, solange sie sich im Zwinger befinden und
nicht

alter als sechs Monate sind.

(4) Die mit der Erhebung der Zwingersteuer verbundene Verginstigung wird nur unter
folgenden Voraussetzungen gewahrt:

1. Fur die Hunde mussen geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzgesetzes
entsprechende einwandfreie Unterkunftsraume vorhanden sein.

2. Der Hundeziichter muss ordnungsgemafe Blicher fliihren, aus denen der jeweilige
Bestand und der Verbleib der veraufierten Hunde zu ersehen ist. In diese Blcher ist einer
von der Gemeinde bevollmachtigten Person auf Verlagen Einsicht zu gewahren.

3. Ab- und Zugange von Hunden sind innerhalb einer Woche unter Angabe des Tages des
Ab- oder Zugangs und bei VerauRerung auflerdem unter Angabe des Namens und der
Wohnung des Erwerbers bei der Gemeinde anzumelden.

4. Alljahrlich, vor Beginn des neuen Erhebungszeitraumes (§ 9 Abs. 1), hat der
Hundeziichter Bescheinigungen der zustandigen Fachorganisation, bei der die Hunde
eingetragen sind, vorzulegen, die nachweisen, dass die in Abs. 1 genannten
Voraussetzungen erflllt sind.

5. Aller 5 Jahre, vor Beginn des neuen Erhebungszeitraumes (§ 9 Abs. 1), hat der
Hundezichter eine Bescheinigung, die das Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 2
nachweist, beizubringen.





§7
Allgemeine Voraussetzungen fiir Steuerbefreiung und Steuererméafligung
(Steuervergiinstigung)

(1) Steuerverglnstigung wird nur gewahrt, wenn

a) der Hund, flr den Steuervergunstigung in Anspruch genommen wird, flr den
angegebenen Verwendungszweck hinlanglich geeignet ist,

b) in den Fallen des § 6 ordnungsgemafie Blicher Uber jeden Hund, seinen Erwerb und
seine Veraulierung geflhrt und der Stadt Kéthen auf Verlangen vorgelegt werden.

(2) Der Antrag auf Steuerverglinstigung ist innerhalb von zwei Wochen nach Aufnahme des
Hundes, bei versteuerten Hunden mindestens zwei Wochen vor Beginn des Monats, in dem
die Steuerverglinstigung wirksam werden soll, schriftlich bei der Steuerabteilung der Stadt
Kothen zu stellen. Bei verspatetem Antrag wird die Steuer flir den nach Eingang des Antrags
beginnenden Kalendermonat auch dann nach den Steuerséatzen des § 2 erhoben, wenn die
Voraussetzungen fur die beantragte Steuerverglnstigung vorliegen. Wird die rechtzeitig
beantragte Steuerverglinstigung flr einen neu angeschafften Hund abgelehnt, so wird die
Steuer nicht erhoben, wenn der Hund binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe des
ablehnenden Bescheides wieder abgeschafft wird.

(3) Uber die Steuervergiinstigung wird eine Bescheinigung ausgestellt. Die
Steuervergunstigung gilt nur fir die Halter, fir die sie beantragt und bewilligt worden ist.

(4) Fallen die Voraussetzungen fur eine Steuervergunstigung weg, so ist dies innerhalb von
zwei Wochen nach dem Wegfall der Steuerabteilung der Stadt Kéthen anzuzeigen.

§8
Beginn und Ende der Steuerpflicht

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem Ersten des Monats, in dem der Hund aufgenommen
worden ist, bei Hunden, die dem Halter durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hindin
zuwachsen, jedoch erst mit dem Ersten des Monats, in dem der Hund drei Monate alt
geworden ist. In den Fallen des § 1 Abs. 3 Satz 2 beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten
des Monats, in dem der Zeitraum von zwei Monaten Uberschritten worden ist.

(2) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des Monats, in dem der Hund verauf3ert oder
sonst abgeschafft wird, abhanden kommt oder eingeht.

(3) Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit
dem Ersten des auf den Zuzug folgenden Monats. Bei Wegzug eines Hundehalters aus der
Stadt Kéthen endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Monats, in den der Wegzug fallt.

§9

Erhebungszeitraum, Entstehung der Steuerschuld

(1) Die Steuer wird als Jahressteuer erhoben. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.

(2) Entsteht oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so ist die Steuer
anteilmaRig auf volle Monate zu berechnen.

(3) Die Jahressteuerschuld entsteht jeweils zu Beginn des Erhebungszeitraumes am 01.01.
des jeweiligen Kalenderjahres. Beginnt die Steuerpflicht erst im Laufe des
Erhebungszeitraumes, entsteht die Steuerschuld mit Beginn des Monats, in dem die
Steuerpflicht beginnt (§ 8 Abs. 1).





§ 10
Festsetzung und Fiélligkeit der Steuer

(1) Die Steuer wird fur ein Kalenderjahr oder - wenn die Steuerpflicht erst wahrend des
Kalenderjahres beginnt - flir den Rest des Kalenderjahres festgesetzt.

(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des Festsetzungsbescheides
fur die zuruckliegende Zeit vierteljahrlich am 15.02., 15.05., 15.08., und 15.11. jeden Jahres
mit dem Viertel des Jahresbetrages fallig. Sie kann fir das ganze Jahr im Voraus entrichtet
werden. Bis zum Zugehen eines neuen Festsetzungsbescheides ist die Steuer Uber das
Kalenderjahr hinaus zu den gleichen Falligkeitsterminen weiter zu entrichten. Fir diejenigen
Hundesteuerschuldner, die fir das Kalenderjahr die gleiche Hundesteuer wie im Vorjahr zu
entrichten haben, kann die Festsetzung der Steuer durch 6ffentliche Bekanntmachung
erfolgen.

Endet die Steuerpflicht wahrend des Vierteljahres, so ist die zuviel gezahlte Steuer zu
erstatten.

(3) Auf Antrag des Steuerschuldners kann die Hundesteuer abweichend vom Abs. 2 am
01.07.

in einem Jahresbetrag entrichtet werden. Der Antrag muss spatestens zum 30.11. des
vorangehenden Kalenderjahres gestellt werden.

§ 11
Sicherung und Uberwachung der Steuer

(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei Wochen nach der
Aufnahme oder - wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hiindin
zugewachsen ist - inner- halb von zwei Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt
geworden ist, bei der Stadtverwaltung der Stadt Kéthen anzumelden mit Angabe der
Hunderasse. Mischlingshunde sind genau zu definieren.

(2) Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei Wochen, nachdem er ihn veraufRert
oder sonst abgeschafft hat, nachdem der Hund abhanden gekommen oder eingegangen ist
oder nachdem der Halter aus der Stadt Kéthen weggezogen ist, bei der Steuerabteilung der
Stadt Kéthen abzumelden. Im Fall der Abgabe des Hundes an eine andere Person sind bei
der Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person anzugeben. Bei Tod des Hundes
ist eine Bescheinigung vom Tierarzt und die gultige Steuermarke vorzulegen.

(3) Die Stadt Kéthen Gbersendet fir jeden Hund eine Hundesteuermarke. Der Hundehalter
darf Hunde aufierhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grundbesitzes nur mit der
sichtbar befestigten gultigen Steuermarke umherlaufen lassen. Der Hundehalter ist ver-
pflichtet, den Beauftragten der Stadt Kéthen die glltige Steuermarke auf Verlangen
vorzuzeigen. Bis zur Ubersendung einer neuen Steuermarke ist die bisherige Steuermarke
zu befestigen oder vorzuzeigen. Andere Gegenstande, die der Steuermarke ahnlich sehen,
durfen dem Hund nicht angelegt werden.

Bei Verlust der giiltigen Steuermarke wird dem Hundehalter auf Antrag eine neue
Steuermarke gegen Ersatz der Kosten ausgehandigt.

(4) In unregelmafigen Abstanden werden Hundebestandsaufnahmen durchgefuhrt.

§12
BilligkeitsmaBBRnahmen

(1) Anspriiche aus dem Steuerschuldverhaltnis kbnnen ganz oder teilweise gestundet
werden, wenn die Einziehung bei Falligkeit eine erhebliche Harte fir den Schuldner
bedeuten wirde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefahrdet erscheint. Ist deren
Einziehung nach Lage des Einzelfalls unbillig, kbnnen sie ganz oder zum Teil erlassen
werden.





§13
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder leichtfertig

1) als Hundehalter entgegen § 7 Abs. 4 den Wegfall der Voraussetzungen fiir eine
Steuerverginstigung nicht rechtzeitig anzeigt,

2) als Hundehalter entgegen § 11 Abs. 1 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig anmeldet,
3) als Hundehalter entgegen § 11 Abs. 2 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet,
4) als Hundehalter entgegen § 11 Abs. 3 einen Hund aul3erhalb seiner Wohnung oder seines
umfriedeten Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte glltige Steuermarke umherlaufen lasst,
die Steuermarke auf Verlangen des Beauftragten der Stadt Kéthen nicht vorzeigt oder dem
Hund andere Gegenstande, die der Steuermarke ahnlich sehen, anlegt,

5) nicht die richtige Hunderasse angibt.

(2) Auf die BuRgeldvorschriften des § 16 Kommunalabgabengesetz Land Sachsen-Anhalt in
der jeweils gultigen Fassung wird hiermit verwiesen.

§ 14
Schlussbestimmungen

Die Hundesteuersatzung tritt am 01.01.2002 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 11.10.1990 aul3er Kraft.

Kéthen (Anhalt), den 30.Oktober 2001

Der Oberblrgermeister

In Vertretung

Dr. Weise

Stellvertretender Oberblrgermeister

(1. Anderung veréffentlicht im Amtsblatt 12/2002 vom 20.12.2002)

(2. Anderung verdéffentlicht im Sonderdruck Nr. 01/2003 vom 19.12.2003)
(3. Anderung veroffentlicht im Amtsblatt Nr. 3/2005 vom 24.03.2005)

(4. Anderung veroffentlicht im Amtsblatt Nr. 11/2009 vom 20.11.2009)





Anlage zur Sitzungsvorlage
Hundesteuersatzung Anlage 2.pdf


2.8

Neufassung der Satzung der Stadt
Kothen (Anhalt) zur Umlage der
Verbandsbeitrage der
Unterhaltungsverbande "Westliche
Fuhne-Ziethe" und "Taube-Landgraben"



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015126/4
Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium Sitzung am: 09.11.2015
Ortschaftsrat Dohndorf TOP: 28
Amt: Amt 73 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015126/4
Az.: erstellt am: 18.09.2015
Betreff
Neufassung der Satzung der Stadt Kdothen (Anhalt) zur Umlage der
Verbandsbeitrage der Unterhaltungsverbande "Westliche Fuhne-Ziethe"
und "Taube-Landgraben”
Beratungsfolge
Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]02.11.2015: Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde 02.11.2015
2(04.11.2015: Ortschaftsrat Wilknitz 04.11.2015
3(05.11.2015: Ortschaftsrat Baasdorf 05.11.2015
4109.11.2015: Ortschaftsrat Dohndorf 09.11.2015
5110.11.2015: Ortschaftsrat Merzien 10.11.2015
6(11.11.2015: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 11.11.2015
7111.11.2015: Ortschaftsrat Arensdorf 11.11.2015
8(01.12.2015: Hauptausschuss
9110.12.2015: Stadtrat

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t die Neufassung der Satzung der Stadt Kothen (Anhalt) zur Umlage
der Verbandsbeitrdge der Unterhaltungsverbénde ,Westliche Fuhne-Ziethe* und ,Taube-
Landgraben®.

Gesetzliche Grundlagen:
Wassergesetz LSA; KAG



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Durch Anderungen im Wassergesetz des Landes Sachsen-Anhalt ergeben sich fiir die
Umlage der Beitrage der Gewasserunterhaltungsverbande auf die Grundstiickseigentimer
Anderungen fur die gemeindlichen Gewasserumlagesatzungen. Die wesentlichste
Neuregelung, die zum 1.1.2015 umgesetzt werden muss, betrifft den Erschwernisbeitrag fur
die Gewasserunterhaltung auf der Umlageebene Gemeinde-Grundstiickseigentiimer (8 56
Abs. 1 WG LSA). Am Umlagemodus auf der Ebene der Unterhaltungsverbénde zu den
Gemeinden andert sich dagegen nichts. Hier muss der ermittelte Erschwernisbeitrag noch
immer entsprechend der Einwohnerzahl in den Gemeinden erhoben werden (8§ 55 Abs. 3
WG LSA).

Bislang wurde der Erschwernisbeitrag einwohnerbezogen erhoben. Diese Regelung hat der
Gesetzgeber gedndert und einen flachenbezogenen Erschwernisbeitrag eingefihrt. Dieser
Erschwernisbeitrag ist von allen Grundstiickseigentimern zu zahlen, deren Flachen nicht
Grundsteuer A-pflichtig sind.

Somit ergibt sich bei der Umlage auf die Grundstlickseigentiimer neben dem einheitlichen
Flachenbeitrag fur alle Flachen des Gemeindegebietes, ein zweiter Flachenbeitrag, der nur
auf die nicht Grundsteuer A-pflichtigen Flachen verteilt wird.

Mit dieser Regelung andert sich lediglich der Verteilungsmalfistab der
Unterhaltungserschwernis im Rahmen der Umlageerhebung der Gemeinden. Im Gegensatz
zum vorherigen Einwohnermalf3stab flihrt er zur Entlastung der Wohnbauflachen, weil die
einwohnerlosen Industrie- und Gewerbegrundstiicke nunmehr bertcksichtigt werden. Dies
fuhrt zu einer gerechteren Verteilung des Erschwernisbeitrages, der aus den versiegelten
Flachen entsteht.

Fur das Erhebungsjahr 2015 wurden durch Steuerabteilung und Umweltamt der Stadt
Kdthen alle Flachen ermittelt, die nicht der Grundsteuer A unterliegen. Diese wurden
flachengenau den beiden Unterhaltungsverbanden zugeordnet und daraus der
Erschwernisbeitrag je Hektar berechnet.

Fur das Veranlagungsjahr 2015 ergeben sich folgende Umlagesatze:

1. Unterhaltungsverband ,Westliche Fuhne-Ziethe":
Flachenbeitrag - 8,06 €/ha
Erschwernisbeitrag - 22,36 €/ha

2. Unterhaltungsverband , Taube-Landgraben”
Flachenbeitrag: - 9,23 €/ha
Erschwernisbeitrag - 1,99 €/ha

Die starke Abweichung im Erschwernisbeitrag zwischen beiden Verbanden erklart sich aus
dem unterschiedlichen Anteil an Verkehrs- und Siedlungsflachen in den Verbandsgebieten,
sowie den Einwohnerzahlen.

Im Gebiet des UHV ,Taube-Landgraben” sind nur 10 % der Flache den Verkehrs- und
Siedlungsflachen zuzuordnen, wahrend im Verbandsgebiet des UHV ,Westliche Fuhne-
Ziethe" der Anteil bei 16 % liegt. Die Verbande erheben die Erschwernisse Uber die
Einwohnerzahl, so dass der hohe Beitragssatz im UHV ,Westliche Fuhne-Ziethe"
(Stadtgebiet Kéthen; OT Dohndorf, Lébnitz, Wilknitz, Arensdorf, Baasdorf und Teile
Merziens) durch die dichte Besiedelung zustande kommt. Dagegen befinden sich im
Verbandsgebiet des UHV , Taube-Landgraben® nur die Einwohner der Ortschaft Elsdorf.

Da von der bisherigen Satzung zur Umlage der Verbandsbeitrage auf die
Grundstiickseigentiimer bereits die 3. Anderungssatzung vorliegt, hat sich die Verwaltung
entschlossen, eine Neufassung fiir 2015 zu erstellen. Die zu beschlieliende Satzung
orientiert sich an der aktuellen Orientierungssatzung des MLU. Sie wurde im Vorfeld mit der
Kommunalaufsichtsbehoérde des Landkreises Anhalt-Bitterfeld abgestimmit.



Die Verwaltung empfiehlt daher dem Stadtrat, die vorliegende Satzung zu beschlielen.



P B B

Satzung.pdf Ubersicht Beitrdge.pdf Beispiel.pdf



Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Umlage der Verbandsbeitrige der
Unterhaltungsverbiinde ,,Westliche Fuhne/Ziethe* und ,,Taube-Landgraben*
(Gewiisserumlagesatzung)

Aufgrund des § 56 des Wassergesetzes fiir das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom
16.Mirz 2011 (GVBI. LSA S. 492), zuletzt gedndert durch Artikel 20 des Gesetzes zur
Reform des Kommunalverfassungsrechts des Landes Sachsen-Anhalt und zur
Fortentwicklung sonstiger kommunalrechtlicher Vorschriften vom 17. Juni 2014 (GVBI. LSA
S. 288), der §§ 2, 5, 8, 11,36, 45, 90 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt (KVG-LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBI. LSA S. 288) und der §§ 1 und 2 des
Kommunalabgabengesetzes fiir das Land Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13.Dezember 1996, zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
17.12.2014 (GVBI. LSA S.522), hat der Stadtrat in seiner Sitzung am 10.12.2015 die folgende
Satzung zur Umlage der Verbandsbeitriage der Unterhaltungsverbinde ,,Westliche Fuhne-
Ziethe* und ,,Taube-Landgraben* beschlossen:

§ 1 Allgemeines

(1) Die Stadt Kothen ist gemdfl § 54 Abs. 3 WG LSA fiir die in ihrem Stadtgebiet gelegenen
Flichen gesetzliches Mitglied in den Unterhaltungsverbdnden ,,Westliche Fuhne/Ziethe*
und ,, Taube-Landgraben*.

(2) Die Gemeinden der Unterhaltungsverbande ,,Westliche Fuhne/Ziethe* und ,, Taube-
Landgraben* haben auf der Grundlage der §§ 28 Abs.1 des Gesetzes iiber Wasser- und
Bodenverbande (WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBLI S. 405), zuletzt gedndert durch das
Gesetz vom 15. Mai 2002 (BGBI. I S. 1578), § 55 WG LSA sowie der Satzungen der
beiden Unterhaltungsverbénde Beitrdge zu leisten, die zur Erfillung der Aufgaben des
Verbandes erforderlich sind, sowie die Kosten zu tragen, die die Unterhaltungsverbinde
nach § 56 a WG LSA fiir die Unterhaltung der Gewdsser erster Ordnung abzuflihren
haben.

(3) Grundstiick im Sinne dieser Satzung ist das Grundstiick im biirgerlich-rechtlichen Sinn.

(4) Umlagen werden wie Gebiihren nach dem Kommunalabgabengesetz erhoben.

§ 2 Gegenstand der Umlage

Die Stadt K&then legt die Beitriage, die ihr aus ihrer gesetzlichen Mitgliedschaft in den
Unterhaltungsverbidnden entstehen, auf die Umlageschuldner um.

§ 3 Umlagepflicht

Die Umlagepflicht fiir den Flachenbeitrag besteht fiir alle Grundstiicke des Stadtgebietes. Die
Umlagepflicht fiir den Erschwernisbeitrag besteht fiir alle Grundstiicke des Stadtgebietes, die
nicht der Grundsteuer A unterliegen.

§ 4 Umlageschuldner

(1) Umlageschuldner ist, wer Eigentiimer eines im Stadtgebiet gelegenen, zum
Verbandsgebiet gehdrenden Grundstiickes ist.

(2) Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, tritt an die Stelle des Eigentiimers der
Erbbauberechtigte.





(3) Sind die Umlageschuldner nach Abs. 1 und 2 nicht zu ermitteln, ist ersatzweise derjenige
zu der Umlage heranzuziehen, der im Erhebungszeitraum das Grundstiick nutzt. Der
Umlageschuldner ist dann nicht zu ermitteln, wenn der Eigentiimer oder der
Erbbauberechtigte aus dem Liegenschaftskataster nicht bestimmt werden kann.

(4) Mehrere Umlageschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 5 Entstehung der Umlageschuld; Erhebungszeitraum

(1) Die Umlageschuld entsteht mit Beginn des Kalenderjahres fiir das die Umlage
festzusetzen ist, frilhestens jedoch mit der Bekanntgabe des Beitragsbescheides des
Unterhaltungsverbandes an die Stadt Kothen (Anhalt). Erhebungszeitraum ist das
Kalenderjahr.

(2) Die Festsetzung der Umlage erfolgt durch Bescheid, der mit anderen Grundstiicksabgaben
oder Steuern zusammengefasst werden kann.

§ 6 Umlagemalistab

(1) Berechnungsgrundlage flir die Umlage des Fldchen- und des Erschwemisbeitrages ist die
Flache des im jeweiligen Verbandsgebiet gelegenen Grundstiicks.

(2) Wird das Grundstiick von Flachen verschiedener Verbandsgebiete geschnitten, so wird der
Flachen- und Erschwernisbeitrag anteilig berechnet.

§ 7 Umlagesatz

(1) Grundlage fiir die Ermittlung des Umlagesatzes flir den Fléchenbeitrag ist der jdhrliche
Flachenbeitragssatz pro Hektar der Unterhaltungsverbénde. Der Erschwernisbeitragssatz
wird ermittelt aus dem vom Unterhaltungsverband geforderten jahrlichen
Erschwernisbeitrag dividiert durch die Flache im Stadtgebiet, die nicht Grundsteuer A-
pflichtig ist. So ergibt sich ebenfalls ein Flachenbeitrag pro Hektar.

(2) Fiir die Flachen im Verbandsgebiet des Unterhaltungsverbandes ,,Westliche Fuhne/Ziethe*
betragt der Satz zur Umlage des Flichenbeitrages fiir das Kalenderjahr 2015
8,06 €/ha.

Der Umlagesatz fiir den Erschwernisbeitrages betrigt fiir das Kalenderjahr 2015
22,36 €/ha.

(3) Fiir die Flachen im Verbandsgebict des Unterhaltungsverbandes ,,Taube-Landgraben*
betridgt der Flidchenbeitragssatz fir das Kalenderjahr 2015 9,23 €/ha.
Der Erschwernisbeitragssatz betrigt fir das Kalenderjahr 2015 1,99 €/ha.

(4) Fir Grundstiicke, die durch die Verbandsgrenze des Unterhaltungsverbandes ,,Westliche
Fuhne/Ziethe* und des Unterhaltungsverbandes ,,Taube-Landgraben® geschnitten werden,
wird der Flachenbeitrag anteilig, entsprechend dem vom Landesamt fiir Hochwasserschutz
ermittelten prozentualen Anteil der Grundstiicksflaiche am jeweiligen Verbandsgebiet,

berechnet.

(5) Entfillt auf ein durch beide Verbdnde geschnittenes Grundstiick ein Erschwernisbeitrag,
so wird er ebenfalls entsprechend dem ermittelten prozentualen Anteil der
Grundstiicksfliche am jeweiligen Verbandsgebiet berechnet.





§ 8 Falligkeit

(1) Die Umlage wird einen Monat nach Bekanntgabe des Umlagebescheides gegentiber dem
Umlageschuldner fillig.

(2) Im Abgabenbescheid kann bestimmt werden, dass er auch flir zukiinftige Zeitabschnitte
gilt, solange sich die Berechnungsgrundlage nicht dndert.

§ 9 Auskunftspflichten

(1) Sind fiir die Erhebung und Bemessung der Umlage Auskiinfte oder Unterlagen des
Umlagepflichtigen notwendig, hat dieser die Auskiinfte auf Aufforderung zu erteilen bzw.
die Unterlagen zur Verfligung zu stellen.

(2) Der Umlagepflichtige ist zur Mitwirkung bei der Ermittlung von notwendigen Angaben
zur Umlagegrundlage verpflichtet. Er kommt der Mitwirkungspflicht insbesondere
dadurch nach, dass er die fur die Umlageermittlung erheblichen Tatsachen vollstindig und
wahrheitsgemif offen legt und die ihm bekannten Beweismittel angibt.

(3) Verweigert der Umlagepflichtige seine Mitwirkung oder teilt er nur unzureichende
Angaben mit, so kann die Umlageveranlagung aufgrund von Schitzung erfolgen.

(4) Die Umlageschuldner sind verpflichtet, Anderungen der fiir die Umlage relevanten
Tatsachen (wie Eigentiimerwechsel) der Stadt Kéthen (Anhalt) binnen eines Monats
schriftlich anzuzeigen.

(5) Die Stadt Kothen (Anhalt) ist berechtigt, an Ort und Stelle zu priifen, ob die zur
Feststellung der Umlage gemachten Angaben den Tatsachen entsprechen.

§10 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG LSA handelt, wer den Vorschriften
des § 9 tiber die Auskunfts- und Mitwirkungspflichten vorsitzlich oder leichtfertig
zuwiderhandelt, indem er Anderungen der fiir die Umlage relevanten Tatsachen nicht
binnen eines Monats der Stadt Kéthen (Anhalt) anzeigt oder die fiir die Erhebung und
Bemessung der Umlage notwendigen Angaben nicht oder nur unzureichend macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu 10.000 € geahndet werden.

§ 11 Billigkeitsmafinahmen

Die Umlage kann ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei Filligkeit
eine erhebliche Harte fiir den Schuldner bedeuten wiirde und der Anspruch durch die
Stundung nicht gefdhrdet erscheint. Ist deren Einziehung nach Lage des Einzelfalls unbillig,
kann sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§ 12 Datenverarbeitung

(1) Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Umlageschuldner sowie zur
Feststellung und Erhebung der Umlage nach § 2 ist die Verarbeitung der hierfur
erforderlichen personen- und grundstiicksbezogenen Daten nach §§ 9 und 10
Datenschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (DSG LSA) durch die Stadt Kothen
(Anhalt) zuldssig.





(2) Die Stadt K6then (Anhalt) darf die filir die Veranlagung der Grundsteuer bekannt
gewordenen personen- und grundstiicksbezogenen Daten flir die in Abs. 1 genannten
Zwecke nutzen und sich die Informationen von den entsprechenden Amtern (Finanz- und
Steuer-, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und Grundbuchamt) ibermitteln lassen.

§ 13 In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt riickwirkend zum 01.01.2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung zur
Umlage der Verbandsbeitrige der Unterhaltungsverbénde ,,WestlicheFuhne/Ziethe* und

., Taube-Landgraben“ vom 14.10.2010 und deren Anderungssatzungen vom 14.09.2012, vom
03.09.2013 und vom 10.06.2014 aufler Kraft.





Anlage zur Sitzungsvorlage
Satzung.pdf
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Übersicht Beiträge.pdf


Vergleich der Umlage nach alter und neuer Gesetzeslage
Beispiel: 600 m2 Wohngrundstiick; 4-Personenhaushalt

UHV "Westliche Fuhne/Ziethe

bisherige Beitragssatze Umlage fir 0.g.Beispiel

Flachenbeitragssatz: 8,06 €/ha 0,48 €
Erschwernis: 1,33 €/ Einwohner 5,32 €
Gesamt, bisher: 5,80 €

neue Beitragssatze
8,06 €/ha

22,36 €/ha

Gesamt, neu:

Umlage fiir 0.g.Beispiel
0,48 €
1,34 €

1,83 €

UHV "Taube-Landgraben"

bisherige Beitragsséatze Umlage fur o0.g.Beispiel

Flachenbeitragssatz: 9,23 €/ha 0,55 €
Erschwernis: 0,64 €/Einwohner 2,56 €
Gesamt, bisher: 3,11 €

neue Beitragssatze
9,23 €/ha

1,99 €/ha

Gesamt, neu:

Umlage fur o0.g.Beispiel
0,55 €
0,12 €

0,67 €

Schlussfolgerung: Mit dem neuen Umlagemalf3stab entsteht eine finanzielle Entlastung der bewohnten Grundstiicke






Anlage zur Sitzungsvorlage
Beispiel.pdf


2.9

Satzung Uber die Festlegung der
Schulbezirke



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2015143/5
Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 09.11.2015
Ortschaftsrat Dohndorf TOP: 29
Amt: Amt 40 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2015143/5
Az.: erstellt am: 15.10.2015
Betreff
Satzung Uber die Festlegung der Schulbezirke

Beratungsfolge

Nr. |Gremium

Ist-Termin |Ergebnis

©CoO~NOUODWNE

02.11.2015:
04.11.2015:
05.11.2015:
05.11.2015:
09.11.2015:
10.11.2015:
11.11.2015:
01.12.2015:
10.12.2015:

Ortschaftsrat Lobnitz an der Linde
Ortschaftsrat Wilknitz
Ortschaftsrat Baasdorf

Sozial- und Kulturausschuss
Ortschaftsrat Dohndorf
Ortschaftsrat Merzien
Ortschaftsrat Arensdorf
Hauptausschuss

Stadtrat

02.11.2015
04.11.2015
05.11.2015
05.11.2015
09.11.2015
10.11.2015
11.11.2015

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t die Satzung Uber die Festlegung der Schulbezirke fir die
Grundschulen in Tragerschaft der Stadt Kothen (Anhalt).

Gesetzliche Grundlagen:
- KVG LSA 88 8,45 Abs. 2Nr. 1
- SchulG LSA § 41 Abs. 1




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Aufgrund der 88 8 und 45 Abs. 2 Nummer 1 Kommunalverfassungsgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 i. V. m. § 41 Abs. 1 Schulgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (SchulG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung am 22.02.2013 legt die
Stadt Kéthen (Anhalt) fir Schulen in ihrer Tragerschaft mit Zustimmung der Schulbehérde
Schulbezirke fest.

Eine geltende Satzung Uber Schulbezirke fir Schulen in Tragerschaft der Stadt Kéthen
(Anhalt) war bis zum Inkrafttreten des Kommunalverfassungsgesetzes nicht notwendig. Hier
war ein Beschluss des Stadtrates ausreichend.

Die Stadt Kéthen (Anhalt) ist Schultrager von vier Grundschulen, die Naumannschule, die
Kastanienschule, die Ratkeschule und die Regenbogenschule. Die Schulstandorte sind tber
das Stadtgebiet verteilt. In den letzten funf Jahren haben sich die einzelnen Stadtgebiete
stark verandert. Durch Abriss und NeuerschlieBung haben sich die Strukturen in den
Schulbezirken gewandelt.

Am deutlichsten sind die Schulbezirke Ratkeschule und Regenbogenschule betroffen. Im
Bereich Ratkeschule wurden zwei neue Wohngebiete mit Siedlungscharakter entwickelt.
Hier wurden vorrangig Einfamilienhauser gebaut. Das hatte zur Folge, dass offensichtlich
vorrangig junge Familien in dieses Wohngebiet gezogen sind und damit in diesem
Schulbezirk ein starker Zulauf zu verzeichnen ist. Fir den Hort Ratkeschule musste mehr
Mals fur den Hortbetrieb die Betriebserlaubnis erhéht werden, auf Grund der zunehmenden
Schilerzahlen. Fur den Schulbetrieb und den Hortbetreib stehen keine separaten Raume
zur Verflgung. Dies entspricht nicht den gesetzlichen Vorgaben. In dieser Schule befinden
sich alle Raume in einer Doppelnutzung. Morgens fir den Unterricht und ab 13.20 Uhr fur
den Hort. Das fihrte dazu, dass in Bezug auf die Betriebserlaubnis fur den Hort durch den
Landkreis nur noch eine Ausnahmegenehmigung fur das Schuljahr 15/16 erteilt wurde. Nach
Ablauf dieser Ausnahmegenehmigung wird eine erneute Ausnahme zur Betriebserlaubnis
nicht genehmigungsfahig sein. Die Alternative zum Verandern der Schulbezirke, ist ein
Erweiterungsbau fiir den Hortbereich. Aus haushaltsrechtlicher Sicht indiskutabel, da tber
alle vier Standorte gedacht, Kapazitaten zur Verfligung stehen. Mit dieser Mal3gabe
mussten die vier Schulbezirke tGberdacht werden, um die Ratkeschule langfristig zu
entlasten.

In der Regenbogenschule stellt sich die Situation véllig anders dar. Hier ist ein stetiger
Ruckgang der Schiilerzahlen zu verzeichnen. Ursache dessen, ist der Abriss von
Wohneinheiten Uber einen langeren Zeitraum in der Risternbreite.

Um die vier Grundschulen effektiv zu nutzen, wurden die Schulbezirke tUiberarbeitet und neu
strukturiert. Ausgangspunkt war hierbei auch die Betrachtung der Lage der Ortsteile und
deren bisherige Zuordnung. Ziel war auch, die Schulwege so kurz wie mdglich zu halten.
Mit der Anderung der Schulbezirke verandern sich die kiinftigen Schiilerzahlen in den vier
Grundschulen. Als Anlage 1 wurden die Schilerzahlen fir die nachsten funf Jahre
dargestellt, die eingeschult werden. Die Ubersicht zeigt die Schiilerzahlen einmal, wenn die
Schulbezirke unverandert bleiben wirden. Gegeniibergestellt wurden die kiinftigen
Schiilerzahlen nach Anderung der Schulbezirke. Hier wird langfristig die Ratkeschule
entlastet. In den anderen Grundschulen kann entsprechend ihrer Kapazitat gearbeitet
werden.



In den Anlagen 2 und 3 wurde jeweils eine Ubersicht tiber die bisherigen Schulbezirke und
Uber die kinftigen Schulbezirke im gesamten Stadtgebiet, einschlielich der Schiler aus der
Stadt Sudliches Anhalt mit den Ortsteilen Gro3badegast, Kleinbadegast und Pfriemsdorf
dargestellt. Auf Grund einer Vereinbarung werden die Kinder aus dem Sudlichen Anhalt in
die Kastanienschule eingeschult.

Als Anlage 4 wurden die Schulbezirke mit ihrer bisherigen Straf3enzuordnung dargestellt und
die Neuzuordnung in Anlage 5 vorgenommen. In der Anlage 7 ist die Darstellung der
zuklnftigen Zuordnung der StraRen zu den Schulbezirken im gesamten Stadtgebiet Kéthen
dargestellt.

Der Schulbezirk Regenbogenschule hat sich vergroRert. Die Regenbogenschule ist die
Grundschule mit der groRten Kapazitat. Hier wurden ein Teil der Stral3enziige aus der
Ratkeschule und Naumannschule zugeordnet. Zurzeit sind in der Regenbogenschule 150
Kinder eigeschult.

Der Schulbezirk Ratkeschule wurde verkleinert und etwas verschoben. Die Ratkeschule ist
von der Kapazitat die kleinste Grundschule mit der derzeit gréRten Schiilerzahl von zurzeit
245 Kindern.

Der Schulbezirk Naumannschule ist von der Anzahl der Schiler in etwa gleich geblieben,
jedoch von der StrafRenzuordnung hat sich der Schulbezirk verschoben. Hier sind in diesem
Schuljahr 197 Kinder eingeschult. Das entspricht in etwa der Kapazitat.

Der Schulbezirk Kastanienschulen hat sich von seiner Struktur am meisten verandert.
Jedoch die kinftigen Schuilerzahlen nicht. Hier sind naheliegende Ortsteile zugeordnet
worden und StralRenziige verschoben worden. Die Schule besuchen in diesem Schuljahr
130 Kinder. Die Kapazitat gibt hier noch etwas Freiraum.

Ab dem Schuljahr 2016/ 17 werden die vier Grundschulen 2-3 zlgig gefahren, d. h. es
werden mindestens 2, maximal 3 Klassen pro Jahrgang gebildet.

Die Grundschulen im Stadtgebiet Kéthen sind alle innerhalb von 45 Minuten Geh- und
Fahrzeit in eine Richtung zu erreichen, was laut Schulentwicklungsplanung des Landkreises
Anhalt — Bitterfeld als zumutbar gilt.

AbschlieRend sei zu bemerken, dass dem Schultrager eine Zustimmung des
Landesschulamtes Sachsen — Anhalt zur Anderung der Schulbezirke der Stadt Kéthen
(Anhalt) und zur Vereinbarung zwischen der Stadt Stdliches Anhalt und der Stadt Kéthen
(Anhalt) zur Beschulung der Schiler aus den Ortsteilen GroRbadegast, Kleinbadegast und
Pfriemsdorf in der Kastanienschule vorliegt.

Die Stadtverwaltung empfiehlt daher dem Stadtrat, der Beschlussempfehlung zu folgen.



Anlage 1 - Anderung Schulbezirke.pdf Anlage 6 - Schulbezirkssatzung.pdf Anlage 2.pdf

Anlage 3.pdf Anlage A.pdf Anlage 5.pdf Anlage 7.pdf
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Anlage 6

Satzung iiber die Festlegung von Schulbezirken fiir Grundschulen in der Stadt Kéthen
(Anhalt)
(Schulbezirkssatzung)

Aufgrund der §§ 5, 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) in Verbindung mit den
§§ 41, 65 und 66 des Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (SchulG LSA) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22.02.2013 (GVBI. LSA S. 68), zuletzt gedndert durch Ge-
setz vom 24.06.2014 (GVBI. LSA S. 350), hat der Stadtrat der Stadt K&then (Anhalt) in sei-
ner Sitzung am 10.12.2015 die folgende Satzung iiber die Festlegung von Schulbezirken fiir
Grundschulen in der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlossen:

§1

Geltungsbereich

(1) 'Diese Satzung legt die Schulbezirke der Grundschulen in der Tragerschaft der Stadt
Kéthen (Anhalt) fest. 2Die Schulbezirke gelten fur alle Schilerinnen und Schiller mit Haupt-
wohnsitz in der Stadt Kéthen (Anhalt), die ab Inkrafttreten der Satzung schulpflichtig werden,
erstmalig jedoch zum Schuljahr 2016/2017. *Daruber hinaus gilt diese Satzung auch fir die-
jenigen Schulerinnen und Schiiler aus dem Gebiet eines anderen Schultragers, soweit mit
der Stadt Kéthen (Anhalt) die Aufnahme gemaf § 66 SchulG vereinbart ist.

(2) Die Festlegung der Schulbezirke durch diese Satzung gilt nicht fir Schilerinnen und
Schuler die bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits eine Grundschule in Tragerschaft der
Stadt Kéthen (Anhalt) besuchen.

§2
Schulbezirke

Die Schulbezirke der

1. Grundschule ,Johann Friedrich Naumann*
2. Grundschule ,Kastanienschule”

3. Grundschule ,\Wolfgang Ratke"
4

. Grundschule ,Regenbogenschule”

Seite 1 von 2





Schulbezirkssatzung

bestimmen sich nach den Festlegungen in der Anlage 1 zu dieser Satzung.

§3

Inkrafttreten

Diese Satzung‘;t‘ritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Kéthen (Anhalt),

In Vertretung

Alexander Frolow
Stellvertreter des Oberbiirgermeisters (Siegel)

Seite 2 von 2
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